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95. Sitzung 

Bonn, den 26. März 1982 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsident Stücklen: Die Sitzung ist eröffnet. 

(Die Abgeordneten erheben sich) 

Der Deutsche Bundestag trauert um sein Mitglied 
Dr. Hans Hubrig, der in den frühen Morgenstunden 
des gestrigen Tages nach langer, schwerer Krank-
heit verstorben ist. 

Hans Hubrig wurde am 15. April 1924 in Celle ge-
boren. Nach Abitur und Kriegsdienst studierte er 
von 1945 bis 1950 Pädagogik, Psychologie und Sozio-
logie an der Universität Göttingen und schloß sein 
Studium mit der Promotion im Fach Pädagogik ab. 
Nach vierjähriger Tätigkeit als wissenschaftlicher 
Assistent am Pädagogischen Seminar der Universi-
tät Göttingen trat er in die Geschäftsführung der fa-
milieneigenen Unternehmen ein. 

Hans Hubrig hat sich auf allen Ebenen des politi-
schen Lebens mit großem Einsatz betätigt. Viele 
Jahre war er Ratsmitglied seiner Heimatgemeinde, 
danach seit 1973 Fraktionsvorsitzender im Kreistag 
des Landkreises Celle und von 1974 bis 1976 Mitglied 
des Niedersächsischen Landtages. 

Dem Bundestag hat er in der 6. Wahlperiode und 
wieder seit der 8. Wahlperiode angehört. Er war Mit-
glied des Ausschusses für Forschung und Technolo-
gie und stellvertretendes Mitglied des Haushalts-
ausschusses. 

Schwerpunkte seiner politischen Arbeit waren die 
Energiepolitik und die Forschungsförderung. In 
zahlreichen Veröffentlichungen hat er zu diesen 
Themen kenntnisreich Stellung genommen. 

Der Deutsche Bundestag verliert mit Hans Hubrig 
einen kochgeschätzten und fähigen Abgeordneten. 
Den Angehörigen und der CDU/CSU-Fraktion spre-
che ich im Namen des Deutschen Bundestages auf-
richtige und herzliche Anteilnahme aus. Der Deut-
sche Bundestag wird Hans Hubrig ein dankbares 
und ehrendes Gedenken wahren. 

Sie haben sich zu Ehren des Verstorbenen von den 
Plätzen erhoben. Ich danke Ihnen. 

Wir treten in die Tagesordnung ein. Ich rufe den 
Tagesordnungspunkt 15 auf: 

Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU, SPD und FDP Verfahren der EG-Kom

-

mission gegen den Zehnten Rahmenplan der 

Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" 
— Drucksache 9/1449 — 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat ist eine 
Debattenrunde vereinbart worden. — Ich sehe, daß 
das Haus damit einverstanden ist. Es wird dement-
sprechend verfahren. 

Zum Wort hat sich der Herr Abgeordnete Unland 
gemeldet. Bitte sehr. 

Dr. Unland (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften hat am 6. November 1981 auf der 
Grundlage des Art. 93 des EWG-Vertrages ein Prüf-
verfahren gegen den Zehnten Rahmenplan der Ge-
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur" eingeleitet und darin Beden-
ken gegen die Regionalförderung in 15 Arbeits-
marktregionen der Bundesrepublik Deutschland er-
hoben. Dieses Prüfverfahren wirft vielfältige Grund-
satzprobleme der Regional- und Wettbewerbspolitik 
im Rahmen der EG auf und läßt sich in seinen Ge-
samtauswirkungen, die sich möglicherweise mittel-
und längerfristig für die regionale Wirtschaftsförde-
rung in der Bundesrepublik Deutschland ergeben 
können, gar nicht ernst genug nehmen. Um so mehr 
freue ich mich, daß es in dieser für unser Land wich-
tigen Frage zu einer einheitlich ablehnenden Hal-
tung aller Fraktionen dieses Hauses gekommen 
ist. 

Mit Ihrem Prüfverfahren, meine Damen und Her-
ren, greift die EG-Kommission erstmalig auf Grund 
der Wettbewerbsvorschriften in den Art. 92 und 93 
des EWG-Vertrages ein gesamtes, in sich geschlosse-
nes nationales Fördersystem an und verlangt, daß 
der Festlegung der deutschen Fördergebiete völlig 
andere Kriterien zugrunde gelegt werden, als sie die 
zuständigen Instanzen in Bund und Ländern ge-
meinsam beschlossen haben. Dies geschieht unmit-
telbar, nachdem sich Bund und Länder in einer bei-
spielhaften politischen Kraftanstrengung im ver-
gangenen Jahr auf eine sehr deutliche Reduzierung 
der regionalen Wirtschaftsförderung in gebietsmä-
ßiger und finanzieller Hinsicht geeinigt und damit 
unter Beweis gestellt haben, daß sie die regionalen 
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Beihilfen in den sachgerechten und problemadäqua-
ten Grenzen halten wollen. 

Selbstverständlich erkennen auch wir die Not-
wendigkeit und auch die Befugnis der EG-Kommis-
sion an, im Rahmen der erforderlichen Wettbe-
werbspolitik des Gemeinsamen Marktes nicht nur 
die sektoralen, sondern auch die regionalen Beihil-
fen zu kontrollieren, soweit sie die Gefahr von Wett-
bewerbsverzerrungen in sich tragen. Hierüber gibt 
es für uns keine Diskussion. Entscheidend aber ist, 
daß sich die Kommission streng an die Zielsetzung 
und an den rechtlichen Rahmen der wettbewerblich 
orientierten Kontrolle des Art. 92 EWG-Vertrag hal-
ten und entsprechend die angelegten Kriterien wett-
bewerbspolitisch ausrichten muß. Auf keinen Fall 
dagegen, so meinen wir, darf die EG-Kommission 
eine eigene regionalpolitische Konzeption an die 
Stelle der jeweiligen nationalen Regionalpolitik set-
zen. Dies verbietet schon allein die Grundsatzbe-
stimmung des Art. 104 EWG-Vertrag, worauf in dem 
gemeinsamen Antrag aller Fraktionen dieses Hau-
ses auf Drucksache 9/1449 auch nachdrücklich hin-
gewiesen wird. 

Meine Fraktion sieht in der unverkennbaren Ten-
denz des Prüfverfahrens zum Zentralismus in der 
Regionalpolitik einen der bedenklichsten Aspekte 
des Vorgehens der EG-Kommission. Diese Tendenz 
zeigt sich übrigens auch in den Vorschriften über die 
sogenannte Koordinierung der nationalen Regional-
politiken im Vorschlag der Kommission für eine 
neue Verordnung über den Europäischen Regional-
fonds. 

Unsere bundesstaatliche Ordnung sieht aus guten 
Gründen vor, daß die primäre Zuständigkeit für die 
regionale Wirtschaftsförderung bei den Ländern 
liegt. Es erscheint unvorstellbar, daß in der Europäi-
schen Gemeinschaft die regionalpolitischen Befug-
nisse der Mitgliedstaaten noch weiter zurückge-
drängt werden sollen. Damit die Effizienz der Regio-
nalpolitik im Rahmen der Gemeinschaft etwa stei-
gern zu wollen, erscheint uns schlechthin ein absolu-
ter Irrweg. 

Neben diesen politischen Bemerkungen muß auch 
auf gravierende Mängel des methodischen und ge-
danklichen Grundansatzes der EG-Kommission hin-
gewiesen werden. Ich meine hier vor allem die pri-
märe Anwendung von Gemeinschaftsdurchschnit -
ten, die ich für gänzlich ungeeignet halte, die regio-
nalpolitischen Probleme in den einzelnen Mitglied-
staaten sachgerecht zu verdeutlichen, geschweige 
denn etwa wettbewerbspolitisch orientierte Maß-
stäbe zu liefern. 

Ganz unabhängig davon ist die Beschränkung auf 
lediglich zwei Indikatoren, nämlich Arbeitslosen-
quote und Bruttoinlandsprodukt, mehr als fragwür-
dig. Es ist mir unverständlich, wie etwa die Arbeits-
losen- und Einkommensentwicklung in Irland, Grie-
chenland oder in Zukunft vielleicht auch in Portugal 
oder Spanien in irgendeinem Zusammenhang mit 
den regionalwirtschaftlichen Problemen etwas des 
Emslandes, Nordfrieslands, Oberbayerns oder des 
Ruhrgebietes oder des Münsterlandes gebracht wer-
den kann. 

Meine Fraktion appelliert daher an die Kommis-
sion, die großen und erfolgreichen Bemühungen von 
Bund und Ländern zur sachgerechten Eingrenzung 
der deutschen Regionalförderung anzuerkennen 
und nicht zu versuchen, das ausgewogene deutsche 
System der Gemeinschaftsaufgabe zu erschüttern. 
Vordringlich ist vielmehr, solche Beihilfen in allen 
Mitgliedstaaten unter gleichen Bedingungen zu kon-
trollieren, von denen nachweislich schwerwiegende 
Wettbewerbsverfälschungen und damit schwerwie-
gende Gefahren für das Funktionieren des Gemein-
samen Marktes ausgehen. Hier hat die EG-Kommis-
sion, wie wir meinen, noch ein umfangreiches Betä-
tigungsfeld. 

Noch kurz ein Wort zur Zonenrandförderung. Die 
EG-Kommission hat in diesem Verfahren zwar 
keine unmittelbaren Bedenken gegen die Zonen-
randförderung erhoben, aber mit ihrem Begehren 
nach einem Bericht über die Entwicklung des Zo-
nenrandgebietes auch in seinen jeweiligen Einzelre-
gionen ihre Auffassung erneuert, daß Art. 92 EWG-
Vertrag keine einheitliche Garantie für die Zonen-
randförderung insgesamt beinhaltet. Deswegen legt 
die CDU/CSU-Fraktion besonderen Nachdruck dar-
auf, daß die Bundesregierung konsequent gegen-
über der EG-Kommission ihren Standpunkt weiter 
vertritt, daß Art. 92 EWG-Vertrag eine ausdrückliche 
Bestandsgarantie für die Förderung des Zonenrand-
gebietes als Einheit enthält. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir meinen, daß bereits die deutsche Reaktion auf 
das Auskunftsbegehren der Kommission diesem 
deutschen Rechtsstandpunkt entsprechen und alles 
vermeiden muß, was einem Auseinanderdividieren 
der einzelnen Teile des Zonenrandgebietes Vor-
schub leisten könnte. 

Die CDU/CSU-Fraktion möchte mit Ihrer Zustim-
mung zu dem gemeinsamen Antrag auf Drucksache 
9/1449 die nachdrückliche Aufforderung an die Bun-
desregierung richten, das bewährte System der 
deutschen Regionalförderung mit Zähnen und 
Klauen zu verteidigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abgeord-
nete Dr. Skarpelis-Sperk. 

Frau Dr. Skarpelis-Sperk (SPD): Herr Präsident! 
Meine Herren! Meine Damen! Die Fraktionen des 
Deutschen Bundestages unterstützen einmütig den 
Einspruch der Bundesregierung gegen das Verfah-
ren der EG-Kommission gegen den Zehnten Rah-
menplan der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur". Nach gründli-
chen Diskussionen in den Ausschüssen des Deut-
schen Bundestages sind wir zu der Überzeugung ge-
kommen, daß die Einwände der EG-Kommission we-
der den regionalpolitischen Notwendigkeiten noch 
den wettbewerbspolitischen Zielsetzungen des 
Art. 92 des EWG-Vertrages gerecht werden. Zum er-
sten, weil Art. 104 des EWG-Vertrages es jedem Mit-
gliedstaat als Recht, aber auch als Pflicht auferlegt, 
eine wirksame Regionalpolitik zum Abbau nationa-
ler Disparitäten zu betreiben. In der Bundesrepublik 
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sind Regierung und Parlament sogar durch unser 
Grundgesetz zur Schaffung einheitlicher Lebens-
verhältnisse verpflichtet. 

Für uns Sozialdemokraten ist es eine unerträgli-
che Vorstellung, die Menschen unseres Landes in 
sechs oder sieben Ballungsgebieten zu „verdichten" 
und sich den Rest des Landes als zersiedeltes Erho-
lungs- und Fremdenverkehrsgebiet in den land-
schaftlich reizvollen Gebieten oder als landwirt-
schaftlich genutzte, dünn besiedelte Fläche vorzu-
stellen, in der die Stadtkinder Kühe und Schafe wie 
im Zoo bestaunen dürfen. Für uns gehören die kultu-
rellen und städtebaulichen Schätze alter Reichs-
städte und die reizvollen Marktflecken Schwabens, 
Frankens und Ostbayerns — um nur Beispiele aus 
meiner bayerischen Heimat zu nennen — zu einem 
kostbaren kulturellen Erbe, von dem wir meinen, 
daß wir es nur dann erhalten können, wenn es Men-
schen, in ausreichender Zahl gibt, die diese Gegen-
den bevölkern, die daran interessiert und auch fi-
nanziell in der Lage sind, ihre Heimat, ihr land-
schaftliches und kulturelles Erbe zu bewahren. Wir 
verstehen darunter jedoch nicht den Stuttgarter 
Arzt oder Industriellen, der ein historisch reizvolles 
Gebäude in einer reizvollen Kleinstadt als Zweit-
wohnung unterhält, sondern wir meinen den heimi-
schen Handwerker, den Arbeiter, den Angestellten, 
den Bauern, die in ihrer Heimat weiter leben wol-
len. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dazu gehört als erstes, daß sie in ihrer Heimatre-
gion vernünftige , d. h. qualifizierte zukunftssichere, 
ausreichend bezahlte und humane Arbeitsplätze be-
kommen. Wir halten es für politisch und menschlich 
unzumutbar, diesen Menschen zu sagen, erst müsse 
ihre Heimat allmählich oder schnell ausbluten, viel-
leicht das Schicksal des Mezzogiorno oder gar Ka-
labriens teilen, um dann mit dem Segen der EG-  
Kommission diese Gebiete zu Notstandsgebieten 
ausrufen zu können und wieder fördern zu dürfen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir alle wissen aus gemeinsamer Erfahrung, wie 
schwierig es ist, einmal vernichtete Arbeitsplätze 
wieder aufzubauen, wie schwierig es ist, Neuansied-
lungen von Industrie und Gewerbe zu erreichen, und 
daß dieses Ziel ein aussichtsloses Unterfangen wird, 
wenn die jungen Menschen, die Facharbeiter und 
qualifizierte Dienstleistungsberufe aus einer Region 
abgewandert sind. 

Jede Krise, jeder ökonomische Einbruch bedroht 
die schwächeren Regionen mit ihrer Vielzahl von 
kleinen und mittleren Betrieben mehr als die Bal-
lungsgebiete. Jeder Einbruch zieht uns gut qualifi-
zierte Fachkräfte in die Ballungsgebiete ab. Jeder 
Einbruch bedeutet einen gefährlichen Aderlaß, der 
nur in Jahren geduldiger, zäher und auch kostspieli-
ger Aufbauarbeiten wieder wettzumachen ist — 
wenn überhaupt. 

Deswegen und nicht etwa, weil wir uns von der 
EG-Kommission nicht hereinreden lassen wollen — 
wenn die Argumente vernünftig sind, warum 
nicht? —, können wir es nicht akzeptieren, daß die 
EG-Kommission ihre Kritik am Zehnten Rahmen- 

plan entscheidend auf die Abweichung vom Gemein-
schaftsdurchschnitt bei den aktuellen Arbeitslosen-
quoten und dem Bruttoinlandsprodukt bezieht. Die 
Kommission hat dabei drei weitere Indikatoren des 
Zehnten Rahmenplans weitgehend unberücksich-
tigt gelassen, nämlich Lohn- und Gehaltssumme je 
Arbeitnehmer, Arbeitskräftereservequotient und 
den Infrastrukturindikator, und zwar mit der Be-
gründung, daß Vergleichswerte für die Gemein-
schaft fehlten. 

Es ist fürwahr ein erstaunliches Argument: Eine 
analytische und materielle Verbesserung des wirt-
schaftlichen Instrumentariums sollte nicht zulässig . 

 sein, ja nicht einmal diskutabel sein, weil anderswo 
anders gerechnet wird? 

Für uns besonders ärgerlich ist die Ausblendung 
des Arbeitskräftereservequotienten, der eine Ar-
beitsmarktprognose bis 1985 enthält. Das ist deshalb 
besonders ärgerlich, weil die Kommission selbst von 
allen Mitgliedstaaten bei der Einreichung der natio-
nalen regionalen Entwicklungsprogramme die Fest-
legung von quantitativen Entwicklungszielen im Be-
reich der Beschäftigung verlangt hat. Damit sollte 
abgeschätzt werden, in welchen Regionen absehbar 
Arbeitsplatzdefizite entstehen und auf welche Ge-
genden Fördermittel konzentriert werden müssen. 

Bund und Länder sind im Gegensatz zu anderen 
Mitgliedstaaten diesem Rat gefolgt und müssen nun 
erleben, daß die EG-Kommission dieser Prognose 
selbst dann keinerlei Wert zumißt, wenn die progno-
stizierten Arbeitslosenraten recht hoch sind. Müs-
sen wir das Kind wirklich erst in den Brunnen fallen 
lassen und dann mit aufwendigen Rettungsmanö-
vern wieder heraufseilen, statt jetzt den Brunnen-
rand zu sichern? 

Ich will hier die Untersuchungsmethode der Kom-
mission nicht im Detail durchdiskutieren. Einiges 
hat der Kollege Unland dazu bereits gesagt. Ich will 
sie hier auch nicht bewerten. Ihren wissenschaftli-
chen Ruf haben die Beamten der Kommission damit 
nicht gerade gefestigt. Ich möchte nur noch auf zwei 
Gesichtspunkte eingehen: 1. die Vernachlässigung 
der Wanderungsbewegungen zwischen den deut-
schen Regionen, 2. die Einwände gegen Umfang und 
Intensität der deutschen Regionalförderung. 

Bedauerlicherweise hat es die Kommission ver-
säumt, die Wanderungsbewegungen zwischen den 
deutschen Regionen in ihre Betrachtungen mit ein-
zubeziehen. Hätte sie es getan, so hätte sie feststel-
len müssen, daß ein Teil der von ihr beanstandeten 
Regionen zu den besonders abwanderungsgefährde-
ten Räumen gehören. Setzen wir hier die regionale 
Wirtschaftsförderung aus, so käme es zu einer weite-
ren Konzentration der Wirtschaftstätigkeit in den 
Ballungsräumen und zu einem Ausbluten der ländli-
chen Räume, nicht aber, wie einzelne Kommissions-
mitglieder zu meinen scheinen, zu Wanderungen in 
Regionen mit deutlich geringerem Entwicklungs-
stand innerhalb der EG wie z. B. Süditalien, Irland 
oder Griechenland. 

Bei den Einwänden gegen Umfang und Intensität 
der Regionalförderung läßt die Kommission uner-
wähnt, daß die Bundesregierung mit dem 10. Rah- 
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menplan in einer großen politischen Anstrengung 
die Fördergebiete verkleinert hat — und zwar stär-
ker, als die Kommission es gefordert hatte — und 
daß sie vor allem die Haushaltsmittel für die Investi-
tionszuschüsse um 20 v. H. gekürzt hat, und dies al-
les in einer Zeit konjunktureller und struktureller 
Krisen, in der sich Branchen- und Sektorenkrisen 
durch industrielle Monostrukturen in gefährlich ho-
hen regionalen Arbeitslosenraten niederschlagen. 

Wer sieht, mit welcher Aufmerksamkeit, ja Ge-
duld die Kommission sektorale Krisen beachtet und 
welche Subventionssummen z. B. allein für den 
Claes-Plan in Belgien zur Unterstützung der Textil-
industrie von der Kommission genehmigt worden 
sind, nämlich immerhin 1,5 Milliarden, der fragt 
sich, ob beim Thema „Wettbewerbsverzerrung" 
nicht bei der Branchenförderung und bei der Regio-
nalförderung mit zwei sehr verschiedenen Ellen ge-
messen wird. 

(Beifall bei der SPD, der FDP und Abgeord

-

neten der CDU/CSU) 

Ebenso weisen wir Sozialdemokraten den wieder-
holten Versuch der Kommission zurück — und die 
Forderung nach einem neuen Bericht betrachten 
wir bereits als Vorstufe eines solchen Versuches —, 
entgegen der Bestandsgarantie des Art. 92 Abs. 2 c 
des EWG-Vertrages die Zonenrandförderung anzu-
tasten. 

Was uns aber an den ja nicht zum ersten Mal vor-
getragenen Anwürfen der EWG-Kommission mit am 
meisten beunruhigt, ist die Uneinheitlichkeit der 
Argumentation in den Verfahrenseröffnungen der 
letzten Jahre. Immer waren es andere Fördergebie-
te, bei denen die Vereinbarkeit mit dem Gemeinsa-
men Markt in Zweifel gezogen wurde. Diese häufi-
gen und uneinheitlichen Attacken der Kommission 
verunsichern notwendigerweise potentielle Investo-
ren. Gerade in Krisenzeiten brauchen wir aber in 
den schwächeren Regionen eine stetige staatliche 
Politik, die ermuntert, Vertrauen schafft und Per-
spektiven aufzeigt. Die Kommission ist herzlich ge-
beten, das Ihre dafür zu tun. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Dr. Haussmann. 

Dr. Haussmann (FDP): Herr Präsident! Meine lie-
ben Kolleginnen und Kollegen! Lassen Sie es mich 
nach diesen qualifizierten und in der Sprache kom-
plizierten Reden — es war viel von sektoralen Indi-
katoren und Monostrukturen die Rede — kurz ma-
chen. In meiner einfachen Sprache möchte ich für 
die FDP-Fraktion folgendes erklären. 

(Heiterkeit) 

In Zeiten härteren Wettbewerbs ist es enorm 
wichtig, daß sich die Bundesregierung große Mühe 
gegeben hat, diesen Einspruch der EG-Kommission 
von der Sache und der Methode her zurückzuweisen. 
Es ist ja bereits in hervorragender Weise dargetan 
worden, daß sowohl die Methode als auch die stati-
stischen Grundlagen der EG-Kommission keines-
falls ausreichen, diese Klage zu begründen. 

Ich freue mich ebenfalls darüber, daß die Bundes-
länder bei der Erarbeitung so gut mitgewirkt haben. 
Ich weiß — und es ist wichtig, das hier zu sagen —, 
daß die Bundesregierung wie wenige europäische 
Regierungen die frühere Kritik an einer zu breiten 
und undifferenzierten — ich möchte sagen, nicht ge-
zielten — Regionalförderung ernstgenommen und, 
wenn Sie so wollen, übererfüllt hat. Die Kommission 
wollte, daß wir den Bevölkerungsanteil der Gebiete, 
die gefördert werden, vermindern, und statt um 2,6 % 
haben wir ihn um 4,4 % vermindert. Wir haben die 
Höchstsätze der Förderung vermindert, und wir ha-
ben trotz heftigem Widerstand der betroffenen Bür-
germeister die Haushaltsmittel der Gemeinschafts-
aufgabe um 20 % abgesenkt, was gerade mein Bun-
desland Baden-Württemberg voll getroffen hat; wir 
haben inzwischen nur noch ein kleines Förderge-
biet. 

Deshalb auch an dieser Stelle mein Wunsch an die 
Kollegen von der CDU/CSU-Fraktion, doch eine ge-
wisse Doppelzüngigkeit einzustellen. Herr Unland 
— ich schätze Sie als Kollegen —, es ist wichtig, daß 
wir dabei bleiben. Wir können vor der EG bestehen, 
wenn wir bei dieser Konzentration der Fördermittel 
in der Gemeinschaftsaufgabe bleiben. Ich habe dann 
aber auch die Bitte um Unterstützung in den Wahl-
kreisen, wo genau das Umgekehrte gemacht wird, 
wo uns die lieben Kollegen von der CDU wegen die-
ser Konzentration der Förderung permanent angrei-
fen. Das ist nicht in Ordnung. Wir müssen bei dieser 
Konzentration bleiben. 

Meine Damen und Herren, ein weiterer Punkt ist 
der, daß wir schlechte Erfahrungen mit der Verwal-
tung der Regionalförderung in Europa haben. Sie ist 
doch relativ bürokratisch, also beamtenhaft, sie ist 
fern von den Regionen, während natürlich die Bun-
desländer viel besser in der Lage sind, die eigentli-
chen Strukturschwächen und Entwicklungsschwä-
chen zu erkennen. Das halte ich für wichtig. 

Ich glaube, es ist sehr wichtig, was die Frau Kolle-
gin gesagt hat, daß gerade jetzt in Zeiten schwäche-
ren Wirtschaftswachstums aus verschiedenen Grün-
den der Rückzug in die Ballungsgebiete erfolgt. Wir 
im Parlament haben leider durch verschiedene Ein-
zelmaßnahmen im verkehrspolitischen Bereich, im 
Straßenbaubereich, im Bildungsbereich laufend da-
für gesorgt, daß der strukturschwache Raum eher 
noch schwächer wird und daß die Ballungsgebiete 
eher stärker werden. 

(Beifall bei der FDP) 

In einer solchen Zeit ist es enorm wichtig, die För-
derkulisse beizubehalten und Gebiete, wenn auch in 
geringerem Umfang und in konzentrierterer Form, 
zu fördern. Im übrigen sind wir der Meinung, daß 
dies auch durch Art. 104 des EG-Vertrages gedeckt 
ist, wonach es zu einer gesamtwirtschaftlichen 
gleichmäßigen Förderung der verschiedenen Regi-
onen kommt. Letztlich ist doch entscheidend, daß bei 
aller Wettbewerbsgleichheit die nationalen Regie-
rungen nach wie vor ihre Möglichkeiten behalten 
müssen, verschiedene Entwicklungsgefälle und ver-
schiedene Standortnachteile nicht über EG-Maßstä-
be, sondern über ihre eigenen nationalen Maßstäbe 
auszugleichen. 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 95. Sitzung. Bonn, Freitag, den 26. März 1982 	5715 

Dr. Haussmann 
Für die FDP-Fraktion ist klar, daß die Bestandsga-

rantie für die Zonenrandförderung weiter gilt. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich wundere mich, daß dies überhaupt ein Thema 
der EG-Kommission sein kann. 

Ich schließe mich an — Herr Unland wird es mit 
Zähnen und Klauen tun, wir tun es mit unserer klei-
nen Fraktion —, daß wir die Bundesregierung in ih-
rer Position gegenüber der Kommission unterstüt-
zen und daß wir dem weiteren Verfahren in großer 
Gelassenheit entgegensehen. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Bundes-
minister für Wirtschaft. 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Da-
men! Meine Herren! Ich habe vorhin beobachtet, als 
der Kollege Haussmann ankündigte, er werde kurz 
sprechen, daß der Abgeordnete Haase (Kassel) dem 
sehr wohlwollend zugenickt und sogar auf einen 
Zwischenruf verzichtet hat. 

(Heiterkeit) 

Deswegen will ich es ebenfalls sehr kurz machen. 

Ich möchte mich bedanken für die einhellige Un-
terstützung durch den Bundestag, die die Bundesre-
gierung erfährt. Wir sind mit dem, was hier vorgetra

-

gen worden ist, in vollem Umfang einverstanden. 
Diese Haltung des Deutschen Bundestages stärkt 
unsere Position gegenüber der Kommission. Die 
Bundesregierung wird sich wie bisher darum bemü-
hen, die Bedenken, die in Brüssel vorgebracht wor-
den sind, insbesondere gegen den 10. Rahmenplan, 
zu zerstreuen. Wir glauben, daß wir auch deswegen 
in einer guten Lage sind, weil wir vielen Bedenken 
der Kommission hinsichtlich der Ausdehnung der 
Förderung, die früher vorgebracht worden sind, ge-
rade bei den Kürzungen der Gemeinschaftsaufgabe 
mit dem 10. Rahmenplan entgegengekommen sind. 

Noch einmal herzlichen Dank für Ihre politische 
Unterstützung! 

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Antrag 
der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP auf 
Drucksache 9/1449 zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Keine Gegenstimmen, keine Enthaltun-
gen. Der Antrag ist daher einstimmig angenom-
men. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 9 und 16 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft 
(9. Ausschuß) zu der aufhebbaren Neunund-
vierzigsten Verordnung der Bundesregierung 

zur Änderung der Ausfuhrliste — Anlage AL 
zur Außenwirtschaftsverordnung —

— Drucksachen 9/1239, 9/1471 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Echternach 
Funke 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft 
(9. Ausschuß) zu der aufhebbaren Einund-
fünfzigsten Verordnung der Bundesregierung 
zur Änderung der Außenwirtschaftsverord-
nung 
— Drucksachen 9/1238, 9/1471 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Echternach 
Funke 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat ist für 
diese Aussprache eine Kurzdebattenrunde verein-
bart worden. — Ich sehe, das Haus ist damit einver-
standen. Wir werden so verfahren. 

Wünscht einer der Herren Berichterstatter das 
Wort? — Das ist nicht der Fall. 

Dann eröffne ich die Aussprache. Das Wort hat 
Herr Abgeordneter Echternach. 

Echternach (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die heute zur Debatte stehende 
Verordnung ist die Konsequenz der Entscheidung 
der Bundesregierung, dem 3. Internationalen Ka-
kao-Abkommen beizutreten und dieses Abkommen 
in der Bundesrepublik in Kraft zu setzen. Aber an-
statt das Abkommen dem Bundestag ordnungsge-
mäß zur Ratifizierung vorzulegen, wie Art. 59 des 
Grundgesetzes dies verlangt und wie das auch bei 
früheren Abkommen geschehen ist, versteckt die 
Bundesregierung ihre Entscheidung verschämt hin-
ter der soundsovielten Verordnung zur Änderung 
der Außenwirtschaftsverordnung. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Aber 
nicht verschämt!) 

Ich weiß nicht, ob der Bundesregierung, Herr Kol-
lege Wolfram, der ganze Vorgang peinlich ist, ob ihr 
möglicherweise die Argumente ausgegangen sind, 
weil ja die fachlich zuständigen Minister, wie wir 
wissen, vor diesem Abkommen dringend gewarnt 
haben. In jedem Falle aber ist dieses Abkommen we-
sentlich schlechter als seine beiden Vorläufer und 
gleichzeitig auch ein Paradebeispiel für die verfehlte 
Rohstoffpolitik dieser Regierung, die nicht mehr 
nach wirtschaftlicher und finanzieller Vernunft 
fragt, sondern nur opportunistisch agiert und dem 
Drängen der Länder der Dritten Welt nach ei-
ner neuen, dirigistischen Weltwirtschaftsordnung 
Schritt für Schritt nachgibt. 

(Wehner [SPD]: Sie haben wohl schlecht ge

-
schlafen?) 

Schon die ersten beiden Abkommen von 1972 und 
1975 haben ihr Ziel, extreme Preisschwankungen zu 
verhindern, in keinem Fall erreichen können. Das 
einzige Ergebnis waren eine neue internationale Bü-
rokratie in London mit einem erheblichen Verwal- 
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tungsapparat — nicht gerade billig — und gleichzei-
tig erhebliche zusätzliche Verwaltungsmehrarbeit 
für unsere Importeure. 

Dieses 3. Kakao-Abkommen krankt daran, daß es 
ein Drittel des Welthandels nicht erfaßt, daß sowohl 
das größte Erzeugerland, die Elfenbeinküste, als 
auch das größte Verbraucherland, die USA, dem Ab-
kommen nicht beigetreten sind. Ich frage mich, wel-
chen Wert denn ein solches Rumpfabkommen für 
uns überhaupt noch hat. Dem Kernstück des Ab-
kommens, dem Ausgleichslager, fehlt damit ein we-
sentlicher Teil der erforderlichen Einkünfte, von den 
wirtschaftlichen Risiken des so entstandenen ge-
spaltenen Marktes erst gar nicht zu reden. Dabei 
sollte das Abkommen nach seinem ausdrücklichen 
Wortlaut nur in Kraft treten, wenn 80 % der Erzeu-
gerländer und 70 % der Verbraucherländer diesem 
Abkommen beigetreten sind; beide Voraussetzun-
gen sind nicht erfüllt worden. Deshalb hat die Bun-
desregierung im Juni letzten Jahres im Bundestag 
erklärt, sie habe ausdrücklich beschlossen, dieses 
Abkommen nicht in Kraft zu setzen. Daß sie dann 
drei Wochen später das Gegenteil tat, hat sie bis 
heute nicht begründet. Auch in der Bundestags-
drucksache, die uns heute vorliegt, hat sie nicht be-
gründet, warum sie dann drei Wochen später das Ge-
genteil beschlossen hat. 

Dies ist um so unbegreiflicher, als dieses Abkom-
men auch noch in einem anderen wesentlichen 
Punkt schlechter ist als seine Vorläufer: Während in 
den früheren Abkommen die Interventionspreise 
deutlich unter den Weltmarktpreisen lagen, ist es 
diesmal genau umgekehrt. Mit anderen Worten: 
Hier geht es also nicht mehr um das sicher anerken-
nenswerte Ziel der Stabilisierung der Rohstoffprei-
se, sondern hier geht es nur darum, daß die Preise 
mit Hilfe dieses Abkommens künstlich in die Höhe 
getrieben werden sollen. Während in den früheren 
Abkommen die Interventionspreise so realistisch 
festgesetzt waren, daß sie nur als Absicherung ge-
gen ein zu starkes Absinken der Preise dienten mit 
der Konsequenz, daß der Buffer Stock, das Aus-
gleichslager, nicht zu intervenieren brauchte, son-
dern erhebliche finanzielle Rücklagen bilden konn-
te, sind die Mindestpreise jetzt so hoch festgesetzt 
worden, daß die deutschen Verbraucher jährlich 
250 Millionen DM zusätzlich aufbringen müßten, 
wenn das angestrebte Ziel dieser Mindestpreise er-
reicht werden soll. Da die Rechnung in Devisen zu 
begleichen ist, bedeutet es gleichzeitig auch eine 
Verschlechterung unserer Leistungsbilanz um diese 
250 Millionen DM. Dabei stieg der untere Interven-
tionspreis in den letzten neun Jahren vom Ersten 
Kakao-Abkommen 1972 bis jetzt um über 450 %. So-
lange der Welthandel noch frei funktioniert, klappt 
es glücklicherweise mit derartig politisch festgesetz-
ten Preise nicht so recht. 

Zwar hat der Buffer Stock, das Ausgleichslager, in 
den letzten Monaten seit dem Abkommen im letzten 
Jahr kräftig Kakao aufgekauft und eingelagert; den-
noch liegt der Weltmarktpreis immer noch 15 bis 
20 % unter dem unteren Interventionspreis. Es muß 
also weiter interveniert werden. Da keine Mittel 
mehr vorhanden sind und da es bekanntlich der 

Fluch der bösen Tat ist, daß sie fortzeugend Böses 
muß gebären, hat inzwischen der internationale Ka-
kaorat auch beschlossen, die Exportabgabe schlicht 
zu verdoppeln und sich außerdem auch noch am in-
ternationalen Kapitalmarkt kräftig zu verschul-
den. 

(Frau Dr. Skarpelis-Sperk [SPD]: Das hat 
Agrarpolitik so an sich!) 

— So ist es. Die Frage ist, ob wir daraus nicht lernen 
sollten. 

Aber auch diese Mittel werden nicht ausreichen, 
wenn man berücksichtigt, welche Produktionsüber-
schüsse zusätzlich auf den Weltmarkt drängen. 
500 000 Tonnen nicht verkaufte Produktionsüber-
schüsse waren es in den letzten Jahren, und in die-
sem Jahr werden noch einmal wieder 100 000 Ton-
nen Produktionsüberschüsse auf den Markt kom-
men. Mit anderen Worten, also eine wesentlich grö-
ßere Menge, als es überhaupt der Höchstmenge des 
Ausgleichslagers entspricht. Hier tut sich also ein 
Faß ohne Boden auf. 

Als wenn wir nicht schon anderswo, wie soeben 
mit einem Zwischenruf deutlich wurde, Erfahrun-
gen mit staatlich subventionierter und geförderter 
Überschußproduktion gesammelt hätten, sehen wir 
einmal mehr, wohin es führt, wenn die Preise nicht 
vom Markt gemacht, sondern politisch festgesetzt 
werden. Die Leidtragenden sind aber unsere Bürger, 
die diesen Unsinn auch noch durch überhöhte Preise 
bezahlen müssen. 

Nun erklärt die Bundesregierung, nicht gegen-
über dem Bundestag, wohl aber gegenüber den be-
troffenen Verbänden, sie habe sich über die fachli-
chen Bedenken wegen ihrer Verantwortung gegen-
über den Entwicklungsländern hinweggesetzt. Ich 
frage mich allerdings, warum die Bundesregierung 
ein Abkommen in Kraft setzt, dem maßgebliche Ent-
wicklungsländer ferngeblieben sind, wie die Elfen-
beinküste, Malaysia, Togo, Äquatorial-Guinea, Do-
minikanische Republik und andere, die nicht nur ih-
ren Beitritt, sondern damit auch ihren Anteil an der 
Finanzierung des Ausgleichslagers verweigert ha-
ben und nun in der Lage sind, ihre Produkte um so 
kostengünstiger auf dem Weltmarkt anbieten zu 
können. 

Es fragt sich auch weiter, ob die Subventionierung 
zu hoher Preise wirklich den Ländern der Dritten 
Welt in ihrer Entwicklung hilft oder nicht eher zu ei-
ner Ausweitung der Produktion und damit zur Über-
schußproduktion führt und gleichzeitig die Nach-
frage bremst, obwohl es das Ziel dieses Kakao-Ab-
kommens war, die Nachfrage anzuregen. Aber schon 
in der Vergangenheit haben wir gesehen, daß die 
Verarbeiter bei zu hohen Preisausschlägen nach 
oben auf Substitute und die Verbraucher auf preis-
wertere Süßwaren ausgewichen sind. 

Vor allem aber zementiert die zu hohe Subventio-
nierung von Rohstoffen, wie Kakao, die Monostruk-
turen in den betroffenen Entwicklungsländern, und 
sie verhindert so den notwendigen Strukturwandel, 
die notwendige Diversifizierung, die notwendige In- 
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dustrialisierung und nimmt damit den Entwick

-

lungsländern die Chance zu mehr Unabhängigkeit. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Mit dem hier verpulverten Geld könnten sicher sinn-
vollere entwicklungspolitische Beiträge geleistet 
werden. 

Dieses Dritte Kakao-Abkommen ist ein Lehrstück 
dafür, wohin der Ruf der Dritten Welt nach einer 
neuen Weltwirtschaftsordnung, 

(Dr. Dregger[CDU/CSU]: So ist es!) 

nach verstärkter staatlicher Lenkung und Planung 
des Welthandels führt, wenn die Industrieländer 
nicht den Mut finden, dem zu widerstehen und die-
ser Forderung entgegentreten, sondern ihr opportu-
nistisch folgen. 

Wie wenig sich die Bundesregierung in ihrer Roh-
stoffpolitik an wirtschaftlichen und finanziellen Tat-
sachen orientiert, zeigt auch ein Blick in die ver-
schiedenen Schriften der Bundesregierung und ins-
besondere des zuständigen Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit. Das hat vor drei 
Monaten eine Kinderfibel herausgebracht, in der 
schon die Kleinsten über die böse Rolle der Indu-
strieländer unterrichtet werden. Dort heißt es wört-
lich: 

Die Menschen, bei denen Kakao wächst, ver-
kaufen ihn an andere Länder. Aber was er ko-
sten soll, dürfen sie nicht bestimmen. Das legen 
die anderen fest, ausgerechnet die, die die Scho-
kolade nur aufessen. 

Bei soviel Ignoranz gegenüber Tatsachen und 
Marktgesetzen verwundert dann auch die Rohstoff-
politik dieser Bundesregierung nicht mehr, deren 
jüngstes Produkt das Kakao-Abkommen ist. Nie-
mand aber wird von der Opposition billigerweise 
verlangen können, daß sie einer solchen Rohstoff-
politik auch noch ihre Unterstützung gibt. Wie heißt 
es doch so schön bei Erich Kästner: „Was immer 
auch geschieht, nie dürft ihr so tief sinken, von dem 
Kakao, durch den man euch zieht, auch noch zu trin-
ken." — Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Leuschner. 

Leuschner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Was haben Kakao und ein Kakao-Ab-
kommen mit dem Hauptthema des heutigen Tages, 
Beschäftigungsförderung, zu tun? Man könnte mei-
nen: überhaupt nichts. Der Unterschied ist nur, 
meine Damen und Herren, einmal geht es um Ar-
beit, Stabilität und Wachstum in Deutschland, zum 
anderen in Ländern weit unten am Äquator. Und da, 
Herr Kollege Echternach, verschieben sich leicht die 
Perspektiven. Was hier billig ist, ist eventuell ande-
ren noch lange nicht recht. 

In der Sache stimmt die SPD-Fraktion der Emp-
fehlung des Wirtschaftsausschusses zu; sie will also 
vom Aufhebungsrecht des Bundestages keinen Ge-
brauch machen. 

Maßgeblich hierfür sind erstens rechtliche Grün-
de, zweitens aber auch — das haben Sie selbst schon 
gesagt — entwicklungspolitische Gründe. 

Beide Verordnungen beruhen auf der unmittelbar 
geltenden EG-Verordnung 2818/81. Rechtsgrundlage 
ist also nicht die Erklärung der Bundesregierung 
über die vorläufige Anwendung des Kakao-Abkom-
mens, sondern der EWG-Vertrag, dem beide gesetz-
gebenden Körperschaften dieses Landes zuge-
stimmt haben. Das Außenwirtschaftsgesetz sieht in 
§ 27 ausdrücklich vor, daß der Bundestag in einem 
solchen Fall kein Recht zur Aufhebung der Verord-
nung hat. Durch den Erlaß der beiden Rechtsverord-
nungen ist die Bundesregierung demnach einer zwi-
schenstaatlichen EG-Verpflichtung nachgekom-
men. 

Im übrigen ist das Kakao-Abkommen ein soge-
nanntes gemischtes Abkommen. Die handelspoliti-
schen Regelungen, die hier zur Diskussion stehen, 
fallen in die Zuständigkeit der Gemeinschaft, wäh-
rend die finanziellen Vorschriften, z. B. über die Bei-
tragszahlungen, zur Zuständigkeit der Mitgliedstaa-
ten gehören. Nur auf diesen einzelstaatlichen Zu-
ständigkeitsbereich bezieht sich die vorläufige An-
wendungserklärung der Bundesregierung. Herr 
Echternach, das Abkommen ist nicht endgültig in 
Kraft gesetzt worden, sondern nur vorläufig. Die 
Bundesregierung hat sich somit noch nicht endgül-
tig gebunden, und das entspricht auch ständiger 
Staatenpraxis. Eine vorherige parlamentarische Zu-
stimmung war demnach nicht erforderlich. Auch wir 
als SPD-Fraktion wollen uns natürlich nicht parla-
mentarische Rechte von der Regierung nehmen las-
sen. Das Kakao-Abkommen wird aber dieses Haus, 
wenn man Weiteres über das Gelingen feststellen 
kann, noch einmal beschäftigen. Eine ordentliche 
Ratifizierung nach dem Grundgesetz wird auch hier 
erfolgen. Präjudiziert wird daher nicht. 

Wichtiger ist der SPD-Fraktion allerdings — und 
ich betone das sehr deutlich — der entwicklungspoli-
tische Aspekt. Nicht nur wirtschaftliche und finan-
zielle Aspekte dürfen hier maßgebend sein. Ent-
wicklungsländer, die auf die Ausfuhr eines oder we-
niger agrarischer Erzeugnisse oder meinetwegen 
auch mineralischer Rohstoffe angewiesen sind, ha-
ben unseres Erachtens einen Anspruch auf einen ge-
wissen Mindestschutz, sprich Mindestpreis, für ihre 
Erzeugnisse. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich gebe Ihnen natürlich recht: Es hat überhaupt 
keinen Zweck, wenn Phantasiepreise für Produkte 
festgelegt werden, wenn man restlos an der Nach-
frage auf dem Weltmarkt vorbeigeht. Wir haben jetzt 
auch Erkenntnisse im Zusammenhang mit der 
OPEC gewonnen, daß Preise nichts Festes auf ewige 
Zeit sind. 

Einen gewissen Mindestschutz für die Entwick-
lungsländer müssen gerade Industriestaaten wie die 
Bundesrepublik Deutschland, die ihre (teuren) Fer-
tigprodukte auch in diesen Ländern absetzen wol-
len, anerkennen. Ein Markt kann nur dann entste-
hen und gehalten werden, wenn diesen Ländern ein 
halbwegs fairer Preis für ihre Erzeugnisse gewährt 
wird, ein Preis, der nicht total abhängig ist von den 
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täglichen Schwankungen auf den Rohstoffbörsen in 
London oder Chicago. 

Ich darf in diesem Zusammenhang auch noch ein-
mal auf die Schwierigkeiten, die durch den zweiten 
Ölpreisschock gerade für diese Entwicklungsländer 
ausgelöst worden sind, hinweisen. Was bei uns eine 
schwere Krise ausgelöst hat, über die wir nachher 
noch zu reden haben werden, ist für viele dieser Län-
der eine absolute Katastrophe, die auch mit unserer 
Hilfe, die ja dann im übrigen auch nicht uneigennüt-
zig ist, überwunden werden muß. 

Natürlich sind bei diesem Kakao-Abkommen 
Schwächen nicht zu übersehen, Herr Kollege Ech-
ternach, da sind wir uns einig. Das endgültige Gelin-
gen dieses Abkommens ist noch offen. Auch wir wür-
den uns wünschen, daß die beiden stärksten Partner 
auf dem Kakaomarkt, nämlich die Elfenbeinküste 
einerseits und die USA andererseits, diesem Abkom-
men beitreten, damit es seinen eigentlichen Zweck 
erfüllen kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Dem einen sind die Stützungspreise zu hoch; der El-
fenbeinküste sind sie immer noch zu niedrig. Der 
Weltmarktpreis liegt, wie Herr Echternach betont 
hat, zur Zeit rund 15% unter dem Schätzungspreis 
von 110 Cents je Pfund. Aus diesem Grund hat der 
Internationale Kakaorat jetzt auch weitere Inter-
ventionen mit Hilfe einer neuen Kreditlinie von 
75 Millionen Dollar durchgeführt. Im übrigen hat 
man sich, wie Sie wissen, bereits auch auf eine 
leichte Senkung des Stützungspreises geeinigt. Ich 
schätze, die harten Notwendigkeiten auf diesem 
Markt werden es auch weiterhin ermöglichen, daß 
dieser Stützungspreis noch etwas gesenkt wird. 
Beide Maßnahmen haben aus der Sicht der SPD-  
Fraktion zumindest die Chance, daß das Abkommen 
im Interesse von Erzeugern und Verbrauchern funk-
tioniert und eine Stabilisierung der Kakaopreise 
entsprechend dem langfristigen Markttrend ge-
lingt. 

Allerdings, Herr Echternach, Ihre Sorgen um die 
Monostrukturen in den Entwicklungsländern, die 
nicht verfestigt werden sollten, und Ihre Klagen 
über die Subventionierung von Überproduktionen 
erscheinen mir etwas makaber vor dem Hinter-
grund der gestrigen Debatte über den Agrarhaus-
halt. Wenn es um Ihre Klientel geht — und da haben 
gerade die Vertreter Ihrer Partei hier gestern sehr 
lautstark Forderungen erhoben —, dann können 
Subventionen für überproduzierte landwirtschaftli-
che Erzeugnisse nicht hoch genug sein. Was im In-
land also richtig ist, gerade aus der Sicht Ihrer Frak-
tion, die sich ja hier vehement gegen jede Änderung 
wendet, kann doch nicht, wenn es wirklich um die 
Ärmsten der Armen geht, falsch sein. 

(Beifall bei der SPD) 

Das müßten Sie dann auch respektieren. Man kann 
nicht so doppelzüngig argumentieren. Wer im. eige-
nen Land — wohlgemerkt, wir sind immer noch ein 
Wohlstandsland im Nord-Süd-Gefälle — subventio-
niert, soll nicht mit spitzem Finger auf andere Län-
der zeigen. Ich darf daran erinnern, daß die Mono-
strukturen, die Sie ja beklagen, häufig noch ein Er

-

gebnis der Politik der Kolonialmächte in diesen Län-
dern sind. Diese Monostrukturen können nur abge-
baut werden, wenn die Länder für ihre jetzigen Pro-
dukte, oft ihre einzigen, derartige Preise erzielen, 
daß sie wirklich in andere Produkte investieren kön-
nen und ihre ganze Wirtschaftsstruktur, wie man so 
schön mit einem Fremdwort sagt, diversifizieren 
können. Wenn Sie diese Länder mit ihrem einzigen 
Produkt den Schwankungen restlos aussetzen wol-
len, also den Kakao hier ganz billig trinken wollen, 
die Butter aber im Interesse der heimischen Land-
wirte ruhig teuer sein darf, dann scheint mir dies 
eine falsche Politik zu sein. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir dürfen nicht immer erst, wie beim Beispiel Öl, 
durch ein Kartell zur Einsicht gezwungen werden. 
Auch wenn es uns einmal etwas kostet, sollten wir 
im Nord-Süd-Bereich zu freiwilligen Leistungen be-
reit sein. Freiwilliges Handeln ist auch hier besser 
und liegt meines Erachtens im gemeinsamen Inter-
esse der Industrieländer wie der Entwicklungslän-
der. 

Wir unterstützen mit unserem heutigen Votum die 
Bundesregierung, die trotz verständlicher Bedenken 
— ich weiß, wie das Wirtschaftsministerium natür-
lich dazu gedacht hat, zum Teil teilen wir diese Be-
denken j a auch — den Entwicklungsländern mit ih-
rem endgültigen Beschluß tatsächlich helfen und 
den dafür meines Erachtens noch maßvollen Preis 
zahlen will. Das Kakao-Abkommen wird den Bun-
destag noch einmal beschäftigen. Dann wird über 
das endgültige Gelingen dieses Abkommens zu spre-
chen sein. Heute unsere positive Stimme zur Emp-
fehlung des Wirtschaftsausschusses. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Funke. 

Funke (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Wirtschaftsausschuß hat sich mit den 
vorliegenden Änderungsverordnungen ausführlich 
beschäftigt. Beide Änderungsverordnungen betref-
fen das Kakao-Abkommen. 

Wir haben hier einige Ausführungen von Herrn 
Kollegen Echternach zur Rechtslage gehört, auch 
von Herrn Kollegen Leuschner. 

Ich glaube, daß Herr Kollege Echternach, den ich 
als Juristen sehr schätze, hier völlig falsch liegt. Wir 
können mit dieser Außenwirtschaftsverordnung 
nicht in der Weise vorgehen, daß wir sagen, das sei 
noch nationale Kompetenz. Hier haben wir über-
haupt keine Möglichkeit, auf Grund der EG-Verord-
nung 2818 aus dem Jahr 1981 materiellrechtlich tätig 
zu werden. Hier handelt es sich lediglich um for-
melle Angelegenheiten. Wir haben lediglich zu prü-
fen, ob wir in der Lage sind, über das formelle Recht 
materielles Recht zu beeinflussen. Das weiß Herr 
Echternach ganz genau. 

Ich glaube, wir müssen hier ganz ehrlich miteinan-
der sein. Diese 51. und auch die 49. Außenwirt-
schaftsverordnung können wir nur dann — um Ihre 
Worte zu wählen — kippen, wenn materielles Recht 
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und formelles Recht tatsächlich beeinflußt sind. Nur, 
Herr Kollege Echternach, ich habe den Eindruck, 
daß Sie die Rechtslage sehr genau erkannt haben, 

(Zuruf des Abg. Echternach [CDU/CSU]) 

aber versuchen wollen, hier über das Internationale 
Kakao-Abkommen zu reden, und gar nicht auf das 
eigentliche Thema kommen wollen. Wir sind auf 
Grund der EG-Richtlinien verpflichtet, dieser EG-
Verordnung zuzustimmen. Daran gibt es überhaupt 
nichts zu deuteln, Herr Echternach. 

Die Bundesregierung hat zu Recht einige Zweifel 
daran gehabt, ob das Internationale Kakao-Abkom-
men das — wie wir in Hamburg sagen — Gelbe vom 
Ei ist. Und dies hat dazu geführt, daß die Bundesre-
gierung zu Recht erst einmal gesagt hat: Wir wollen 
dieses Kakao-Abkommen vorläufig für ein Jahr in 
Kraft treten lassen; dann soll eine Überprüfung er-
folgen. Diese Überprüfung wird von der EG nach Ab-
lauf eines Jahres vorgenommen werden. Wir können 
noch gar nicht sagen, ob diese Überprüfung positiv 
oder negativ ausgeht. 

Ich gebe Ihnen völlig zu, Herr Echternach, daß die-
ses Internationale Kakao-Abkommen unter ord-
nungspolitischen Gesichtspunkten ganz erhebli-
chen Bedenken begegnet. Daran kann überhaupt 
kein Zweifel bestehen. Wir sind gemeinsam der Auf-
fassung, daß internationale Rohstoffonds, ob für 
Mangan oder für Nickel oder für Kakao, im Grund 
genommen von Übel sind und den Entwicklungslän-
dern, Herr Kollege Leuschner, überhaupt nicht hel-
fen, weil diese Rohstoffonds, abgesehen davon, daß 
sie ein hohes Maß von Bürokratie erzeugen, die 
Märkte und Marktströme verändern, weil dadurch 
die Monostrukturen in den Entwicklungsländern 
nicht nur erhalten, sondern verfestigt werden und 
wir den Entwicklungsländern keinen Gefallen tun, 
wenn wir diese Monostrukturen erhalten. Wir soll-
ten diese Länder — und das sollte auch unsere Poli-
tik in der Entwicklungshilfe sein — eher in die Lage 
versetzen, ihre Wirtschaftsstrukturen so zu gestal-
ten, daß sie nicht mehr auf Monokulturen angewie-
sen sind. Wer auf Monokulturen angewiesen ist, ist 
natürlich automatisch auf die Abnehmerländer, und 
zwar häufig auf nur einige wenige Abnehmerländer, 
angewiesen. 

Es spielt sicher auch eine Rolle, Herr Echternach, 
daß durch diese Rohstoffonds auch der deutsche 
Verbraucher und der deutsche Importhandel bela-
stet werden. Aber ich würde diese Frage nicht so 
sehr in den Vordergrund stellen, ob die Tafel Scho-
kolade 99 Pfennige oder 1,29 DM kostet. Unter ent-
wicklungspolitischen Gesichtspunkten würde ich 
das nicht, wie Sie es getan haben, in den Mittelpunkt 
stellen. 

Lassen Sie mich noch einige Worte zu der Rechts-
frage sagen, ob die Bundesregierung überhaupt ver-
pflichtet ist, dieses vorläufige Kakao-Abkommen 
dem Deutschen Bundestag zur Ratifizierung vorzu-
legen. Darüber gibt es offensichtlich noch unter-
schiedliche Meinungen bei den Bundesministerien. 
Das Bundesjustizministerium scheint da anderer 
Meinung zu sein als die Handelsabteilung des Bun-
deswirtschaftsministeriums. Als Jurist kann man 

natürlich darüber streiten, ob Art. 59 Abs. 2 des 
Grundgesetzes hier überhaupt Anwendung findet. 
Ich persönlich meine, daß hier ratifiziert werden 
muß, gebe allerdings zu, daß ich im internationalen 
Völkerrecht nicht so zu Hause bin. Aber ich glaube, 
darauf wird es im Ergebnis nicht ankommen. 

Der Bundestag sollte sich als Gesetzgebungs-
organ nicht wesentliche Maßnahmen von Gesetzge-
bungsorganen nehmen lassen, die nicht der parla-
mentarischen Kontrolle unterliegen. Ich meine hier-
mit die Europäische Kommission. Viele heute han-
delspolitisch wichtige Verträge sind gar nicht mehr 
in unserer Kompetenz oder in der Kompetenz der 
Bundesregierung; sie sind bereits in der Kompetenz 
der Kommission in Brüssel. Kein Parlament kon-
trolliert diese Entscheidungen. Ich halte das für be-
denklich. Ich meine daher, daß solche Gesetze, die 
von materieller Bedeutung für die deutsche Bevölke-
rung sind, hier im Deutschen Bundestag behandelt 
werden sollten. Solche Verträge sollten das Parla-
ment passieren. 

Ich bitte daher im Namen meiner Fraktion die 
Bundesregierung, dieses Internationale Kakao-Ab-
kommen dem Deutschen Bundestag alsbald vorzule-
gen, damit wir dann auch in der Lage sind, Herr Ech-
ternach, materiell über das zu diskutieren, was Sie 
hier eingeführt haben. Es gehörte eigentlich nicht 
hier hin, weil es sich bei dem, was wir zu beschließen 
haben, lediglich um formelles Recht handelt. — Vie-
len Dank. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Stücklen: Ich erteile das Wort dem Herrn 
Bundesminister für Wirtschaft. 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Da-
men! Meine Herren! In der Tat ist es die Auffassung 
der Bundesregierung, wie der Kollege Leuschner es 
hier vorgetragen hat, daß nach § 27 Abs. 2 Satz 4 des 
Außenwirtschaftsgesetzes der Bundestag in einem 
solchen Fall kein Recht zur Aufhebung der Verord-
nung hat. „In einem solchen Fall" heißt: dann, wenn 
wir gemeinschaftsrechtliche Verpflichtungen im 
Wege einer Verordnung in innerstaatliches Recht 
mindestens bei der vorläufigen Anwendung umset-
zen. 

Wir prüfen zur Zeit, ob die endgültige Anwendung 
des Abkommens die Zustimmung des Parlaments 
erfordert. Sie können sich darauf verlassen, meine 
Damen und Herren, daß wir überhaupt keine Beden-
ken haben, was die sachliche Seite anlangt, dies im 
Parlament zur Diskussion zu stellen. 

Ich bitte die Kollegen, die hier gesprochen haben, 
um Nachsicht, daß ich mich in eine offensichtlich 
hochwichtige Hamburger Angelegenheit einmische. 
Allerdings vermisse ich den Hamburger Bürgermei-
ster und auch den Kollegen Kiep. So wichtig scheint 
es also für Hamburg auch wieder nicht zu sein. 

(Zuruf der Abg. Frau Dr. Lepsius [SPD]) 

Natürlich, Herr Kollege Leuschner — da will ich 
ein paar Worte zur Sache sagen —, kann man Ver-
gleiche zur Agrarpolitik ziehen. Ich stimme Ihnen in 
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der Sache auch zu. Die Frage ist nur, welchen Schluß 
man daraus zieht, ob man bei der Agrarpolitik etwas 
verbessert oder beim Kakaomarkt denselben Fehler 
begeht wie in der Agrarpolitik. 

Nun hat Herr Echternach darauf hingewiesen, 
daß das Thema der Preisstabilisierung und der Roh-
stoffabkommen, die auf Preisstabilisierung abzielen, 
ganz allgemein viele Fragezeichen aufwirft. Ich 
möchte ihm da zustimmen. Aber Sie wissen, daß wir 
bei der UNCTAD-Konferenz im Jahre 1979 in Ma-
nila vorgeschlagen haben, von der Preisstabilisie-
rung weg und zur Erlösstabilisierung überzugehen 
— ein Vorschlag, der dort die Unterstützung fast al-
ler Entwicklungsländer gefunden hat, aber den Wi-
derspruch fast aller Industrieländer. 

Daß im übrigen die Erlösstabilisierung ein teures 
Unternehmen zugunsten der Entwicklungsländer 
wäre, können Sie aus dem Lomé-Abkommen sehr 
deutlich ablesen, wo das ja in dieser Form prakti-
ziert wird. Daß das letztlich der Verbraucher und/ 
oder der Steuerzahler mitzutragen und mitzubezah-
len hat, ist bei allen Maßnahmen so, die dazu führen 
sollen, für die Rohstoffe der Entwicklungsländer an-
gemessene Entgelte und angemessenere Erlöse si-
cherzustellen. Das läßt sich nicht vermeiden. Inso-
fern glaube ich, daß der Kollege Funke mit seiner 
grundsätzlichen Meinung dazu recht hat. 

Festzustellen ist, daß der Interventionspreis, der 
in dem alten Kakao-Abkommen festgelegt war, 
nicht ein einziges Mal erreicht wurde. Das wirft na-
türlich Fragen auf, wie sinnvoll diese Veranstaltung 
ist. Seit der Verhandlung über den jetzigen Interven-
tionspreis von 106 US-Cents pro Pfund sind in Wahr-
heit — so sieht die Kurve jetzt aus — die Markt-
preise auf 87 Cents abgesunken, steil nach unten ge-
gangen. Ob überhaupt die finanziellen Mittel — ich 
will einmal vom Marktmechanismus und den Ein-
griffsmöglichkeiten ganz absehen — aufgebracht 
werden können, wenn sich zwei wichtige Länder 
nicht an der Finanzierung des Ausgleichsstocks be-
teiligen, bleibt in der Tat eine wesentliche Frage. 

Ich habe dem Kollegen Echternach mit all den Ar-
gumenten, die er hier vorgetragen hat und die von 
den beiden Kollegen der Koalitionsfraktion aufge-
griffen worden sind, aufmerksam zugehört und ge-
dacht: Wie schön muß eigentlich die Rolle der Oppo-
sition sein, wenn sie so richtig alles vortragen kann, 
was die Regierung doch selber glauben müßte. — 
Wenn Sie das bei anderer Gelegenheit auch so schön 
könnten, Herr Echternach, welche Aussichten wür-
den sich Ihnen dann bieten! Da können Sie es aber 
dann eben nicht. 

Hier geht es leider nicht um die Beantwortung der 
Frage — allein deswegen habe ich mich eigentlich 
noch einmal zu Wort gemeldet —, ob das nun ord-
nungspolitisch und marktwirtschaftlich sinnvoll ist 
oder nicht. Nach meiner Auffassung ist es das nicht. 
Es geht um die Frage, in welchen politischen Ge-
samtzusammenhängen sich die Bundesrepublik 
Deutschland entwicklungs-, außen- und europapoli-
tisch bewegt und welchen Spielraum wir haben. 
Diese Frage ist zu beantworten. Das habe ich in der 
Debatte vermißt. 

Dies ist eine Entscheidung der Europäischen Ge-
meinschaft. Wenn es dort zu einer Situation kommt, 
in der neun Mitgliedstaaten gegen die Bundesrepu-
blik Deutschland stehen, dann können wir auf die 
Dauer a) das politisch nicht durchhalten, b) uns aber 
auch nicht einbilden, wir allein seien klüger als neun 
andere. Fast immer ist es so — und zwar aus außen-  
und europapolitischen Gründen —, daß wir dann im 
Sinne der europäischen Einigkeit nachgegeben ha-
ben und nachgeben werden. Das mag bedauerlich 
sein. Da muß man in einzelnen Fragen seinen Stand-
punkt, von dem man überzeugt ist, aufgeben oder 
korrigieren. Nur, dies ist die Wirklichkeit in Europa. 
Niemand — wir haben das ja gestern in der Stahlde-
batte auch schon erwähnt — wird dies ändern kön-
nen. 

Lassen sie mich zum Schluß eine persönliche Er-
fahrung aus diesem Bereich beitragen. Ich habe das 
dem Wirtschaftsausschuß in der letzten Sitzung 
schon erzählt. Als ich 1972 in dieses Haus gewählt 
wurde, war eines der ersten Themen, über die ich ab-
zustimmen hatte, dieses fabelhafte Kakao-Abkom-
men. Das war damals der erste Fall. Natürlich war 
ich nicht dafür, weil das in meinen Augen ordnungs-
politisch und marktwirtschaftlich eine ziemlich 
witzlose Veranstaltung gewesen ist. Da kam der da-
malige Außenminister, Walter Scheel, und sagte: 
„Also hören Sie mal! Inzwischen hat uns auch der 
Vatikan aufgefordert, dem Kakao-Abkommen zuzu-
stimmen. Nun können Sie doch gefälligst Ihren Wi-
derstand endlich auch aufgeben." Das war mein er-
ster Sündenfall, es war nicht der letzte, und es wird 
auch nicht der vorletzte geblieben sein. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Heiter

-

keit) 

Präsident Stücklen: Herr Wirtschaftsminister, 
nachdem dieser Sündenfall vom Vatikan mitgetra-
gen wird, dürfte Ihnen das drüben keine weiteren 
Schwierigkeiten machen. 

(Heiterkeit) 

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer der Beschluß-
empfehlung des Ausschusses für Wirtschaft auf 
Drucksache 9/1471 zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Das erste war die Mehrheit. Die 
Beschlußempfehlung des Ausschusses ist damit an-
genommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 17 auf: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs ei-
nes Gesetzes über steuerliche und sonstige 
Maßnahmen für Arbeitsplätze, Wachstum 
und Stabilität (Beschäftigungsförderungsge-
setz — BeschäftFG) 

— Drucksachen 9/1400, 9/1488, 9/1508 — 

a)  Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache 9/1501 — 
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Präsident Stücklen 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Carstens (Emstek) 
Löffler 
Hoppe 

b) Beschlußempfehlung und Bericht des Fi-
nanzausschusses (7. Ausschuß) 

— Drucksachen 9/1500, 9/1507 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Kreile 
Dr. Mertens (Bottrop) 

(Erste Beratung 88., 93. Sitzung) 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Wo ist denn 
die Bundesregierung Herr Präsident?) 

— Herr Abgeordneter Haase, Ihre Frage mag noch 
so berechtigt sein, solange vom Bundestag — also 
aus den Reihen der Abgeordneten — nicht die Her-
beirufung der Bundesregierung, des Kanzlers ver-
langt wird, so lange hat der amtierende Präsident 
nicht einzuschreiten. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Herrn Ehren

-

berg wollen wir!) 

Wünscht einer der Berichterstatter das Wort?  — 
Dies  ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Dr. Kreile. — Herr Abge-
ordneter Dr. Kreile, Sie sprechen nicht als Berichter-
statter, sondern in der Aussprache? 

Dr. Kreile (CDU/CSU): Ja. 

(Abg. Haase [Kassel] [CDU/CSU] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage — Heiterkeit) 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Haase, 
eine Zwischenfrage? — Sollten Sie zur Geschäfts-
ordnung sprechen, dann wäre jetzt nicht der richtige 
Augenblick. — Herr Abgeordneter Dr. Kreile, es 
könnte ja eine vorbeugende Zwischenfrage sein. Ja? 
— Bitte schön, Herr Abgeordneter Haase. 

Haase (Kassel) (CDU/CSU): Verehrter Herr Kol-
lege Dr. Kreile, können Sie mir vielleicht einen Hin-
weis vermitteln, warum die Bundesregierung bei 
diesem Gesetz, das doch eines ihrer Grundgesetze 
zur Bekämpfung der Massenarbeitslosigkeit in die-
sem Land ist, kaum auf dieser Bank vertreten ist? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Abg. Westphal 
[SPD] meldet sich zu einer Zwischen

-

frage) 

Dr. Krelle (CDU/CSU): Herr Kollege Haase, nach-
dem sich auf Ihre Wortmeldung schon der Herr Ab-
geordnete Westphal meldet und es mir einfach zu 
schwerfällt diese Frage zu beantworten, weil ich es 
so wenig begreife wie Sie: Vielleicht hat der nächste 
Zwischenfrager, der Herr Abgeordnete Westphal, 
die Möglichkeit, dieses ungeheure Defizit auf der 

Bank der Bundesregierung — und nicht nur das im 
Bundeshaushalt — zu erläutern. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Meine Damen und Herren, ich 
muß schon sehr großzügig die Möglichkeiten, Zwi-
schenfragen zu stellen, ausschöpfen lassen, denn der 
Herr Abgeordnete Dr. Kreile hat ja noch nicht be-
gonnen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Jenninger [CDU/ 
CSU]) 

— Moment, Herr Abgeordneter Dr. Jenninger. — Da 
aber der Herr Abgeordnete Haase von Redner hier 
die Zustimmung zu einer Zwischenfrage bekommen 
hat und Herrn Westphal das gleiche zugestanden 
worden ist, werde ich Herrn Westphal bitten, seine 
Frage an Herrn Dr. Kreile anzubringen. 

Westphal (SPD): Vielen Dank, Herr Präsident. — 
Herr  Kollege Kreile, können Sie mir vielleicht bestä-
tigen, daß es eine gemeinsame Vereinbarung war, 
diese Debatte eigentlich erst um 10.30 Uhr zu begin-
nen, weil wir gemeinsam dem zur gleichen Zeit mit 
dem ersten Durchgang dieses Gesetzes beschäftig-
ten Bundesrat wenigstens eine Stunde Vorsprung 
geben wollten, bevor wir mit unserer Beratung in 
zweiter Lesung beginnen? Ich nehme an, Sie werden 
mir das bestätigen können, Herr Kreile, und ich bin 
sicher, daß der Bundeskanzler und die anderen Mi-
nister auch gleich da sein werden. 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Dr. Kreile, 
Sie können dies hier sicherlich nicht aus eigener 
Kenntnis bestätigen oder ablehnen, 

(Westphal [SPD]: Sie können ja den G

e-

schäftsführer fragen!) 

denn dies sind Vereinbarungen, die im Ältestenrat 
getroffen worden sind. Wir haben entsprechend ei-
ner im Ältestenrat einmütig getroffenen Vereinba-
rung die Absicht, diese Debatte jetzt zu beginnen 
und zu gegebener Zeit, wenn es notwendig ist, eine 
Unterbrechung der Sitzung durchzuführen. Bitte, 
Herr Dr. Kreile, fahren Sie mit Ihren Ausführungen 
fort — oder: beginnen Sie mit Ihren Ausführun-
gen. 

(Heiterkeit) 

Dr. Kreile (CDU/CSU): Herr Präsident, nach dieser 
gestrengen Aufforderung von Ihnen will ich nun 
endlich zu dem sachlichen Thema kommen, zu des-
sen Behandlung ich übrigens auch an dieses Red-
nerpult gekommen bin. — Meine sehr verehrten Da-
men und Herren, ich darf also nun zu diesem fälsch-
licherweise ,,Beschäftigungsförderungsgesetz" ge-
nannten Gesetzespaket der Bundesregierung spre-
chen und zunächst erklären: Die CDU/CSU-Fraktion 
lehnt dieses sogenannte Beschäftigungsförderungs-
gesetz der Bundesregierung und der Fraktion der 
SPD und FDP ab. 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Dr. Kreile, 
Herr Abgeordneter Dr. Haussmann wünscht eine 
Zwischenfrage zu stellen. 
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Dr. Kreile (CDU/CSU): Ach, Herr Präsident, es 
wäre ganz angenehm, wenn ich überhaupt einmal 
beginnen könnte. 

(Heiterkeit) 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Dr. Kreile, 
es ist Ihr originäres Recht, diese Zwischenfrage 
nicht zuzulassen und in Ihren Ausführungen fortzu-
fahren. Ist das so zu verstehen? 

Dr. Kreile (CDU/CSU): Das ist so zu verstehen. Ich 
hätte es auch noch deutlicher gesagt. Ich möchte 
jetzt erst einmal ein klein wenig sagen, um was es 
geht. 

(Dr. Haussmann [FDP]: Haben Sie gesehen, 
daß der Kanzler inzwischen da ist?) 

— Es ist mir ein Vergnügen, den Herrn Bundeskanz-
ler zu diesem Thema begrüßen zu können. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Bundeskanz

-

ler Schmidt: Wo ist der Rest Ihrer Fraktion, 
Herr Kreile?) 

Herr Bundeskanzler, es wird Sie nicht überra-
schen, daß ich den Satz wiederhole: Die CDU/CSU-
Fraktion lehnt dieses fälschlicherweise Beschäfti-
ungsförderungsgesetz genannte Gesetzespaket Ih-
rer Bundesregierung und der SPD-FDP-Fraktion 
ab; 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

denn das ist kein Beschäftigungsförderungsgesetz, 
sondern ein Steuererhöhungsgesetz. 
Wir lehnen dieses Gesetz weiterhin ab, weil damit 

erneut und zwar zum dritten Mal seit der letzten 
Bundestagswahl, die Rentenversicherung zugun-
sten des Bundeshaushalts geschröpft werden soll. 
Es ist einfach widersinnig, durch Steuererhöhungen, 
vornehmlich durch eine Erhöhung der Mehrwert-
steuer von 13 auf 14 %, die wirtschaftliche Misere un-
seres Landes beheben zu wollen. 

Das Vorhaben, mit der einen Hand den Bürgern 
jährlich durch Steuererhöhungen über 9 Milliarden 
DM zu nehmen und dann mit der anderen Hand die 
Hälfte dieses Geldes über die staatliche Bürokratie 
neu zu verteilen, würde erneut mehr Schaden an-
richten als Nutzen bringen. 

Dieses Programm der Bundesregierung war von 
vornherein zum Scheitern verurteilt. Es verdankt 
seine Existenz nicht planvollem politischen Han-
deln, sondern kurzsichtigem und taktischem Kalkül. 
Da es ein schier unglaubliches Lehrstück opportuni-
stischen Handelns ist, soll die Zeugungsgeschichte 
in aller Kürze in Erinnerung gerufen werden. 

Die Entstehungsgeschichte ist eine Tragikomödie 
der Irrungen, allerdings mehr mit dem Teil Tragik, 
ein einziges absurdes Theater, kennzeichnend für 
den desolaten Zustand dieser Koalition. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Am Ende eines wochenlangen Sommertheaters — 
wie es genannt wurde — um die mißglückte „Opera-
tion 1982" legte bekanntlich der SPD-Fraktionsvor-
sitzende, Herr Wehner, der Bundesregierung und 
der Koalition eine Zeitbombe in ihr wirtschafts- und 
finanzpolitisches Gepäck, und zwar in Gestalt einer 

Protokollnotiz über die allfällige Notwendigkeit ei-
nes Beschäftigungsprogramms. Deren Brisanz such-
ten maßgebliche Bundespolitiker sogleich durch 
schneidige Worte herunterzuspielen. 

So versicherte der Bundeswirtschaftsminister am 
29. Oktober 1981 im Deutschen Bundestag: 

kurzfristige, 

— so sagte Graf Lambsdorff — 

fremdfinanzierte, d. h. mit ... zusätzlichen Steu-
ern finanzierte Beschäftigungsprogramme 
nutzen nichts. Sie schaden eher; .. . 

Weil er so recht hatte, sagte er es gleich nochmals, 
nämlich am 17. Januar 1982 in der offenbar nicht nur 
von ihm geschätzten „Bild am Sonntag": 

Wir bleiben dabei: 

— „Wir", damit kann man ja wohl nur die SPD, die 
FDP und die Bundesregierung meinen. — 

Kein Beschäftigungsprogramm, das mit Steuer-
erhöhungen ... finanziert wird! So etwas würde 
uns nicht weiterbringen, sondern nur neue 
Schwierigkeiten heraufbeschwören. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Recht hat er!) 

Doch nur einen Tag später hat es die FDP in der 
Präsidiumssitzung bereits für erwägenswert gehal-
ten — nach den Worten ihres Parteivorsitzenden 
Genscher am 19. Januar 1982 —, zur Beschaffung 
von Mitteln für Investitionszulagen auch an eine Er-
höhung der Mehrwertsteuer in der zweiten Häfte 
1983 zu denken. 

Doch postwendend kam ein Dementi in derselben 
Sitzung des Deutschen Bundestags von dem allseits 
geschätzten stellvertretenden FDP-Fraktionsvorsit-
zenden Hoppe. Herr Hoppe erklärte: „Wer beschäfti-
gungswirksame Maßnahmen über Kredite oder 
Steuerhöhungen finanzieren will, gefährdet die 
Grundlagen solider Finanzpolitik." 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Goldene Worte, Herr Hoppe. 

(Zuruf des Abg. Löffler [SPD]) 

Aber genau diese unsolide Finanzierung ist das 
Kernstück des Beschäftigungsförderungsgesetzes. 

Daß es zu ihm kam, entspricht angesichts des 
Hochschnellens der Arbeitslosenzahl zum Jahres-
ende auf 2 Millionen einem Aktionismus um jeden 
Preis, also genau jenem Aktionismus, vor dem der 
Bundeskanzler noch im Oktober warnen zu müssen 
glaubte. Der Bundeskanzler erklärte: „Das, was wir 
für 1982 tun können, haben wir getan. Alles andere 
ist Aktionismus. Was man zusätzlich noch empfiehlt, 
ist Aktionismus." 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Er hat hier recht. 

Genau dieser Aktionismus, vor dem auch der Bun-
deswirtschaftsminister noch am 29. Oktober 1981 
mit beredten Worten gewarnt hat, indem er sagte: 
„Jeder Versuch, mit kurzfristigem Aktionismus zu 
reagieren, würde das Grundproblem nur verschär- 
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fen", ist jetzt durch diesen Gesetzentwurf eingetre-
ten. 

Was folgte? Es folgte der Grundsatzbeschluß des 
Bundeskabinetts am 3. Februar 1982. Dieser war ein 
allgemeines, von parteitaktischen und koalitionstak-
tischen Gesichtspunkten bestimmtes opportunisti-
sches Einschwenken auf eine Linie nicht der ökono-
mischen Vernunft, sondern wider jede ökonomische 
Vernunft. 

Die Alibifunktion dieses Gesetzentwurfs, das auf 
die Landtagswahlen gezielte So-Tun, als ob etwas 
getan würde, war allerdings zu offenkundig. Die 
Wähler in diesem Jahr haben das bereits erkannt. 
Sie, die den Kolaitionsfraktionen ihre Stimme ver-
weigert haben, wissen, wie recht beispielsweise Pro-
fessor Schmölders gehabt hat, als er vor kurzem 
schrieb — ich darf dies zitieren —: 

In diesem Moment in die Talfahrt hinein Be-
schäftigungs- statt Konjunkturpolitik betreiben 
zu wollen mag gut gemeint sein, ist jedoch blan-
ker Dilettantismus. Der Staat, der sich jetzt er-
neut einschalten möchte, als hätte die Wirt-
schaft nur auf seine Planungen gewartet, hat ja 
die Schwierigkeiten, die es jetzt zu beseitigen 
gilt, zum großen Teil selbst geschaffen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Nicht „mehr Staat", sondern „weniger Staat" 
muß heute die Parole sein. Der Zauberlehrling, 
der schon soviel angerichtet hat, sollte jetzt den 
Besen schleunigst aus der Hand legen. 

Doch statt den Rat von Professor Schmölders zu 
beherzigen, schafft die Bundesregierung dieses Zau-
berlehrlingsgesetz, dessen eigentlicher Skandal zu-
dem darin besteht — Michael Jungblut hat es in der 
„Zeit" sehr hübsch gesagt —, daß die Bundesregie-
rung auf die am besten prognostizierte Krise, die wir 
je hatten, so reagierte, als sei sie von einer Naturka-
tastrophe überrascht worden. Wenn die SPD dieses 
nicht nur unter falschem Titel laufende, sondern in 
Täuschungsabsicht so bezeichnete Beschäftigungs-
förderungsgesetz im Hinblick auf die Schwierigkei-
ten ihres bevorstehenden Parteitags zum Hauptge-
genstand der politischen Auseinandersetzung ma-
chen will, so nehmen wir diese Herausforderung 
gern an. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Wir werden nicht müde werden, von der SPD und 
der FDP die Antwort auf folgende, ganz unpolemi-
sche Frage zu verlangen: Wie können Sie von der 
Opposition erwarten, daß sie einem Beschäftigungs-
programm — oder, wenn Sie dies lieber hören mö-
gen: einem Beschäftigungsförderungsgesetz — zu-
stimmt, nachdem die Regierung selbst wochenlang 
ein solches Programm als sinnlos und sogar als 
schädlich bezeichnet hat? 

(Grobecker [SPD]: Seit wann folgen Sie 
denn der Regierung?) 

Nachdem die Öffentlichkeit, insbesondere die Wirt-
schaftsverbände, dieses Programm in breiter Front 
abgelehnt hat, nachdem das Hearing vor dem Fi-
nanzausschuß des Deutschen Bundestages ein einzi-
ger Verriß der Regierungsvorschläge war, der  Ge

-setzentwurf als eher schädlich für die Konjunktur-
und Beschäftigungslage denn als förderlich bezeich-
net wurde, nachdem selbst der Deutsche Gewerk-
schaftsbund dieses Programm als sehr mager be-
zeichnet hat und nachdem Vertreter der Bundesre-
gierung dieses Gesetz nur halbherzig verteidigen 
und erhebliche Zweifel an der Finanzierung über 
eine Erhöhung der Mehrwertsteuer geäußert haben, 
nach all dem frage ich Sie: Wie können Sie dann von 
der Opposition verlangen, daß sie einem solchen Ge-
setzespaket zustimmen? 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Sind Sie 
für oder gegen die Investitionszulage?) 

Mit diesem Gesetzespaket wird keines seiner 
Ziele erreicht, weder eine dauerhafte Verbesserung 
der Beschäftigungslage noch eine Verbesserung der 
Steuerstruktur, auch keine Erhöhung des Bauland-
angebots und keine Verbesserung der Finanzkraft 
der Gemeinden. 

Die Bundesregierung erwartet von diesem Pro-
gramm eine dauerhafte Verbesserung der Beschäfti-
gungssituation. Ich sage Ihnen: Dauerhaft an die-
sem Programm wären allein die Steuererhöhungen. 
Beschäftigungsprogramme verrauchen, aber die 
Steuern bleiben. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Denkt eigentlich die SPD bei ihren Bestrebungen 
zur Mehrwertsteuer nicht mehr an die Warnungen 
eines der Urväter des Sozialismus? 

(Zuruf von der SPD: Jetzt kommt Lassal

-

le!) 

Ich will jetzt nicht ausführlich Ferdinand Lassalle 
zitieren. 

(Lachen bei der SPD) 

— Ja, ich könnte das sehr gut und ganz ausführlich 
tun. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Die wissen doch gar 
nicht mehr, wer das war!) 

— Danke schön, Herr Dr. Kohl. Ja, man kennt dort 
möglicherweise Lassalle gar nicht mehr. Ich will ihn 
also jetzt nicht ausführlich zitieren, ihn, für den die 
indirekten Steuern und ihre kontinuierliche Erhö-
hung ein Instrument der Ausbeutung ärmerer Klas-
sen waren. 

(Zuruf von der SPD: Alles schon am 4. März 
widerlegt!) 

Aber ich muß deutlich sagen, daß die SPD die Partei 
der Steuer- und Abgabenerhöhungen geworden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Gobrecht 
[SPD]: Bei gleichbleibender Steuerquote!) 

Ihre Politik führt dazu, daß vor allem die breite 
Masse der tüchtigen und fleißigen Arbeitnehmer ge-
schröpft wird. Das ist noch nie so deutlich geworden 
wie in den letzten anderthalb Jahren seit der Bun-
destagswahl. 

Statt rationaler Wirtschafts- und Finanzpolitik 
gab es nur Erhöhungen. Es gab die Erhöhung der 
Rentenversicherungsbeiträge zum Stopfen der Lö-
cher im Bundeshaushalt. Es gab die Erhöhung der 
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Mineralölsteuer und der Branntweinsteuer. Es gab 
die Erhöhung einer Quasi-Poststeuer durch neue 
Gebührenerhöhungen. Es gab 1982 die nochmalige 
Erhöhung der Sozialversicherungsbeiträge zugun-
sten des Bundeshaushalts. Es gab die nochmalige 
Erhöhung der Branntweinsteuer, es gab die Erhö-
hung der Tabaksteuer zum 1. Juli, durch die eine Zi-
garettenpackung von 3 DM auf nunmehr 4 DM ver-
teuert wird, und es gab die Schröpfung der Bundes-
bank um ihre Erträge in einer Größenordnung von 
17,5 Milliarden allein 1982, 

(Gobrecht [SPD]: Ein gesetzlicher An

-

spruch!) 

was einer Zinssteuer gleichkommt. 

Sämtliche Einnahmeverbesserungen, die die Ko-
alition in den letzten anderthalb Jahren seit den 
Bundestagswahlen beschlossen hat, addieren sich 
für den Bundeshaushalt auf 25 Milliarden. Man 
meint, das sei genug? Nein! Eine Flut von Steuerer-
höhungsanträgen aus den SPD-Bezirken rollt nun-
mehr auf den SPD-Parteitag zu. Das Steuerhorror

-

papier der hochgeschätzten SPD-Abgeordneten 
Gobrecht und Dr. Spöri feiert nunmehr wahrschein-
lich auf diesem SPD-Parteitag fröhliche Urständ. 

Diskutiert und gefordert werden: eine Arbeits-
marktabgabe für alle, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

sozusagen eine neue Beamtensteuer; eine Ergän-
zungsabgabe; 

(Zustimmung bei der SPD) 

eine Einschränkung des Ehegattensplittings; 

(Zustimmung bei der SPD) 

eine Erhöhung der Vermögensteuer — meine Her-
ren von der SPD, wo bleibt der Beifall? — und eine 
Ausdehnung der Gewerbesteuer für freie Berufe. 

Ich bin Ihnen sehr dankbar dafür, daß Sie, meine 
Damen und Herren von der SPD, diese Erhöhungs-
pläne mit Ihrem Beifall bedacht haben, denn damit 
ist nun wirklich klargestellt: Das wollen Sie! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Man könnte leider noch fortfahren, aber seit eini-
ger Zeit ist ohnehin jedem klar: die SPD ist und 
bleibt eine Partei der Umverteilung über höhere Ab-
gaben und Steuern und will — der Beifall hat es 
eben gezeigt — letztlich auch nichts anderes sein. 
Nur sollte sie dann weder zunächst der FDP noch 
der Öffentlichkeit weiszumachen versuchen, ab 1984 
gäbe es eine Steuerentlastung. 

Deswegen muß nochmals und immer wieder un-
ser klares Nein zu dieser Steuererhöhungspolitik 
gesagt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dies gilt nicht nur für die Mehrwertsteuererhöhung, 
sondern auch für die durch eine nicht in das deut-
sche Bewertungsrecht passende vorgezogene Neu-
bewertung der unbebauten baureifen Grundstücke 
und die ihr folgenden Steuererhöhungen sowie für 
eine das Klima zwischen Steuerpflichtigen und der 
Finanzverwaltung vergiftende Verschärfung der Be

-

triebsprüfung durch vorgezogene Steuerbescheide. 
Die Bundesländer, denen die Steuerverwaltung ob-
liegt, haben sich deswegen auch nachdrücklich hier-
gegen ausgesprochen. 

Meine Damen und Herren, gegen die in diesem 
Steuererhöhungspaket enthaltene Investitionszu-
lage werden wir uns nicht querlegen, wenn sie nicht 
mit Steuererhöhungen und wenn sie ohne zusätzli-
che Kreditaufnahme finanziert wird. 

(Zuruf von der SPD) 

So, wie sie jetzt gestaltet ist, gilt der in der Anhörung 
des Finanzausschusses geprägte Satz des Vertreters 
der gewerblichen Wirtschaft, also genau des Perso-
nenkreises, von dem Sie wollen, daß er investiert, 
daß er Investitionsanreize bekommt, sie erkennt 
und Investitionen durchführt. 

(Zurufe von der SPD) 

Was hat die deutsche Industrie, was hat die gewerb-
liche Wirtschaft gesagt? „Der Appetithemmer Steu-
ererhöhung könnte stärker sein als der Appetit auf 
die Investitionszulage." 

(Dr. Spöri [SPD]: Das haben Sie doch souf

-

fliert, Herr Kreile!) 

— Da ehren Sie mich zu sehr, daß Sie glauben, alles, 
was ich sage, würde von der deutschen Industrie kri-
tiklos übernommen. 

(Zuruf von der SPD: Hauptsache übernom

-

men!) 

Ich freue mich, wenn ich Bundesgenossen habe, die 
den gleichen wirtschaftlichen Sachverstand haben. 

Bei der Investitionszulage kommt aber hinzu, daß 
Ausmaß und Konstruktion ihre Wirksamkeit von 
vornherein einschränken. Drei Gesichtspunkte, die 
wir im Finanzausschuß sehr eingehend behandelt 
haben, mögen dies hier im Plenum deutlich machen. 
Zum einen steht die Größenordnung von 4 Milliar-
den DM in keinem wirksamen Zusammenhang mit 
den die Wirtschaft wirklich bestimmenden Daten. 
Bei einem Bruttosozialprodukt von 1,7 Billionen 
DM, also von 1700 Milliarden DM, beträgt die darin 
enthaltene Bruttolohn- und -gehaltssumme 814 Mil-
liarden DM. Das Zinsvolumen, das die Wirtschaft be-
wältigen muß, beträgt über 45 Milliarden DM. Wie 
sollen da, noch dazu bei dem vorherrschenden Man-
gel an Vertrauen in diese Bundesregierung, 4 Milli-
arden DM als Investitionszulage etwas bewegen? 
Genausogut könnte man einen Eimer Wasser in den 
Rhein gießen und hoffen, daß er dadurch schneller 
fließt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zum anderen wird die Investitionszulage nicht 
greifen, weil selbst die Ansätze zu einer Investitions-
möglichkeit durch den Gesetzentwurf wieder zu-
rückgenommen, wieder eingeschränkt werden. Be-
günstigt — das war doch Ihre Überlegung — sollen 
die Investitionen werden, die über den Durchschnitt 
der letzten drei Jahre hinausgehen und die im Jahre 
1982 bestellt werden. Selbst wenn man unterstellt, 
diese Investitionszulage würde im Laufe dieses Jah-
res kommen, dann mit Sicherheit nicht vor Ablauf 
der Hälfte dieses Jahres 1982. Deswegen wäre es 
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dringend erforderlich, wenn die Investitionszulage 
das tun soll, das bewirken soll, was Sie wollen, daß 
ihr wenigstens die Chance eines ganzen Jahres für 
die Bestellung gegeben wird. Aber genau dies haben 
Sie nicht gewollt. Genau diese Anträge haben Sie im 
Finanzausschuß abgelehnt, den Bestellzeitraum auf 
ein volles Jahr zu verlängern. Dieses volle Jahr ist j a 
nicht mehr gegeben. Einen solchen Antrag haben 
Sie, wie gesagt, abgelehnt. Dies zeigte mir und zeigt 
wohl allen anderen deutlich, daß Sie selbst nicht an 
die Wirksamkeit des Gesetzes glauben; Sie tun bloß 
so, als ob. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zum dritten ist mir eine die Bauwirtschaft betref-
fende Einschränkung bei dieser Investitionszulage 
völlig unbegreiflich, wenn man wirklich einen Inve-
stitionsförderungseffekt erreichen will. Begünstigt 
sollen, so wollen Sie dies, nur Baumaßnahmen sein, 
für die der Bauantrag 1982 gestellt worden ist. Die 
Bauwirtschaft, die unter einer Viertel Million Ar-
beitslosen leidet, die im vergangenen Jahr mehr als 
1 700 Konkurse wegen mangelnder Aufträge hin-
nehmen mußte, hätte einen gewissen Aufschwung 
möglicherweise nehmen können, wenn jetzt zurück-
gestellte Baumaßnahmen, die bereits beantragt und 
gegebenenfalls genehmigt waren, auf Grund des In-
vestitionszulagegesetzes hätten durchgeführt wer-
den können. Es mag sein, daß sich Investitionen — 
trotz des hohen Zinsniveaus, aber vielleicht auf 
Grund dieser Investitionszulage — dann gerechnet, 
dann möglicherweise rentiert hätten. Doch jede dar-
auf abzielende Verbesserung des Gesetzes, die von 
uns beantragt worden ist, wurde von Ihnen abge-
lehnt. Es bleibt dann nun wirklich dabei, was nicht 
nur ein Vertreter der Bauwirtschaft gesagt hat, daß 
diese Investitionszulage wohl auch nicht zu einer 
einzigen zusätzlichen Baumaßnahme führen wird. 

Als Ergebnis bleibt also: Dieses sogenannte Be-
schäftigungsförderungsgesetz ist leider ein höchst 
wirkungsvolles und langfristiges Steuererhöhungs-
gesetz, aber bedauerlicherweise ein wohl wirkungs-
loses und kurzfristiges Investitionsanreizgesetz. 
Das ist nicht das, was jetzt nötig ist. 

Was nötig ist, hat Professor Schmölders sehr tref-
fend gesagt, wenn er erklärt hat: Nicht ein kurzatmi-
ges Eingreifen mit einem Programm auf Kosten der 
Steuerzahler und der Sparer, sondern die langfri-
stige Konsolidierung des Staatshaushaltes und die 
Sanierung des verfahrenen Kapitalmarkts in einem 
mittelfristigen Zeithorizont sind vonnöten. Daß die 
Arbeitslosigkeit damit nicht von heute auf morgen, 
sondern erst in einigen Jahren geduldiger Aufbauar-
beit beseitigt werden kann, gehört zum Schuldkonto 
der falschen Propheten und dieser Regierung. 

Diese Regierung kann weder hier noch sonstwo 
die von ihr selbst für erforderlich gehaltene Wende 
herbeiführen; jedwedes Vertrauen hat sie verspielt. 
Die Koalition — das zeigt dieses Beschäftigungsför-
derungsgesetz wieder mit Deutlichkeit — hat ihre 
Chance gehabt und verspielt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Spöri 
[SPD]: Schwacher Beifall!) 

Sie sollte einer anderen und besseren Politik Platz 
machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Westphal. 

Westphal (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Da wir am Anfang dieses nette Vorspiel 
hatten, Herr Kreile, was die Verfahrensfrage be-
trifft, erlauben Sie mir dazu jetzt noch eine Berner-
kung, insbesondere unter dem Gesichtspunkt, daß 
wir inzwischen ein bißchen von dem wissen, was 
drüben im Nachbarhaus, im Bundesrat, zum Thema, 
mindestens was das Verfahren betrifft, geredet wird 
oder worden ist. 

Erst, meine Damen und Herren von der Opposi-
tion, werfen Sie uns vor, wir würden mit dem zusätz-
lichen Programm, das durch dieses Gesetz, das Be-
schäftigungsförderungsgesetz, vorangebracht wird, 
nicht schnell genug überkommen. Dann wollen Sie 
die abschließende Beratung dieses Beschäftigungs-
förderungsgesetzes hinausschieben, bis nach 
Ostern, auf den 26. April. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Das ist doch gar 
nicht wahr! Das stimmt doch überhaupt 
nicht! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

— Sicher ist das richtig, Herr Kohl. — Als wir nein 
dazu sagen, um dieses Gesetz schnell in Kraft zu set-
zen, und dafür eine Sondersitzung am 30. März vor-
schlagen mit dem eindeutigen Hintergrund, daß wir 
den Bundesrat nicht desavouieren, sondern das Er-
gebnis seines heute durchgeführten ersten Durch-
gangs ordnungsgemäß und fristgerecht zur Kennt-
nis nehmen und würdigen wollen, sagen Sie, Sie 
werden im Bundesrat sicherstellen, daß man es 
nicht übelnimmt, wenn wir heute schon tagen und 
der Bundestag heute seinen Abschluß macht. 

Was hören wir von drüben? Ärgerliche Bemerkun-
gen der CDU-Ministerpräsidenten über die über-
schnelle Abschlußberatung hier im Hause. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Kein Wunder! — 
Dr.  Jenninger [CDU/CSU]: Wer hat das 
denn gesagt, Herr Westphal? — Dr. Kohl 
[CDU/CSU]: Zitieren Sie doch einmal! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Herr Jenninger, wir wissen es. Ich kann es aus 
dem zitieren, was Herr Vogel geschrieben hat. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Zitieren Sie mal, was 
gesagt worden ist! — Dr. Jenninger [CDU/ 
CSU]: Was ist gesagt worden? Das möchte 

ich wissen!) 

— Ich bin leider nicht bilokal und Sie sicher auch 
nicht. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU]: Sagen Sie was, 
und behaupten Sie das nicht nur!) 

— Entschuldigung: Dies ist die Information, die mir 
zu diesem Thema vorliegt, und ich habe gar keinen 
Grund, das anders zu sagen. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Das ist falsch!) 
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Dies ist doch eine andere Art von „Verspätung", mit 
der wir es hier zu tun haben. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU]: Hören Sie mit 
den Sprüchen auf!) 

— Sie hatten, Herr Jenninger, zunächst die Zusage, 
und da drüben ist die Verläßlichkeit zu einer gegebe-
nen Zusage offensichtlich nicht groß, 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU]: Offensichtlich 
reden Sie Quatsch!) 

und Ihr Einfluß da drüben ist offensichtlich nicht ge-
rade imponierend. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Meine Damen und Herren, vor Ihnen liegt zur Be-
ratung und zur Beschlußfassung in zweiter und drit-
ter Lesung das Beschäftigungsförderungsgesetz. In 
seinen elf Artikeln schafft es die rechtlichen Voraus-
setzungen für den staatlichen Teil der Gemein-
schaftsinitiative für Arbeitsplätze, Wachstum und 
Stabilität. Der Staat darf in schwieriger wirtschaftli-
cher Situation nicht tatenlos zusehen, wenn eine 
durchschnittliche Jahresarbeitslosenzahl von fast 
1,7 Millionen erwartet werden muß und wenn bei 
noch großen Schulentlassungsjahrgängen zahlrei-
che junge Menschen keine ausreichende Chance für 
einen Ausbildungsplatz oder Arbeitsplatz haben. 
Wir sind davon überzeugt, daß es richtig ist, Men-
schen, die arbeiten wollen, aber keine Arbeit haben, 
dabei zu unterstützen, daß sie Arbeit bekommen. 
Deshalb lassen wir Sozialdemokraten uns weder 
durch Mäkler und Verweigerer noch durch Rück-
schläge davon abhalten, diese Überzeugung dort, wo 
wir können, in helfende Taten umzusetzen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Warum sollte man verschweigen, daß wir Sozial-
demokraten Genugtuung darüber empfinden, daß es 
gelungen ist, unseren Koalitionspartner zu bewegen, 
diese Gemeinschaftsinitiative mit zu seiner eigenen 
Sache zu machen? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Kommt euch 
teuer zu stehen!) 

Gewiß, dies hat auch seinen Preis, und es ist, wie es 
in solchen Fällen immer ist, ein Kompromiß dabei 
entstanden. Trotzdem handelt es sich um ein in sich 
geschlossenes Konzept. 

Auf die im Zuge der Operation 82 wesentlich 
verbesserten Rahmenbedingungen, insbesondere 
durch erhöhte Abschreibungsmöglichkeiten, wird 
nun für einen relativ kurzen Begünstigungszeit-
raum eine 10 %ige Investitionszulage aufgestockt. 
Damit wird eine Anstoßwirkung erzeugt, von der wir 
hoffen, daß sie zu einer nach oben gerichteten Ent-
wicklung unserer Wirtschaft führt. Diese Investi-
tionszulage begünstigt vornehmlich die privaten In-
vestitionen. 

Daneben steht außerhalb dieses Gesetzentwurfs, 
aber als ein Teil der Gemeinschaftsinitiative eine 
beachtliche Vergrößerung des Volumens zinsbegün-
stigter Kredite. Sie sollen umweltverbessernde Inve-
stitionen der öffentlichen Hände und energiespa

-

rende Investitionen kleinerer und mittlerer Betriebe 
fördern. Hinzugefügt wird die vorgezogene Neube-
wertung der unbebauten, aber baureifen Grund-
stücke mit einer kräftigen Steuervergünstigung für 
denjenigen, der die Grundstücke nutzt, um zu 
bauen. 

Ein weiterer Teil des Beschäftigungsförderungs-
gesetzes zielt darauf ab, die Vermittlungschancen 
für arbeitslose Jugendliche durch Bildungsangebote 
und die Gewährung von Bildungsbeihilfen zu erhö-
hen. Dies wird haushaltsmäßig ergänzt durch die 
Aufstockung unseres Programms zur Förderung des 
Baus von überbetrieblichen Ausbildungsstätten. Je-
der kann erkennen, daß der staatliche Teil der Ge-
meinschaftsinitiative bei den Investitionen ansetzt. 

Es sollte allerdings nicht vergessen oder unterbe-
wertet werden, daß der Bundesminister für Arbeit 
vom Bundeskabinett den Auftrag bekommen hat, 
ein Modell zu erarbeiten, wie Lebensarbeitszeit ver-
kürzt werden kann, indem der Staat Rahmenbedin-
gungen entwickelt und anbietet, die durch tarifver-
tragliche Vereinbarungen ausgefüllt werden kön-
nen. Wenn wir künftig eine geringere Menge Arbeit 
auf eine hoch bleibende Zahl von Arbeitnehmern 
verteilen müssen, dann bietet sich der Weg, früher 
aus dem Arbeitsleben auszuscheiden, als eine sehr 
humane Antwort an. Es ist des Schweißes der Klu-
gen wert, diesen Weg für alle Beteiligten gangbar zu 
machen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ihr schwitzt aber 
ganz schön!) 

Meine Damen und Herren, doch im Mittelpunkt 
des heute zu beschließenden Maßnahmenbündels 
stehen die Investitionshilfen. Herr Kreile, Sie haben 
nun hier alles getan, um diese Investitionshilfen 
mies zu machen, zu kritisieren, gesagt, sie taugten 
doch nichts, sie würden gar nichts bewirken. Wissen 
Sie, Herr Kreile, als die Verbände der Unternehmer 
noch bei Ihnen und bei uns im Hearing saßen und al-
les taten, in der gleichen Weise zu reden, wie Sie es 
getan haben, hatten wir Abgeordnete — das geht 
doch Ihnen genauso wie uns — die Unternehmer, die 
Mitglieder dieser Verbände, am Telefon mit der Fra-
ge: Wann geht es denn los, kriegen wir was ab, sind 
wir beteiligt an dieser Investitionszulage? Das ist 
doch wohl die Lage. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Und wir konnten ihnen immer antworten: Der Be-
günstigungszeitraum beginnt am 1. Januar dieses 
Jahres. So ist das auch. Da brauchen wir kein weite-
res halbes Jahr hinterherzufügen und noch eine 
halbe Milliarde DM Mindereinnahmen draufzupak-
ken. Dies steht. 

Meine Damen und Herren, auch wenn Investitio-
nen Rationalisierungswirkungen haben und damit 
auch Probleme mit sich bringen, besteht nur auf die-
sem Wege die Möglichkeit, zusätzliche Arbeitsplätze 
zu schaffen. Und auf die kommt es an. Jeder, der sol-
che Maßnahmen für notwendig hält und durchset-
zen will, muß Sorge dafür tragen, daß sie finanziert 
werden. Daran führt nun einmal kein Weg vorbei. 
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Meine Damen und Herren von der Opposition, Sie 

machen es sich zu einfach, wenn Sie sagen, jede 
Steuererhöhung sei unangenehm und daher falsch 
und würde deshalb von Ihnen abgelehnt. Damit ma-
chen Sie es sich verdammt einfach. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Sie werden selbstverständlich auch bei uns nieman-
den finden, der Steuererhöhungen auf die leichte 
Schulter nimmt und sie als unproblematisch an-
sieht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Seit Jahren 
macht ihr das!) 

Doch es gibt nur wenige Arten der Finanzierung 
zusätzlicher öffentlicher Aufgaben. Und um die geht 
es hier. Es muß doch möglich sein, folgenden einfa-
chen Gedankengang miteinander nachzuvollziehen: 
Wir wissen, daß das Instrument der zusätzlichen 
Verschuldung nur sehr vorsichtig und unter Beach-
tung der wirtschaftlichen Entwicklung angewendet 
werden darf. Für die Aufgaben der Investitionsanre-
gung kommt es auf niedrige Zinsen an. Diesem er-
wünschten Trend darf man nicht entgegenwirken. 
Das Mittel der Kreditaufnahme steht also in diesem 
Zeitpunkt für dieses Programm nicht zur Verfü-
gung. 

Wenn zweitens der Weg der Einsparung öffentli-
cher Ausgaben insbesondere durch Einschränkung 
bei Leistungsgesetzen ausgeschöpft ist und jeder 
weitere Einschnitt zu nicht vertretbaren negativen 
Wirkungen führen muß, dann stehen — dies ist die 
Logik der Finanzierung öffentlicher Aufgaben — 
nur noch zwei Instrumente zur Verfügung — ich 
teile sie bewußt, obwohl sie miteinander zu tun ha-
ben —, nämlich die Korrektur von Steuervergünsti-
gungen einerseits und Steuererhöhungen anderer-
seits. 

Für den Abbau von Steuervergünstigungen, 
meine Damen und Herren, suchen wir Sozialdemo-
kraten Partner. Wir suchen sie intensiv, und jeder 
von Ihnen ist eingeladen, an dem Hearing mitzuwir-
ken, das der Haushaltsausschuß im Juni veranstal-
ten wird, um weitere Wege gerade dort zu finden, wo 
es um Subventionsabbau geht, und zwar eben auch 
den steuerlichen Subventionsabbau. Sie alle sind 
herzlich eingeladen, dazu Ihre Vorschläge mit zu lie-
fern. 

Aber wenn dieser Weg jetzt nicht gangbar ist, 
bleibt als letzte Möglichkeit die Erhöhung von Steu-
ern. Man muß diesen letztgenannten Weg gehen, 
weil das Ziel, Arbeitsplätze zu beschaffen, es ver-
langt. 

Da gibt es nun unterschiedliche Gestaltungsmög-
lichkeiten. Wir Sozialdemokraten legen da zwei 
Maßstäbe an. Der eine ist, daß es sich bei einer Steu-
ererhöhung nur um eine maßvolle, eine erträgliche 
Größenordnung handeln darf. Der zweite, der ande-
re, ist die soziale Ausgewogenheit der Belastung. 
Das heißt, daß derjenige, der breitere Schultern hat, 
dabei auch mehr zu tragen bekommt als derjenige 
mit dem kleineren Einkommen. 

Die Erhöhung der Mehrwertsteuer um einen Pro-
zentpunkt bzw. einen halben Prozentpunkt ab Mitte 

nächsten Jahres erfüllt aus unserer sozialdemokra-
tischen Sicht das zweite Kriterium leider nicht. Wir 
wußten zwar gemeinsam mit den Gewerkschaften 
einen anderen Weg, konnten dafür aber einen Kon-
sens mit unserem Partner nicht finden. Die andere 
Bedingung, eine maßvolle und erträgliche Größen-
ordnung, ist wohl erfüllt. 

Herr Kreile, zu Ihrer Erinnerung an Ferdinand 
Lassalle und seiner Auffassung zu den Verbrauch-
steuern. Lassen Sie mich anmerken, daß ich voll das 
teile, was Lassalle damals gesagt hat, 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Das wäre jetzt ein 
schicker Parteivorsitzender!) 

und nichts davon zurückzunehmen habe. Ich finde 
das ganz richtig. Es bleibt nach wie vor richtig, daß 
eine größere Familie mit einem kleineren Einkom-
men bei der Umsatzsteuer stärker belastet ist als 
eine kleinere Familie mit einem höheren Einkom-
men. Beide Faktoren wirken ein. Nur unser Problem 
ist — das konnte Lassalle nicht wissen —, daß wir 
heute in einer Situation sind, daß unsere Bemühun-
gen dazu geführt haben, daß fast 50 % der Steuerzah-
ler, also die große Menge der Arbeitnehmer, in die 
Progressionszone unseres Steuertarifs bei der Lohn-
steuer hineingewachsen und nicht mehr bei der pro-
zentualen Besteuerung im darunterliegenden Be-
reich ist. Das heißt, die Belastung, die beim Wachsen 
des Einkommens, beim Wachsen des Lohns durch 
das Hineinwachsen in die Progression erfolgt, ist 
nicht nur härter spürbar, sondern ist auch, auf den 
einzelnen gesehen, härter im Betrag als eine maß-
volle Erhöhung der Umsatzsteuer. Dies ist die verän-
derte Lage, die dazu führt, zu sagen, daß es eine Be-
rechtigung gibt, von einer Umschichtungsnotwen-
digkeit zwischen diesen unterschiedlichen Steuerar-
ten zu reden. 

Meine Damen und Herren, die Art und Weise, wie 
die Opposition die Mehrwertsteuererhöhung, die in 
diesem Gesetz für die Mitte des nächsten Jahres vor-
geschlagen ist, kommentiert und angegriffen hat, 
kann man doch wohl nur als sehr, sehr unseriös be-
zeichnen. Denken Sie nur mal daran, was es für Äu-
ßerungen darüber gegeben hat, bei denen der Ein-
druck erweckt werden sollte, als wenn die Überwäl-
zung der Mehrwertsteuererhöhung auf den Endver-
braucher schon zur Belastung der gegenwärtig lau-
fenden Tarifverhandlungen für dieses Jahr führen 
würde — so war Herr Strauß jedenfalls zu verste-
hen —, obwohl die Erhöhung doch erst für Mitte 
nächsten Jahres ansteht. Das war nicht seriös und 
auch nicht anständig für die gerade gegenwärtig lau-
fende Debatte. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Diese maßvolle steuerliche Belastung dient der 
Bereitstellung von Mitteln, um Menschen, die arbei-
ten wollen und keinen Arbeitsplatz haben, Arbeit zu 
beschaffen. Dies ist ihre innere Berechtigung, und 
dazu einen Beitrag zu leisten, so meinen wir, müßte 
eigentlich jeder bereit sein. 

Zu diesem Konzept gehört eine Korrektur des 
Lohn- und Einkommensteuertarifs, die ein halbes 
Jahr später, nämlich Anfang 1984, einsetzen soll. 
Was immer man über die Weisheit dieses Beschluß- 
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teils und die Diskussionsäußerungen dazu, die jetzt 
schon vorweggenommen worden sind, denken mag, 
interessant ist auf jeden Fall, zu beobachten, wie 
sich die Opposition in dieser Sache verhält. Da kann 
man den Eindruck haben, als sei das Wichtigste an 
der ganzen Beschäftigungspolitik — die man nicht 
mag und deren Finanzierung man ablehnt — die 
Frage, wer denn 1984, also in zwei Jahren, wie hoch 
bei seiner Einkommensteuer entlastet wird. Das ist 
der Eindruck, den Sie mit Ihren Anfragen hier im 
Haus und mit Ihren Kommentierungen, Herr Kreile, 
bewirken. Diese Geisteshaltung geht offenbar von 
der Vorstellung aus, nur dann der Beschäftigungspo-
litik etwas abgewinnen zu können, wenn man zu de-
nen gehört, die später steuerlich entlastet werden. 

Es geht jetzt um Arbeitsplätze und eben nicht um 
Steuerentlastung. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich muß da noch einen Punkt anfügen, um die Kri-
tik an der Grundeinstellung dieser konservativen 
Opposition in Fragen der Steuerpolitik zu verdeutli-
chen. Zur vorgezogenen Neubewertung der unbe-
bauten, aber baureifen Grundstücke ist der CDU/ 
CSU-Mehrheit im Finanzausschuß des Bundesrates 
— und das ist j a auch die Stellungnahme, die wir 
vom Bundesrat heute hier zu erwarten haben — 
nichts anderes eingefallen, als daran zu mäkeln, daß 
nicht gleich neue, höhere Freibeträge bei der Erb-
schaftsteuer und bei der Vermögensteuer vom Bund 
in seinem Gesetzentwurf vorgesehen werden. 

(Dr. von Wartenberg [CDU/CSU]: Das ist 
gesetzlicher Auftrag!) 

Statt zu begrüßen, daß der Bund ein Gesetz vor-
legt, das damit beginnt, eine steuerlich gerechte Be

-

wertung der Grundstücke vorzunehmen, und sich 
darüber hinaus zu freuen, daß die Einnahmen, die 
dabei entstehen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die von anderen 
bezahlt werden!) 

voll in die Kassen der verfassungsrechtlich von den 
Ländern vertretenen Gemeinden fließen, wird bei 
der CDU/CSU nur über eine weitere, in diesem Fall 
wirklich ungerechtfertigte Entlastung von Grund-
stückseigentümern spekuliert. 

(Leuschner [SPD]: Gegen die Spekulan

-

ten!) 

Wir aber wollen Bauarbeitern Arbeit verschaf-
fen 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Lachen 
bei der CDU/CSU) 

und brauchen dazu auch die Mobilisierung des 
Grundstücksmarkts. Hier wird über verbesserte In-
strumente dafür entschieden — und wir hören sofort 
wieder das glatte Nein der Opposition. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Ist ja gar nicht 
wahr!) 

— Aber sicher! Das haben Sie hier vorhin durch 
Herrn Kreile vortragen lassen. 

Ich zitiere — Herr Kiep, Sie sind dran —: 

Ein Leistungsverweigerer ist jemand, der aus 
seiner Verpflichtung gegenüber den sozial 
Schwachen aussteigt. 

Das las ich gestern, Herr Kiep, mit Ihrem Bild dar-
über in einer großen Tageszeitung. 

(Frau Berger [Berlin] [CDU/CSU]: War das 
die „Welt"?) 

— Es war die „Welt";  ja, ja.  

Herr Kiep, die Bauarbeiter draußen, die ihren Ar-
beitsplatz verloren haben, müssen denken, daß Sie 
ein Leistungsverweigerer sind. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Warum haben sie 
den Arbeitsplatz verloren?) 

Wenn Sie das nicht wahrhaben wollen, dann 
nehme ich noch einmal auf, was die Opposition hier 
im Hause aktenkundig gemacht hat, wenn es darum 
geht, Mittel für Beschäftigungspolitik bereitzustel-
len. Herr Kohl, nach wie vor das einzige, was Sie zur 
Finanzierung von Beschäftigungspolitik angeboten 
haben, ist das Zusammenstreichen des Schüler-BA-
föG. Nach wie vor das einzige! 

(Zurufe von der CDU/CSU — Dr. Jenninger 
[CDU/CSU]: Es geht um 2 Millionen Ar

-

beitslose!) 

50 % der Eltern, die Förderungsmittel zum Besuch 
weiterführender Schulen für ihre Kinder bekom-
men, haben ein monatliches Einkommen von unter 
1500 DM. 80 % liegen unter 2 000 DM. 

(Biehle [CDU/CSU]: Ergebnis Ihrer Poli

-

tik!) 

Die Streichung dieser Förderungsmittel, die von 
manchen draußen in, wie ich finde, schlimmer Weise 
als „Mopedprämie für Gymnasiasten" diffamiert 
werden, wäre für viele Familien, gerade die Bezieher 
kleiner Einkommen, viel härter als die — sicher zu 
Recht als hart empfundene — Kürzung beim Kin-
dergeld. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Herr Kiep, ich zitiere noch einmal: 

Ein Leistungsverweigerer ist jemand, der aus 
seiner Verpflichtung gegenüber den sozial 
Schwachen aussteigt. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— „Wie die SPD", wurde eben dazwischengerufen. 
Soll ich Ihnen noch einmal die Liste dessen vorlesen, 
was die Union im Bundesrat bei der Beratung des 
Zweiten Haushaltsstrukturgesetzes als ihre Auffas-
sung für Einschnitte in Leistungsgesetze aktenkun-
dig gemacht hat? Bitte: Kürzung des Arbeitslosen-
geldes; Herabsetzung der Beitragsleistung für Ar-
beitslose an die Rentenversicherung 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

mit der Folge niedrigerer Renten für diejenigen, die 
die Last der Arbeitslosigkeit zu tragen haben; 

(Hört! Hört! bei der SPD — Zuruf von CDU/ 
CSU: Und der Glombig-Plan etc.?!) 

sofortige, ab 1982 wirkende Einführung eines Rent

-

nerkrankenversicherungsbeitrages, doppelt so hoch 
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wie der von uns in diesem Gesetz erst ab 1984 vorge-
sehene Schritt; Einschränkungen im Bereich der So-
zialhilfe, die in ihrem finanziellen Umfang auch dop-
pelt so hoch sein würden wie das, was der Vermitt-
lungsausschuß beschlossen hat! 

Herr Kohl, Sie haben hier in der Debatte dieses 
Hauses auch noch die für uns unakzeptable Einfüh-
rung von Karenztagen bei der Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall als mögliche Absicht, unsere Sozial-
ordnung zu ändern, hinzugefügt. Meine Damen und 
Herren, wer beabsichtigt, derart tief in wichtige Be-
standteile unserer sozialen Ordnung einzuschnei-
den, der muß sich sagen lassen, daß es wie Hohn 
klingt, wenn er die maßvolle und erst ab Mitte näch-
sten Jahres wirkende Erhöhung der Umsatzsteuer 
um 1 bzw. 1/ 2  % wegen ihrer sozialen Unausgewo-
genheit ablehnen will. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Der Versuch der Opposition, uns für die von Ihnen 
angekündigte Absicht, das Beschäftigungsförde-
rungsgesetz im Bundesrat scheitern zu lassen, ver-
antwortlich zu machen, ist etwa dasselbe, als wenn 
der Dieb „Haltet den Dieb" ruft und dabei auf seine 
Verfolger zeigt. Genau dies ist der Vorgang. 

(Beifall bei der SPD und der FDP— Lachen 
bei der CDU/CSU) 

Wenn Sie sich wirklich so verhalten sollten 

(Dr. Freiherr Spies von Büllesheim [CDU/ 
CSU]: Sie haben doch Deutschland dahin 

gebracht!) 

und wollen, wie Sie das nach den Einflußnahmen 
des Herrn Strauß auf den Herrn Albrecht auch 
selbst Herrn Albrecht eingeredet haben, dann laden 
Sie sich, meine Damen und Herren, eine große Ver-
antwortung auf. 

(Zuruf des Abg. Dr. Friedmann [CDU/CSU] 
— Lebhafte Gegenrufe von der SPD) 

— Ich kann das mit den Dieben nicht verstehen, 
Herr Friedmann. Herr Friedmann, Sie sind für mich 
immer der Fachmann für naive Fragen. Ihren Zwi-
schenruf habe ich nicht verstanden. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Verantwortung schließt nun einmal sehr 
konkret ein, daß Sie, meine Damen und Herren von 
der Opposition, die Verweigerer von Maßnahmen 
zur Schaffung von Arbeitsplätzen sind. Das ist die 
Konsequenz. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn es schon nicht gelingt, die Opposition hier 
im Hause von ihrem Verweigerungskurs abzuhal-
ten, dann kann unser Rat nur an die Ländermehr-
heit gehen, sich noch einmal sehr ernsthaft zu über-
legen, ob sie eine Ablehnung verantworten kön-
nen. 

Lassen Sie mich zusammenfassen. Die Gemein-
schaftsinitiative für Arbeitsplätze, Wachstum und 
Stabilität, zu der insbesondere die Gewerkschaften 
gedrängt haben — und wir sind ihnen dankbar da-
für —, fügt sich zusammen mit den Maßnahmen der 
Operation '82. Im Zeitraum von drei Jahren setzt sie 

insgesamt etwa 40 Milliarden DM öffentlicher Mit-
tel ein, um unserer Wirtschaft zu helfen, sich zu mo-
dernisieren, sich neuen Herausforderungen anzu-
passen, und um damit die zu hohe Arbeitslosigkeit 
zu überwinden. 40 Milliarden in drei Jahren — das 
sind, um die Größenordnung einmal einschätzen zu 
können, wesentlich mehr als die auch für drei Jahre 
vorgesehen gewesenen und 25 Milliarden DM öf-
fentlichen Mitteleinsatz umfassenden Maßnahmen 
des Programms „Zukunftsinvestitionen", die erfolg-
reich waren und deren Abschlußphase wir gerade 
erleben. 

Meine Damen und Herren, ich wies darauf hin, 
daß die Gewerkschaften uns alle in Bewegung ge-
bracht haben, weil sie wie wir Sozialdemokraten 
nicht ertragen konnten, daß man die Hände in den 
Schoß legt und untätig zusieht, wie die Arbeitslosen-
zahlen steigen. 

(Beifall bei der SPD) 
Heute können wir feststellen, daß die Gewerkschaf-
ten auch ihren Beitrag zum Gelingen der Gemein-
schaftsaktion leisten. 

(Vorsitz : Vizepräsident Frau Renger) 

Die ersten und wohl auch Maßstäbe setzenden Tarif-
abschlüsse dieses Jahres machen das jedenfalls für 
jeden erkennbar. Mit dem vorliegenden Beschäfti-
gungsförderungsgesetz, das wir heute — wenn auch 
gegen die Opposition — zu beschließen gedenken, 
fügen wir unseren Teil zum Gelingen der Gemein-
schaftsinitiative hinzu. Das gilt heute für den 
Bund. 

Genauso aber, wie wir von den Unternehmern er-
warten, daß sie ihren Teil beitragen — vornehmlich 
durch Bereitstellung von zusätzlichen Ausbildungs-
plätzen und durch die Einhaltung der Preisstabili-
tät —, richtet sich unsere Forderung an die Länder. 
Das, was aus dem Bundesrat bei seinem ersten 
Durchgang des Beschäftigungsförderungsgesetzes 
herüberklingt, ist leider nicht positiv. Ich finde, es ist 
den Menschen draußen und insbesondere den Ar-
beitslosen nicht mehr zuzumuten, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Mehr Steuern!) 

immer wieder neu zu hören, welche Verweigerungs-
möglichkeiten und -absichten die Konservativen ge-
genüber einem beschäftigungsfördernden Pro-
gramm haben. Wir erwarten, daß die Ländermehr-
heit diesem Programm ihre Zustimmung gibt. — Ich 
danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD — Beifall bei 
der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Haussmann. 

Dr. Haussmann (FDP): Sehr geehrte Frau Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Angesichts 
viel zu hoher deutscher Arbeitslosigkeit, angesichts 
über 150 000 arbeitsloser Jugendlicher, angesichts 
weltweiter Arbeitslosigkeit — gerade gestern hat die 
OECD die Arbeitslosigkeit für ihren Bereich auf 
über 28 Millionen im Jahre 1982 vorausgeschätzt — 
versuchen sowohl verschiedene Staaten in der west-
lichen Welt als auch verschiedene politische Par- 
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teien in der Bundesrepublik Deutschland, ihr Kon-
zept zu leisten, um Arbeitslosigkeit abzubauen. 

Die FDP-Fraktion hält die heute zur Abstimmung 
stehende Gemeinschaftsinitiative nicht für die ganz 
große Lösung zum schnellen Abbau von Arbeitslo-
sigkeit. Dafür hat der Staat weder die Zuständigkeit 
noch die alleinige Verantwortung noch die nötigen 
Haushaltsmittel. Aber wir halten diese Initiative in 
der gegebenen Situation für einen richtigen Schritt. 
Wir bleiben daher auch in dieser zweiten und dritten 
Lesung bei allen Elementen dieses Programmes. 
Wenn wir — also die Regierung und die Regierungs-
fraktionen — einen weiteren Beitrag in Richtung 
Haushaltssanierung, d. h. zur Umschichtung zu 
mehr investiven Anreizen, leisten, dann haben zu-
mindest wir unseren Beitrag zur Gemeinschafts-
initiative geleistet. 

Die deutschen Gewerkschaften haben dies hono-
riert. Es ist erstaunlich, daß die CDU-Fraktion zu 
diesem Beitrag der deutschen Gewerkschaften kein 
Wort findet. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Die Freien Demokraten bewerten den Lohnab-
schluß der deutschen Gewerkschaften, gerade in der 
besonders schwierigen internen Lage der deutschen 
Gewerkschaften, als besonders verantwortungsvoll. 
Wir bedanken uns von dieser Stelle für diesen Bei-
trag zur Gemeinschaftsinitiative. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Es wird jetzt am öffentlichen Dienst liegen, eben-
) falls einen Beitrag zur Gemeinschaftsinitiative zu 

leisten. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD — Dr. Kohl [CDU/CSU]: Das müs

-

sen Sie aber dem Herrn Baum sagen, ver

-

ehrter Herr Kollege! — Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU) 

— Ja, Herr Kohl, ich habe das dem Herrn Lorenser 
von der CDU gesagt, der die Verhandlungskommis-
sion in der ersten Runde gesprengt hat. Das ist trau-
rig. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 
Kohl [CDU/CSU]: Das sehen wir ja an dem 
einen Prozent bei den Beamten von Herrn 

Baum!) 

Neben den deutschen Gewerkschaften und hof-
fentlich dem öffentlichen Dienst hat auch die Bun-
desbank inzwischen ihren Beitrag geleistet. Sie ist 
dabei, durch eine vorsichtige Zinssenkung mittelfri-
stig zu mehr Beschäftigung beizutragen. Sie gibt uns 
ihr Vertrauen für eine weitere Haushaltskonsolidie-
rung, und sie honoriert die Exporterfolge der deut-
schen Unternehmen, die ich ebenfalls für sehr, sehr 
wichtig halte. 

Meine Damen und Herren, vor allem von zwei 
Gruppierungen in der Bundesrepublik steht bisher 
der Beitrag zur Gemeinschaftsinitiative aus. Das ist 
einmal die Opposition, damit auch die Bundesländer, 
und zum anderen ein Großteil der deutschen Wirt-
schaftsverbände. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Man macht keine konkreten Vorschläge, man spielt 
auf politischen Wechsel, man trägt zu weiterem Ab-
warten der Investoren bei, und man verschlechtert 
permanent das Investitionsklima. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wenn ich die Vorgespräche mit manchen großen 
deutschen Wirtschaftsverbänden im Vorfeld dieser 
Gemeinschaftsinitiative nicht völlig falsch verstan-
den habe, so war dort eine gewisse Zustimmung für 
diese Schritte zu erkennen. Angesichts dessen ist es 
höchst verwunderlich, meine Damen und Herren, 
wie einheitlich das gleiche Programm nachträglich 
mit den Argumenten der CDU in öffentlichen Hear-
ings abgelehnt wird. Das ist erstaunlich. Aus vielen 
sehr sachlichen Anfragen von einzelnen Unterneh-
men zur Investitionszulage gewinne ich persönlich 
den Eindruck, daß mancher Unternehmer besser in 
der Lage ist, seinen Vorteil durch die Investitionszu-
lage auszurechnen, als die Verbandsjuristen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Die Opposition hat ein Sieben-Punkte-Programm 
vorgelegt, das, Herr Waigel, für mich in der jetzigen 
Situation ein Witz ist. Es ist ein sprachlich aufge-
motztes Wahlprogramm. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Dort, wo es um konkrete Vorschläge geht, vor allem 
also um die Finanzierung, erscheint in einer Fuß-
note der Hinweis: „Hierzu siehe Vorschlag der CDU 
im letzten Bundestagswahlprogramm." 

(Lachen bei der FDP und der SPD) 

Das sind also die Finanzierungsvorschläge der CDU 
in der jetzigen Debatte. 

(Löffler [SPD]: Fußnoten-Finanzierung! — 
Dr.  Jenninger [CDU/CSU]: Sie müssen bes

-

ser lesen!) 

Wer Herrn Geißler in der letzten Debatte zum Jah-
reswirtschaftsbericht erlebt hat — — 

(Dr.  Kohl [CDU/CSU]: Sie können doch so 
nicht argumentieren! Das kann doch ei

-

gentlich nicht Ihr Niveau sein! Sie wissen 
doch ganz genau, daß das so nicht stimmt! 
— Dr. Jenninger [CDU/CSU]: Lesen Sie 

doch einmal das Programm nach!) 

— Nein, Herr Kohl, außer der BAföG-Änderung gab 
es bisher keinen konkreten Finanzierungsvorschlag 
und keinen Antrag der CDU in einem der Gre-
mien. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Sie haben im Wirtschaftsausschuß des Deutschen 
Bundestages die Qualifizierung junger Arbeitsloser 
positiv beschieden, Sie haben alle Finanzierungsvor-
schläge abgelehnt, und Sie haben sich bei der Inve-
stitionszulage der Stimme enthalten. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: „Aus
- steiger!") 

Das ist Ihr bisheriges Konzept gewesen, wie wir es 
von Ihnen kennen. 

(Zuruf von der FDP: Das reicht aber 
nicht!) 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 95. Sitzung. Bonn, Freitag, den 26. März 1982 	5731 

Dr. Haussmann 
Herr Kiep, wer Herrn Geißler in der letzten Wirt-

schaftsdebatte erlebt hat — er sagte über die Rolle 
der FDP, wir seien die Partei, die die Sozialpolitik 
gestalte und die die SPD zu weiteren Kürzungen 
treibe —, der kann nur feststellen, daß Sie wahr-
scheinlich nicht sehr viel mit der Wettbewerbsfähig-
keit der deutschen Industrie im Ausland vorhaben, 
sondern daß Sie eher Wahlkampf im Sinn haben. 

Was sind die Argumente der CDU und der Wirt-
schaftsverbände gegen die Investitionszulage? 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Aller 
Sachverständigen und nicht nur der Wirt

-

schaftsverbände!) 

— Man sagt, auch ein Teil der Sachverständigen; 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Man 
sagt: alle!) 

nicht alle Wirtschaftsinstitute haben den Grundsatz 
eines Drei-Phasen-Modells abgelehnt. Sie haben en 
detail Kritik geübt. Wenn die Opposition jahrelang 
nach einer Verbesserung der Rahmenbedingungen 
für die deutsche Wirtschaft ruft, dann kann doch 
eine 10%ige Senkung nicht falsch sein. Wenn Investi-
tionen wegen der Hochzinspolitik verschoben wer-
den, kann eine 10%ige Investitionszulage doch nicht 
falsch sein. Das ist ein Rechenexempel. Eine Zulage 
von 10 % wirkt sich in diesem Jahr für viele kleine 
und mittlere Betriebe wie eine massive Zinssenkung 
aus. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Diese Betriebe werden davon Gebrauch machen. 

Deshalb ist es notwendig, daß die Union heute im 
Bundestag eindeutig erklärt, ob sie nun wirklich be-
reit ist, diese Investitionszulage mitzutragen oder 
nicht. Das wird entscheidend sein für das Investi-
tionsklima in der Bundesrepublik. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wenn gesagt wird, das sei nur ein Programm für 
die Großindustrie, kann ich mich nur wundern, wie-
viele kleine und mittlere Betriebe in der Lage sind, 
ihre Investitionsplanung kurzfristig umzustellen, 
und wie stark die Kritik der großen Industriever-
bände ist, die sagen: Wir möchten eine Verlängerung 
der Fristen, weil wir kurzfristig nicht in der Lage 
sind, unsere Investitionen vorzuziehen. Das zeigt ja 
wohl, daß dieses Programm nicht gerade mittel-
standsfeindlich ist. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Meine Fraktion kann sich nur wundern über die 
pauschale und definitive Ablehnung der Mehrwert-
steuererhöhung durch die CDU/CSU. Ich verstehe 
Ihre Ablehnung nicht mehr so wie am Anfang, als 
ich den Eindruck hatte, daß Sie argumentierten, Sie 
wollten die Mehrwertsteuererhöhung nur nicht im 
Moment zur Finanzierung der Investitionszulage. 
Inzwischen sind Sie in Ihrer Ablehnung so grund-
sätzlich, daß wir davon ausgehen müssen, daß Sie in 
absehbarer Zeit jegliche Erhöhung der Mehrwert-
steuer ablehnen. 

(Wehner [SPD]: Eine Art Weltanschau

-

ung!) 

— Das scheint so zu sein. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Herr Haussmann, 
Sie behaupten dauernd Sachen, die nicht 
stimmen! Was sollen wir dann weiter disku

-

tieren?) 

— Nein, Herr Kohl. Vielmehr wird es wichtig und 
auch von Interesse sein, ob Sie nachher erstens die 
Frage beantworten, ob die Zulage aus Ihrer Sicht 
völlig gestorben ist, und zweitens, ob Sie prinzipiell 
gegen jede Art von Steuerumschichtung sind. Wenn 
man sich jetzt nämlich definitiv gegen eine Mehr-
wertsteuererhöhung — — 

(Dr.  Kohl [CDU/CSU]: Herr Haussmann, 
seit Wochen spreche ich zu diesem Thema! 
Das nehmen Sie doch gar nicht zur Kennt

-

nis! — Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: 
Das interessiert ihn gar nicht!) 

— Entschuldigung, ich bin an einer Fachdebatte in-
teressiert, Herr Kohl, und stelle zwei Fragen, deren 
Beantwortung für die FDP wichtig ist. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich will das noch einmal aufnehmen, indem ich 
sage: Ein großer Teil meiner Kollegen in den Aus-
schüssen hat den Eindruck gewonnen, daß die CDU/ 
CSU inzwischen aus prinzipiellen Gründen auch 
mittelfristig gegen jede Erhöhung der Mehrwert-
steuer ist. Das ist insofern interessant, weil das na-
türlich alle anderen Möglichkeiten, die wir zu einer 
Steuerumschichtung, zu einer Entlastung der direk-
ten Steuern haben, ausschließt; denn der einzige 
Ausweg bei einer Senkung der direkten Steuern 
wäre ja eine Erhöhung der Staatsverschuldung. Ich 
bin gespannt. 

(Wehner [SPD]: Das ist eben eine Weltan

-

schauung!) 

Ich möchte zum Abschluß folgendes sagen. Die 
Freien Demokraten werden in dieser Koalition wei-
ter ihren Beitrag zum Abbau von Arbeitslosigkeit 
leisten, d. h. wir verfolgen konkret vier Punkte. Er-
stens. Wir werden weitere konkrete Vorschläge zur 
Umschichtung der öffentlichen Haushalte, zu mehr 
investiven Elementen machen. Zweitens. Wir sind 
für eine Investitionszulage, weil sie mittleren Betrie-
ben hilft und weil sie kurzfristig wie eine massive 
Zinssenkung wirkt. Drittens. Wir sind gegen weitere 
bürokratische Erschwernisse und Auflagen jeder 
Art für Unternehmer und für Investoren. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Wie sie 
dieses Gesetz darstellt!) 

Viertens. Wir werden insbesondere die wohnungs-
baupolitischen Vorschläge 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Einheits

-

werte!) 

unverändert in die Beratungen einbringen 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aha!) 

und zur Abstimmung stellen, weil wir uns davon 
kurzfristig den einzigen Beitrag zum Abbau von Ar-
beitslosigkeit im Baubereich versprechen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 
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Die FDP wird diese Punkte energisch gegen jedes 

weitere Zerreden und Verwässern verteidigen und 
damit ihren Teil zur Gemeinschaftsinitiative lei-
sten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zuruf 
von der CDU/CSU: Damit meint er Con

-

radi!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Bundeskanzler. 

Schmidt, Bundeskanzler: Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Es hat der Herbeirufung, die 
hier erwogen wurde, nicht zu einem Zeitpunkt be-
durft, als die CDU/CSU-Fraktion noch mit 16 Perso-
nen besetzt war. Ich habe sie alle einzeln gezählt. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Was reden Sie für ein 
Zeug!) 

Ich war schon unterwegs. Als ich eintraf, waren Sie 
16. Es wurden dann bald 17 und 18. Ich hatte selbst-
verständlich ohnehin die Absicht, heute morgen hier 
zu sprechen. 

(Zurufe von der CDU/CSU — Glocke des 
Präsidenten) 

— Herr Haase (Kassel) möchte gern doppelt gezählt 
werden; das verstehe ich. 

(Heiterkeit bei der SPD und der FDP — 
Bohl [CDU/CSU]: Bei der SPD waren nur 
acht Abgeordnete! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß in die-
ser Weltwirtschaftsdepression ein Land allein nur in 
sehr begrenzter Weise die Auswirkungen auf die ei-
gene Volkswirtschaft abfangen kann. Auf der ande-
ren Seite muß aber jedes Land die ihm verfügbaren 
Möglichkeiten und Mittel voll einsetzen. Wir müssen 
sehen, daß im Gesamtgefüge der Weltwirtschaft un-
sere Volkswirtschaft drei- bis viermal so klein wie 
die der Vereinigten Staaten von Amerika ist; oder 
besser ausgedrückt: Die amerikanische Volkswirt-
schaft ist drei- bis viermal so groß wie die unsrige. 
Wir sind aber innerhalb Europas bei weitem die 
größte Volkswirtschaft, wenngleich uns der Größen-
ordnung nach die französische, die italienische und 
die englische Volkswirtschaft gleichkommen. Das 
heißt, wir haben ein bestimmtes Gewicht im welt-
wirtschaftlichen Gesamtgefüge; lange nicht so groß 
wie die USA, aber doch ein bestimmtes Gewicht in 
Europa. Wir handeln infolgedessen verantwortlich 
auch für Auswirkungen auf andere Länder in der 
Welt, so, wie das, was andere Länder tun, sich für uns 
auswirkt. 

Ich habe hier am 5. Februar gesagt, es gehe dar-
um, den Bürgerinnen und Bürgern unseres Landes, 
aber auch der internationalen Öffentlichkeit ein Si-
gnal der Klarheit zu geben. Die Abstimmung damals 
hat dieses Signal in großer Deutlichkeit gesetzt. Für 
heute darf ich den Kollegen Westphal und Hauss-
mann für meine Person sehr herzlich für das unver-
ändert klare Eintreten für die Gemeinschaftsinitia-
tive für Beschäftigung, Wachstum und Stabilität 
danken. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die jetzige Debatte zur zweiten Lesung — heute 
nachmittag wird die dritte Lesung sein; inzwischen 
bekommen wir hoffentlich die Ergebnisse der Bun-
desratsberatung — dient gegenwärtig im wesentli-
chen der Verdeutlichung der Positionen gegenüber 
der nationalen wie der internationalen Öffentlich-
keit. Deswegen hat Herr Kreile legitimerweise auch 
manches wiederholt, was wir früher schon gehört 
haben. Legitimerweise haben die Abgeordneten 
Westphal und Haussmann manches wiederholt und 
verdeutlicht, was wir früher schon gesagt hatten. 
Auch meine Aufgabe ist die der Verdeutlichung. 

Ich muß noch einmal in das Bewußtsein zurückru-
fen, daß die weltwirtschaftlichen Schwierigkeiten im 
wesentlichen beruhen auf dem Zusammentreffen ei-
ner gegen Ende der 60er/Anfang der 70er Jahre in 
vielen Staaten der Welt betriebenen inflatorischen 
Finanzierung von Staatshaushalten mit entspre-
chender Auswirkung auf die Verschlechterung der 
Währungen — das war die Epoche, in der die 
D-Mark laufend aufgewertet wurde, weil wir diesen 
Kurs nicht mitgemacht haben; die anderen Währun-
gen verschlechterten sich uns gegenüber — und mit 
der Ölpreisexplosion durch die Verknappung des 
Öls. 

Das letztere hat uns schwer getroffen. Ich muß 
hier einmal sagen, daß die Öleinsparung durch die 
Bürgerinnen und Bürger, die Autos fahren — mor-
gens zum Arbeitsplatz und nachmittags nach Hau-
se —, durch die Menschen, die ihre Wohnungen mit 
01 heizen, durch die Industrie, die ihre Anlagen mit 
Schweröl betreibt, bisher ein fabelhaftes Ergebnis 
erreicht hat, wenngleich es immer noch nicht aus-
reicht. Wir haben 1973 145 Millionen t Öl eingeführt, 
im letzten Jahr noch 109 Millionen t 01, obwohl das 
Bruttosozialprodukt, das wir damit erzielt haben, na-
türlich bei weitem größer als das von 1973 gewesen 
ist. Da kann man nur an alle Adressen sagen: Wir — 
die  Verbraucher, die Kraftfahrer, auch die Industrie 
— sind auf dem richtigen Wege. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Trotz dieser Einschränkung im Ölverbrauch hat 
andererseits die Explosion der Ölpreise, die für uns 
Deutsche durch die Aufwertung der D-Mark gegen-
über allen anderen Währungen — verglichen mit 
1973 — einigermaßen gebremst wurde, für uns die 
Ölrechnung natürlich unerhört verteuert. Wir haben 
für die viel größere Menge 01 im Jahre 1973 13 Milli-
arden DM bezahlt, für die viel kleinere Menge 01 im 
letzten Jahr dagegen 65 Milliarden DM, d. h. über 50 
Milliarden mehr als damals. Diese 50 Milliarden 
mehr müssen aus dem Volkseinkommen abgezweigt 
werden. Sie treffen jedermann; sie stehen zur Ver-
teilung nicht mehr zur Verfügung. Damals standen 
sie zur Verteilung zur Verfügung, heute fehlen sie. 

Es kommt hinzu, daß die Auswirkungen in ande-
ren Ländern der Welt zum Teil sehr viel stärker ge-
wesen sind, die dann ihrerseits in die Lage kamen, 
von uns nicht mehr so viel kaufen zu können, wie es 
früher der Fall war oder wie wir erwartet hatten. Wir 
exportieren gegenwärtig ungefähr 30% unseres 
Bruttosozialprodukts ins Ausland. Das heißt, wir 
sind darauf angewiesen, daß das Ausland bei uns be-
stellt, kauft und auch bezahlt. Sonst sind diese Ar- 
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beitsplätze nicht zu halten. 30 % unseres ganzen So-
zialprodukts exportieren wir ins Ausland, und von 
unserem Industrieprodukt exportieren wir einen 
noch größeren Teil ins Ausland. 

Unsere Arbeitsplätze in der Industrie sind also auf 
das stärkste davon abhängig, daß das Ausland kau-
fen und bezahlen kann. Insofern wirkt die Wachs-
tumsschwäche aller Volkswirtschaften der Welt na-
türlich auf eine so exportintensive Industrie wie die 
unsere und auf unsere Industriebeschäftigung zu-
rück, und es gibt überhaupt kein Mittel, sich von die-
ser starken Rückwirkung des ausländischen Auf-
tragseingangs auf unsere Industrie zu befreien. Da 
kann man nur daran mitwirken, in der ganzen Welt 
Verhältnisse zu schaffen, die den Wirtschaftsaus-
tausch und das Wirtschaftswachstum wieder bele-
ben. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der FDP) 

Ich komme später noch auf die Faktoren zu spre-
chen, die dann für die meisten Länder der Welt, na-
türlich auch für uns, Zahlungsbilanzprobleme auf-
geworfen haben. Jemand, der plötzlich eine so viel 
höhere Ölrechnung bezahlen soll, hat dafür nicht ge-
nug ausländische Währung zur Verfügung und muß 
das finanzieren. So sind die Ölländer, die OPEC-Län-
der, zu den größten Finanziers der Welt geworden, 
und denjenigen, die dort Kredite nachgefragt haben, 
wurde geantwortet: Ja, gebt zunächst einmal ein biß-
chen mehr Zinsen! — Gleichzeitig haben die Staa-
ten, die diese phantastischen Inflationsraten von 18, 
20, 22 % zugelassen hatten, begriffen, daß sie ihrer-
seits die Inflation bekämpfen müssen. Auch das hat 
dann zum Zinsanstieg beigetragen. Solange ein 
Land auf ausländische Finanzierung angewiesen ist, 
ist es natürlich mit diesem internationalen Zinsan-
stieg auf das stärkste verkoppelt. Dieser internatio-
nale Zinsanstieg ist ein weiterer Faktor, der die 
Wirtschaft in allen Länder der Welt bremst. Schauen 
Sie sich einmal — um ein wichtiges Beispiel für die 
Konsequenzen der dortigen Zinsen zu nennen — die 
Bauwirtschaft in den Vereinigten Staaten von Ame-
rika an! 

Es kommt hinzu, daß dies alles natürlich bei den 
Entwicklungsländern auf das schwerste durch-
schlägt. Wir haben unter Inkaufnahme von Opfern 
unsere deutschen Märkte trotz der Wirtschaftskrise 
großzügiger geöffnet und offengehalten als die mei-
sten übrigen Industriestaaten der Welt, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

weil wir wissen, daß davon das Wohl und Wehe der 
Entwicklungsländer abhängt. 

Die Politik der Bundestagsmehrheit und der Bun-
desregierung geht von der Erkenntnis aus, daß diese 
weltwirtschaftlichen Strukturumwälzungen nicht 
mehr zurückgedreht werden können, sondern daß es 
für die Volkswirtschaften der Welt notwendig ist, 
sich diesem Strukturwandel anzupassen. Man kann 
ihm nicht ausweichen, und es hat keinen Zweck, ihm 
ausweichen zu wollen. Einige Regierungen sind in 
der Versuchung, ihm dadurch auszuweichen, daß sie 
Grenzen für alle möglichen Waren- und Kapitalver-
kehre abriegeln. Dieser Versuchung wollen wir wi-
derstehen. Wir meinen, die ganze Welt muß der Ver

-

suchung zu jedwedem Protektionismus widerste-
hen, sonst wird sich in der ganzen Welt die Arbeitslo-
sigkeit vertiefen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Für die Anpassung an die neuen Strukturen der 
Welt gibt es keine Patentrezepte - in keinem Land. 
Notwendig ist eine ökonomische Politik, die die Zah-
lungsbilanzen wieder ins Gleichgewicht bringt. Wir 
sind auf dem besten Wege, wie jeder weiß, eine öko-
nomische Politik zu verwirklichen, die Inflation und 
Preisinflation bremst, eine Politik, die die Struktur 
der eigenen Industrie, aber auch die Struktur des ei-
genen Verbrauches z. B. im Kraftverkehr, z. B. in 
den Wohnungen, z. B. in der Beheizung der Wohnun-
gen an diese neuen weltwirtschaftlichen Gegeben-
heiten anpaßt. Wer sich zuerst anpaßt, wird als er-
ster wieder besser als in den letzten zwei Jahren fah-
ren und als es gegenwärtig der Fall ist. Deshalb, die-
ser Anpassung wegen, räumen die Bundesregierung 
und die Bundestagsmehrheit gegenwärtig den auf 
die Anpassung gerichteten Investitionen in der pri-
vaten Wirtschaft, aber auch bei der öffentlichen 
Hand Vorrang vor allen möglichen anderen Patent-
rezepten ein. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir wissen dabei, daß das nur gutgehen kann — der 
dadurch bedingte Verzicht bei konsumtiven Verwen-
dungen des Sozialprodukts, der Verzicht auf Ver-
brauchsverwendungen von Teilen des Volkseinkom-
mens, der Verzicht auf konsumtives Einkommen des 
einzelnen —, wenn gleichzeitig die wichtigste 
Grundlage unserer industriellen Leistungsfähigkeit, 
zugleich die wichtigste Grundlage unserer Demo-
kratie, nämlich der soziale Konsensus in unserer 
Gesamtgesellschaft, aufrechterhalten wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das sind die Grundlinien, von denen aus wir uns 
bemühen, auch die übrigen Industriestaaten der 
Welt zu beeinflussen, z. B. innerhalb der EG, z. B. im 
engen Zusammenwirken mit Frankreich und mit 
England, z. B. auf dem Weltwirtschaftsgipfel, der 
sich heute in acht Wochen in Versailles bei Paris mit 
diesen Fragen beschäftigen muß. Natürlich kommt 
in diesem Zusammenhang der amerikanischen 
Volkswirtschaft — ich habe ihr überragendes Ge-
wicht vorhin genannt — überragende Bedeutung 
zu. 

Ich wiederhole: wo die Probleme weltweite Di-
mension erreicht haben, können nationale Mittel al-
lein nicht helfen, aber der Staat muß sie, soweit sie 
ihm zur Verfügung stehen, einsetzen; jeder einzelne 
Staat. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Der Staat ist zwar nicht allein in der Lage, die struk-
turelle Anpassung unserer Industrie, unserer Pro-
duktion wie unseres Verbrauchs an die neue Lage 
der Weltwirtschaft zu garantieren. Das kann er 
nicht. Er kann auch nicht allein die Kräfte mobilisie-
ren, die dazu notwendig sind, aber ohne staatliches 
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Handeln können diese Kräfte auch nicht mobilisiert 
werden. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Mit anderen Worten: ohne den Anstoß durch das 
Haushaltsgesetz für 1982 und die im Zusammen-
hang damit im Winter verabschiedeten vielen Geset-
ze, ohne den Anstoß durch diese Gemeinschafts-
initiative, würde der Prozeß in unserem Lande nicht 
ausreichend in Gang gebracht werden. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Wenn er aber läuft, dann muß und wird auch die 
Deutsche Bundesbank die hier entstehenden Zins-
senkungsspielräume entschlossen nutzen. Wir kön-
nen mit einer gewissen Genugtuung feststellen, daß 
dies im Laufe der letzten Wochen schon deutlich in 
Erscheinung getreten ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich wiederhole an dieser Stelle einen mir immer 
wieder wichtig erscheinenden Gedanken, nämlich 
meine Bitte an alle Beteiligten in der gewerblichen 
Wirtschaft, im Handwerk sowie an die öffentlichen 
Arbeitgeber, bei der Einrichtung von Ausbildungs-
plätzen und Lehrstellen bis an die Grenze ihrer je-
weiligen betriebswirtschaftlichen Leistungsfähig-
keit — bis an die Grenzen ihrer betriebswirtschaftli-
chen Leistungsfähigkeit! — zu gehen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Denn es ist heute schon abzusehen — erstens —, daß 
wir gegen Ende dieses Jahrzehnts einen ganz emp-
findlichen Facharbeitermangel haben werden, auch 
bei den Frauen; dafür muß heute vorgesorgt wer-
den. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Zweitens haben wir, wenn gegenwärtig auch in die-
sem Jahr wiederum 130000 junge Menschen mehr 
als im Durchschnitt der letzten Jahre — der Stärke 
der Geburtsjahrgänge wegen — ins Berufsleben ein-
treten, die pädagogisch-moralische Pflicht, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aha!) 

ihnen die ganze Zukunft nicht als verbaut und für 
sie aussichtslos erscheinen zu lassen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Nun hat die von uns eingeleitete Haushaltspolitik, 
die von uns eingeleitete Steuerpolitik, die Wäh-
rungspolitik, die ökonomische Politik insgesamt, die 
Wirtschaftspolitik, jetzt, bei Eintritt in den Frühling 
— Frühlingsanfang war vor einer Woche —, durch-
aus erkennbare Fortschritte gebracht. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: In Niedersach

-

sen! — Dr. von Geldern [CDU/CSU]: Letzten 
Sonntag! - Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

— Ja, Niedersachsen: Der Herr Ministerpräsident 
Albrecht trägt gerade heute morgen im Bundesrat 
dazu bei, daß uns zusätzliche Erschwernisse in den 
Weg gelegt werden. — 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Erstens. Wir können mit diesem Frühlingsanfang 
feststellen, daß sich unsere Exporte in einer Weise 
entwickeln, die niemand von der Opposition im 
Herbst vorhergesagt hat. Im Gegenteil: Sie haben 
die Exportentwicklung so schwarzgemalt, wie Sie es 
konnten. 

(Wehner [SPD]: So schwarz, wie sie sind!) 

Das Gegenteil ist gegenwärtig eingetreten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Zweitens. Es gibt keinen Zweifel mehr — es sei 
denn, ein politisches Hagelgewitter ginge über die 
Welt nieder —, daß unsere deutsche Zahlungsbilanz 
vollständig ausgeglichen sein wird, so daß wir von 
dorther gegenwärtig keine wirklichen Sorgen mehr 
zu haben brauchen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Drittens. Wir haben den Höhepunkt des Preisan-
stiegs deutlich überwunden. Die Inflationsrate geht 
zurück; ich komme darauf noch einmal zurück. 

Viertens. Wir haben beim kurzfristigen Zins wie 
beim langfristigen Zins ganz deutlich den Höhe-
punkt überwunden und sind in eine Phase der leider 
langsamen, aber doch deutlichen Zinssenkungen 
eingetreten. 

Zu alledem haben nicht nur unsere Gesetze beige-
tragen, sondern das Verhalten der Verbraucher, der 
Kraftfahrer, der Unternehmensleiter, der Hand-
werksmeister. Dazu haben insbesondere die Tarif-
abschlüsse beigetragen, soweit sie in diesem Früh

-

jahr schon vereinbart worden sind. Die beteiligten 
Gewerkschaften haben den Appell der Bundestags-
mehrheit und der Bundesregierung in einer sehr 
verantwortungsbewußten Weise aufgenommen; 
leicht war das für die Beteiligten nicht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir sind uns in diesem Haus immer einig gewesen, 
zu fordern: Freiheit für die Gewerkschaftsbewegun-
gen in osteuropäischen Staaten! Es wäre schön, 
wenn wir uns auch in der Anerkennung dafür einig 
sein könnten, daß unsere freien Gewerkschaften 
ihre Verantwortung voll erkannt und dementspre-
chend gehandelt haben. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD — Beifall bei 
der FDP) 

Die Gewerkschaften können Lohnabschlüsse, wie 
sie z. B. für die metallverarbeitende Industrie in 
Deutschland ergangen sind, vor ihren Mitgliedern 
verantworten, aber sie können sie nur deshalb ver-
antworten, weil sie die Voraussicht und die Gewiß-
heit besitzen, daß sie mittelfristig und erst recht 
langfristig durch diese aktuelle Lohnpolitik ihren 
Arbeitnehmern und der Gesamtwirtschaft dienen, 
daß sie mit dieser eigenen maßvollen Haltung der 
Beschäftigung der übrigen Arbeitnehmer dienen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Natürlich hat die Bundesrepublik heute wie schon 
in den ganzen 70er Jahren einen beachtlichen Stabi-
litätsvorsprung vor den übrigen industriellen Staa-
ten des Westens, mit Ausnahme Luxemburgs, vor al-
len Staaten des Nordatlantischen Bündnisses. 
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Vor mir liegen die Preisanstiegsziffern vom Be-

ginn dieses Jahres. Die Verbraucherpreise bei uns 
stiegen im Februar um 5,8 %, in den Vereinten Staa-
ten von Amerika um 8,4 %, in Frankreich um 13,9 %, 
in England um 12 %. Übrigens, es wollte doch einmal 
ein deutscher Politiker der „deutsche Thatcher" sein. 
Was hat er damit eigentlich gemeint? Wollte er jene 
Preisanstiege mit jener Politik nach Deutschland 
übertragen oder die Arbeitslosigkeit von drei Millio-
nen in jenem Land auf unser Land übertragen? Was 
ist damit eigentlich gemeint? 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, was ist damit gemeint, 
wenn die Vertreter der CSU und der CDU wechsel-
weise zu einer Hauptstadt auf der anderen Seite des 
Atlantiks Wallfahrten unternehmen, um zu behaup-
ten, wenn sie zurückkommen, das sei dort die rich-
tige Wirtschaftspolitik, die bei Zinsen von 15 % und 
bei einer Arbeitslosigkeit von 9 % steht? 

Ich will hier eines deutlich sagen, Herr Abgeord-
neter Kohl: Wir sind genau wie Sie der festen Über-
zeugung, daß um der Wohlfahrt der ganzen Welt wil-
len, um unserer Freiheit und der Freiheit unserer 
Nachbarn in Europa willen, daß auch im Interesse 
der osteuropäischen Völker das politische, das 
verteidigungspolitische, das sicherheitspolitische 
Bündnis mit den Vereinigten Staaten unabdingbar 
ist. Wir halten daran fest, wie wir immer daran fest-
gehalten haben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Aber das kann nicht bedeuten, daß wir die dortige 
Sozialpolitik oder die Zinspolitik oder die dortigen 
Preis- und Arbeitslosigkeitsraten, die dortige Wirt-
schaftspolitik auf unser Land übertragen wollen, 
auch nicht auf den Freistaat Bayern. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das Vertrauen des Auslands in unsere gesamte 
ökonomische Politik sehen Sie in den aktuellen Da-
ten der Zahlungsbilanz. Das Vertrauen können Sie 
auch an den deutschen Zinsraten ablesen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Weltökonom!) 

Es werden in Deutschland zur Zeit für Dreimonats-
geld 9,5 % Zinsen gezahlt, in Amerika 14,0, in Frank-
reich über 16 %, in England über 13 %. Das heißt 
nicht, daß wir nichts zu tun hätten, meine Herren 
von der CDU/CSU und von der Bundesratsmehrheit. 
Wir müssen auch von diesen Zahlen noch herunter. 
Aber uns zu empfehlen, die englische oder die ameri-
kanische ökonomische Politik zu übernehmen, das 
ist reiner Unfug. 

(Beifall bei der SPD und .  der FDP — Kiep 
[CDU/CSU]: Wer tut das denn, Herr Bun

-

deskanzler?) 

Bei alledem: Unsere Probleme sind groß genug. 
Auch wenn sie etwas kleiner als bei Nachbarländern 
sind, sie sind groß genug. Zweifellos ist für einen So-
zialdemokraten in dieser Lage das Arbeitslosig-
keitsproblem das wichtigste Problem. Kein anderer 
Faktor unter den laufenden, jeden Monat neu veröf-
fentlichten Daten der Wirtschaft macht die Verant-
wortung, unter der das Parlament handelt und unter 

der auch die Ministerpräsidenten der Länder han-
deln, die im Bundesrat über das gleiche Thema 
heute morgen geredet haben, noch klarer. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Das Versagen der 
Regierung!) 

Wir haben mit den Gesetzen, die am Anfang des 
Jahres in Kraft getreten sind, mit dem Haushalt und 
mit dieser Gemeinschaftsinitiative insgesamt In-
strumente in die Hand genommen, die bis 1985 Inve-
stitionen, d. h. beschäftigungswirksame Maßnah-
men, in einem Gesamtumfang von 40 Milliarden 
DM, grob gesprochen, auslösen. Dabei steht die För-
derung der privaten Investitionstätigkeit im Vorder-
grund; ich wiederhole das. Es kommen andere Maß-
nahmen hinzu, von denen die Herren Haussmann 
und Westphal gesprochen haben; ich will das nicht 
wiederholen. 

Aber wichtig ist, daß wir in der gegenwärtigen 
Lage unserer Zahlungsbilanz, und um den Zinsan-
stieg nicht nur zu bremsen, sondern die inzwischen 
eingetretene Senkung der Zinsen zu vertiefen — um 
das nicht zu gefährden —, dies alles gegenwärtig 
nicht über zusätzliche Kreditaufnahmen finanzie-
ren. Und wir tun es auch nicht. Das wäre falsch in 
der gegenwärtigen Lage. Neben der Bremsung des 
Lohnkostenanstiegs ist die Entlastung des Kapital-
marktes, sprich: die Senkung der Zinsen, gegenwär-
tig die wichtigste Hilfe für die konjunkturelle Ent-
wicklung, insbesondere für die konjunkturelle Ent-
wicklung der Bauwirtschaft und des Wohnungs-
baus. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Ich will aber eines hinzufügen: Zu keinem Zeit-
punkt habe ich mich innerlich zu einer Philosophie 
des Sparens überall und um jeden Preis bekennen 
können. Man darf sich auch nicht innerlich für eine 
Brüningsche Deflationspolitik öffnen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wenn es so ist, daß all diese Dinge nicht durch zu-
sätzliche Kreditaufnahmen finanziert werden kön-
nen, insbesondere die Investitionszulage nicht, dann 
muß sie nach Auffassung der Bundestagsmehrheit 
und der Bundesregierung über Steuermehreinnah-
men finanziert werden. 

Da hat nun Herr Kreile große Klagen vorgetragen. 
Ein bißchen, Herr Kreile — nehmen Sie es mir nicht 
übel —, hatte ich das Gefühl, daß dabei sehr viel aus 
Ihrer eigenen Berufserfahrung durchschlägt. Das ist 
auch nur gut so, wenn wir alle aus unseren Berufen 
heraus die Berufserfahrungen hier im Parlament 
einbringen. Ich hatte insbesondere das Gefühl, daß 
aus der Erfahrung der Großindustrie gesprochen 
wurde, genauer gesagt — — 

(Dr.  Freiherr Spies von Büllesheim [CDU/ 
CSU]: Unter Niveau, Herr Bundeskanzler!) 

— Das ist doch nun wirklich keine Beleidigung. Herr 
Kreile hat hier nicht aus den Interessen des Hand

-

werks und des kleinen Gewerbes heraus gespro- 
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chen, sondern aus der Sicht eines großindustriellen 
Unternehmens. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Freiherr Spies von Büllesheim [CDU/CSU]: 

Klassenkampf!) 

Er hat Gott sei Dank nicht für die ganze deutsche 
Unternehmerschaft reden können. Herr Kreile, 
wenn Sie beanstanden, daß der Zeitraum für Bestel-
lungen zu kurz sei, so hat Ihnen Herr Haussmann 
die richtige Antwort gegeben. Ich wiederhole es: Das 
alles tritt am 1. Januar 1982 rückwirkend in Kraft. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Und wenn Herr Kreile gesagt hat, daß Großunter-
nehmen davon weniger begünstigt werden als 
Handwerksunternehmen — so habe ich es dem 
Sinne nach verstanden —, dann hat er recht. Das 
sollte er aber nicht beklagen. Es ist ja nicht unsere 
Absicht, den Großen noch zusätzlich zu helfen. Die 
Großunternehmen haben sowieso mehrjährige In-
vestitionsprogramme, die durchgezogen werden. 
Unsere Absicht ist, dem Gewerbe und den mittleren 
und kleineren Unternehmen zu helfen. Und denen 
wird damit auch geholfen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Bundeskanzler, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage von Herrn Kreile? 
— Bitte, Herr Kreile. 

Dr. Kreile (CDU/CSU): Herr Bundeskanzler, darf 
ich darauf hinweisen, daß ich genau dies, was Sie so

-

eben zu Ihrer Attacke benutzt haben, nicht gesagt 
habe. 

Schmidt, Bundeskanzler: Lieber Herr Kreile, wenn 
ich Sie mißverstanden haben sollte, will ich mich 
gerne korrigieren. Aber wenn Sie es nicht gesagt ha-
ben, dann sind wir uns offenbar einig, daß es ver-
nünftig ist, die mittleren und kleineren Unterneh-
men zu begünstigen. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Bundeskanzler, 
gestatten Sie noch eine Zwischenfrage von Herrn 
Kreile? — Bitte, Herr Kreile. 

Dr. Kreile (CDU/CSU): Herr Bundeskanzler, wären 
Sie bereit, das Protokoll in diesem Punkt nachzule-
sen und dann, wenn Sie feststellen, daß Sie sich ge-
irrt haben, ein klärendes Wort hierzu an dieser 
Stelle zu sagen? 

Schmidt, Bundeskanzler: Meine Antwort lautet 
schlicht: Ja. Nur, Herr Kreile, die Auseinanderset-
zung mit Ihren Ausführungen ist damit nicht been-
det. Sie haben Klage erhoben über die sechs Monate 
1 % mehr Mehrwertsteuer, sechs Monate, vom 1. Juli 
des kommenden Jahres 1983 bis zum 31. 12. 1983. Da-
von reden wir ja. Wir sind derselben Meinung, 
nehme ich an, daß beginnend für das Jahr 1984 so-
dann diese Mehrwertsteuererhöhung benutzt wer-
den muß, um die Progressionswirkungen in der 
Lohnsteuer und in der Einkommensteuer wieder 

einmal auszugleichen. Sie haben hier in Wirklich-
keit lediglich über sechs Monate geklagt. Da muß ich 
nun allerdings sagen, daß eine Umverteilung von Fi-
nanzmitteln über sechs Monate zugunsten beschäf-
tigungswirksamer Investitionen der kleinen und 
mittleren Unternehmen nicht nur verantwortbar, 
sondern geradezu geboten ist, wenn wir die Sache 
hier in Gang bringen wollen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Herr Kreile hat auch gesagt, das sei alles schon ge-
scheitert. Also mit den Stimmen der CDU/CSU-Min-
derheit im Bundestag kann das nicht scheitern, Herr 
Kreile. Sie setzen vielmehr Ihre Hoffnung darauf, 
daß die Ministerpräsidenten der CDU- und CSU-re-
gierten Länder im Bundesrat die Sache zu Fall brin-
gen. Das ist die Hoffnung, die Sie etwas freundlicher 
ausgedrückt haben. Hier im Parlament scheitert gar 
nichts. 

Nun muß man hier auch ein Wort in Richtung auf 
die Herren Ministerpräsidenten sagen. Ich kann bei 
der Bundesratsmehrheit nicht erkennen, was sie ih-
rerseits anstelle unserer Gemeinschaftsinitiative 
vorschlagen will. Sie bringt j a auch keine Gesetzent-
würfe ein, obwohl natürlich das Grundgesetz dem 
Bundesrat die Möglichkeit gibt, Initiativgesetzent-
würfe einzubringen und dann auch zur Behandlung 
im Bundestage zu bringen. Dies ist was den Mini-
sterpräsidenten des Freistaats Bayern angeht, für 
mich keine Überraschung, daß er keine eigenen Ge-
setzentwürfe einbringt. Er hat im Bundesrat fünf 
Stimmen. Im Bundesrat hat jede Regierung ein 
Stimmpaket, die großen Länder haben fünf Stim-
men, die mittleren Länder vier und die kleineren 
Länder drei Stimmen. Herr Kiep möchte gerne in 
Zukunft mit Hilfe dreier Hamburger Stimmen Ge-
meinschaftsinitiativen und Beschäftigungspolitik 
blockieren. So habe ich Sie verstanden, Herr Kiep. 
Ich hoffe, Sie bekommen dazu keine Gelegenheit, 
Herr Kiep. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Bei dem Ministerpräsidenten des Freistaats Bayern 
kann ich das alles verstehen. Er hat in Amerika die 
dortige Haushalts-, Wirtschafts- und Geldpolitik ge-
lobt. Er findet das offenbar richtig. Er muß nur dann 
auch die Konsequenzen, die sozialen und arbeits-
marktpolitischen Konsequenzen, mit in Kauf neh-
men, die es mit sich bringt, wenn man solche Roßku-
ren macht, auf der einen Seite sehr große Haushalts-
defizite und infolgedessen auf der anderen Seite 
eine ganz enge, feste Geldpolitik mit entsprechen-
dem Zinsanstieg. 

(Dr. Freiherr Spies von Büllesheim [CDU/ 
CSU]: Strauß steht doch sicher nicht für De

-

fizite, Herr Bundeskanzler!) 

— Mir ist ganz unklar, wofür Herr Strauß steht. In 
Amerika redet er ganz anders als in München. Das 
ist mir ganz deutlich geworden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich sehe, daß Herr Zimmermann eine Zwischen-
bemerkung macht. Darf ich Sie ansprechen. Stimmt 
es, daß Sie in Washington gesagt haben, mit Strauß 
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stellt sich die zukünftige deutsche Bundesregierung 
in Washington vor? 

(Heiterkeit bei der SPD — Zurufe und La

-

chen bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Zu einer Zwischenfra-
ge, Herr Abgeordneter Zimmermann. — Eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Zimmer-
mann. 

(Anhaltende Unruhe) 

— Sie haben das Wort, Herr Dr. Zimmermann. 

Dr. Zimmermann (CDU/CSU): Herr Bundeskanzler, 
Sie wissen ganz genau, daß Herr Strauß und ich in 
München und in Bonn und in Washington das glei-
che sprechen, und Sie wissen auch, daß man in Ame-
rika sehr viel Sinn dafür hat und daß man weiß, daß, 
wenn die größte Fraktion des Deutschen Bundesta-
ges mit ihren führenden Repräsentanten dort er-
scheint, das die Regierung von morgen ist — nicht 
mehr und nicht weniger. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei der 
SPD und der FDP) 

Schmidt, Bundeskanzler: Also, genau haben Sie 
auf die Frage j a nicht geantwortet. Aber dem Sinn 
nach haben Sie sie bejaht, Herr Zimmermann; nicht 
wahr? 

Aber nun ist gerade Herr Stoltenberg in Washing-
ton. Ist das auch die Regierung von morgen? 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Und Herr Kohl ist bisweilen in Amerika. Ist das 
dann auch noch die Regierung von morgen? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Und ich möchte meinen Kopf verwetten: Demnächst 
ist Herr Albrecht in Washington. Ist das auch die Re-
gierung von morgen? 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Also das gibt ein ganz tolles Gedränge in der Regie-
rung von morgen, Herr Kohl. 

(Wehner [SPD]: Fortsetzung folgt!) 

Also ich bin dafür: Wir behalten die Regierung von 
heute. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Ministerpräsident Albrecht, der das niedersächsi-
sche Stimmenpaket im Bundesrat verwaltet, hat in 
seinem Landtag gesagt 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Ein her

-
vorragendes Wahlergebnis!) 

— das muß ich zugestehen; da haben Sie leider 
recht —, er hat ausweislich des Protokolls in diesem 
Frühjahr in Hannover gesagt, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der Wahlkampf 
ist doch zu Ende!) 

daß in bezug auf die Wirtschaftspolitik die Bundes-
republik durch die Bundesregierung geführt werden 
müsse. Er hoffe, daß die beschäftigungspolitischen 
Entscheidungen bald fielen. Und dann hat er hinzu-
gefügt, die niedersächsische Landesregierung werde 
von ihrer Vetomöglichkeit — man beachte das Wort 
Veto! — im Bundesrat nur dann Gebrauch machen, 
wenn es um Grundsatzfragen der Politik gehe. Aber 
hier könne er, ehrlich gesagt — so sagte er —, eine 
Grundsatzfrage nicht erkennen. 

Inzwischen hat er seinen Wahlsieg errungen. Und 
nun klingt es anders. Jetzt sagt er in einem Inter-
view mit dem „Handelsblatt", daß er das Beschäfti-
gungsprogramm in seinen positiven Teilen im Bun-
desrat passieren lassen wolle, obwohl er davon über-
zeugt sei, daß es nicht viel bringe. Aber der Finanzie-
rung will er nicht zustimmen. 

Warum will er heute nicht zustimmen? Damals 
war es keine Grundsatzfrage. Weil er eben auch 
gerne der Regierung von morgen angehören möchte 
— am liebsten als Bundeskanzler. 

Man muß bei seiner Meinung bleiben, wenn man 
Verantwortung trägt und dazu gewählt ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP— Lachen 
bei der CDU/CSU — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Sie müssen das sagen! — Weitere leb

-

hafte Zurufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Bundeskanzler, 
erlauben Sie eine Zwischenfrage? 

(Anhaltende Unruhe) 

— Meine Damen und Herren! Ich möchte den Herrn 
Bundeskanzler fragen, ob er eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Seiters zuläßt. 

Schmidt, Bundeskanzler: Herr Kreile, einen Au-
genblick noch, ja? Sie können bitte fragen, wenn ich 
die Passage über die Ministerpräsidenten der 
unionsgeführten Länder beendet habe. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU]: Wieder eine 
Bundesratsbeschimpfung!) 

Vor mir liegt ein Brief, den Ministerpräsident 
Vogel in Mainz geschrieben hat. Er ist nicht geheim. 
Da schreibt er an den sozialdemokratischen Frak-
tionsvorsitzenden im rheinland-pfälzischen Land-
tag, daß er und der gesamte Bundesrat die Mehr-
wertsteuererhöhung für die Finanzierung der Inve-
stitionszulage ablehnen müsse. Und dann kommt 
eine interessante Passage — und das ist ein sorgfäl-
tig diktierter und redigierter Brief —: Damit könn-
ten aber die Last und die Verantwortung für die Su-
che nach Finanzierungsmöglichkeiten für ein Be-
schäftigungsprogramm nicht auf den Bundesrat 
übergehen. 

(Heiterkeit bei der SPD und der FDP) 

Es geht noch weiter. Er schreibt: 

Die Länder wirken bei der Gesetzgebung des 
Bundes durch den Bundesrat mit. Aber sie müs-
sen nicht mit eigenen Entwürfen in die Bresche 
springen. 

(Wehner [SPD]: Hört! Hört! — Vogel [Enne

-

petal] [CDU/CSU]: Alles richtig!) 
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Das ist also das, was der Herr Albrecht früher „Veto-
politik" genannt hat: nein sagen, aber keine eigenen 
Vorschläge einbringen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dazu muß ich nun wirklich sagen, es hat in der 
deutschen Geschichte, die wir erlebt haben, und es 
hat immer in der deutschen Geschichte über Jahr-
hunderte hinweg, schon im Heiligen Römischen 
Reich Deutscher Nation, den Zwiespalt zwischen 
zentralen und partikulären, föderativen Kräften ge-
geben, so im Bismarckreich, so in der Weimarer Re-
publik, so natürlich auch heute. Das ist immer der 
Fall gewesen, unabhängig von politischen Schattie-
rungen; das ist eine geschichtliche Tatsache, mit der 
wir Deutschen leben müssen. Deswegen hat das 
Grundgesetz versucht, das Gewicht der Länder 
durch den Bundesrat richtig auszutarieren. Aber ei-
nes ist mir ganz gewiß: Die Mitwirkungsrechte der 
Länder an der Gesetzgebung der Bundesrepublik 
Deutschland sind nicht dazu geschaffen worden, daß 
die Bundesländer mit einer Mehrheit die Gesetzge-
bung des Parlaments blockieren, ohne ihrerseits Er-
satzvorschläge dafür auf den Tisch zu legen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Seiters, zur Zwi-
schenfrage. 

Seiters (CDU/CSU): Herr Bundeskanzler, nach-
dem Sie vorhin den Eindruck erweckt haben, als 
habe Herr Ministerpräsident Albrecht vor dem 
Landtagswahltermin und nach dem Landtagswahl-
termin unterschiedliche Positionen bezogen, sind 
Sie bereit, vor diesem Hause wahrheitsgemäß zu be-
stätigen, daß Ministerpräsident Albrecht und die ge-
samte niedersächsische CDU im Landtagswahl-
kampf immer wieder erklärt haben, sie würden die 
Erhöhung der Mehrwertsteuer ablehnen, und daß 
die Wähler mit 50,7 % dem zugestimmt haben? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Schmidt, Bundeskanzler: Wenngleich es mir nicht 
angenehm ist, so will ich doch sofort einräumen, daß 
das Wahlergebnis stimmt. Ich beneide Herrn Al-
brecht. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Dr. Kohl 
[CDU/CSU]: Das ist ja schwer zu leug

-

nen!) 

Aber was das betrifft, was Sie ansonsten behaupten, 
Herr Kollege, bitte ich Sie sehr herzlich, das Land-
tagsprotokoll, aus dem ich hier zitiert habe — ich 
kann es Ihnen auch zuschicken —, zu lesen. Das war 
damals eine völlig andere Auffassung, als sie heute 
von Ihnen und von Herrn Albrecht vertreten wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr.-Ing. 
Kansy [CDU/CSU]: Das hat ja Herr Lambs

-

dorff noch vor acht Wochen gesagt!) 

Jetzt muß ich aber noch einmal auf die Jeremiade 
von Herrn Kreile zurückkommen, der die deutsche 
Industrie unter der Steuerlast zusammenbrechen 
sieht. Herr Kreile steht damit nicht allein, nicht? 
Herr Strauß hat im vorigen Monat massive Steuer-
entlastungen für Unternehmen gefordert — ein lan

-

ges Interview mit vielen Punkten, was alles noch ge-
senkt werden soll. Ich darf Sie, Herr Kollege Kreile 
— Herr Strauß ist nicht hier, er macht gerade sein 
Veto im Bundesrat —, darauf hinweisen, daß allein 
der Zahl nach im Laufe der letzten sieben Jahre, seit 
1975, durch diesen Bundestag 29 Steuerentlastungen 
beschlossen und Gesetz geworden sind - 29 Steuer-
entlastungen! —, dazu eine einmalige Investitions-
zulage; insgesamt ein Betrag von über 26 Milliarden 
Mark. Das, was Sie verlangen, haben wir der Ten-
denz nach schon getan, allerdings mit Maßen und 
nicht mit dem Augenmaß eines Auf sichtsratsvorsit-
zenden eines großen Unternehmens. 

Sie können sagen, die Mehrwertsteuer träfe alle. 
Das ist wahr. Aber die Beschäftigungswirkung 
kommt eben auch allen zugute. Ich will Ihnen ehr-
lich sagen, Herr Kreile — ich wiederhole auch damit 
etwas, was ich früher gesagt habe —, ich persönlich 
hätte ganz gerne für diejenigen — und das gilt z. B. 
für uns alle im Bundestag — in der deutschen Ge-
sellschaft mit sehr hohen Einkommen eine Ergän-
zungsabgabe draufgepackt. Das will ich hier offen 
sagen. 

(Beifall bei der SPD) 

So wie die Freie Demokratische Partei von Fall zu 
Fall etwas, was ihr im Grund nicht schmeckt, aus 
Kollegialität und aus Einsicht in die Notwendigkeit, 
diese Regierungskoalition zu tragen, mitmacht, so 
habe ich meinerseits auch ertragen müssen, und 
zwar aus Rücksicht auf die Koalitionskollegen der 
FDP, daß wir die Ergänzungsabgabe nicht machen. 
Ich gebe also zu, ich hätte das gern ein bißchen an-
ders gehabt. Sie allerdings würden natürlich noch 
mehr dagegen sein. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Nein, Sie sind doch für die Ergänzungsabgabe? 

(Heiterkeit bei der SPD und der FDP) 

— Herr Kreile, stellen Sie eine affirmative Zwi-
schenfrage! 

(Dr:Ing. Kansy [CDU/CSU]: Aschermitt

-

woch ist doch vorbei, Herr Bundeskanz

-

ler!) 

Herr Westphal hat schon vorgeführt, wie das alles 
aus Ihrer Sicht, Herr Kohl, finanziert werden soll. Er 
hat das BAföG genannt und anderes, wo Sie überall 
hineinschneiden wollen. Die in den fünfziger und 
sechziger Jahren bekämpften Karenztage in der 
Krankenversicherung sollen wiederhergestellt wer-
den. Dann Kürzung des Arbeitslosengeldes. Einen 
ganz wichtigen Punkt hat er nicht genannt, den Sie 
vorgeschlagen haben, Herr Kohl — Sie werden ja 
gleich nach mir reden —: Sie wollen alle Subventio-
nen und Zuschüsse um 5 % kürzen. Ich möchte Sie 
bitten, einmal ins Saarland zu fahren oder nach 
Dortmund, nach Rheinhausen, nach Bochum oder 
nach Bremen. Ich möchte wissen, ob Sie die Hilfen 
für Kohle und Stahl wirklich um 5 % kürzen wol-
len. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr.-Ing. 
Kansy [CDU/CSU]: Ich denke, wir haben 

keine Vorschläge gemacht?) 
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Und dann fahren Sie bitte einmal nach Emden oder 
nach Kiel, und dann möchte ich wissen, ob Sie die 
Hilfen für die Werften wirklich um 5 % kürzen wol-
len. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — West

-

phal [SPD]: Berlin-Zuschuß!) 

Und fahren Sie bitte einmal nach München, reden 
Sie mit dem Herrn Kollegen Strauß und sagen Sie 
danach, ob Sie die Mittel für den Airbus um 5 1)/0 kür-
zen wollen, für den wir gerade gestern der Investi-
tion und Modernisierung unserer Wirtschaft und der 
Beschäftigung wegen zusätzliche staatliche Garan-
tien beschlossen haben. Sollen wir immer gleich 5 % 
weniger beschließen, oder wie ist das gemeint? Das 
sind unseriöse Vorschläge. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Sie sind insbesondere dann nicht seriös, wenn Ihr 
Bundesgeschäftsführer Geißler gleichzeitig öffent-
lich genau das Gegenteil vorführt. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Gene

-

ralsekretär!) 

— Generalsekretär. Ist das ein besserer Titel? Ich 
wollte ihm nicht den Titel verkürzen. Ich habe Re-
spekt vor Titel und Person, Herr Kollege. Aber wenn 
der Vorsitzende der CDU und Oppositionsführer der 
CDU/CSU hier im Bundestag sagt, alle Zuschüsse 
und Subventionen sollten um 5 % gekürzt werden  — 
was  dann j a wohl auch das Wohngeld betrifft, was 
das Arbeitslosengeld und die Sozialhilfe betrifft; da 
haben wir gerade im Vermittlungsausschuß einen 
schweren Fehler gemacht, den wir jetzt alle mitein-
ander korrigieren wollen, was die Heimbewohner, 
die Alten angeht —, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

dann muß ich mich doch fragen: Wieso kann sich 
dann gleichzeitig Herr Geißler hier hinstellen und 
eine große Jeremiade darüber singen, das sei alles so 
unsozial? Sie selber sind es doch, die diesen Weg der 
Kürzungen der Sozialleistungen in Deutschland for-
cieren. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der FDP 
— Dr. Jenninger [CDU/CSU]: Wer hat denn 
das Kindergeld gekürzt, Herr Schmidt?) 

— Ich gebe zu, lieber Herr Jenninger, daß wir uns er-
stens auf dem Felde der Sozialleistungen bemühen, 
die Löcher zu stopfen, d. h. die Möglichkeiten für 
Mißbrauch zu beschneiden. Das ist noch nicht über-
all gelungen. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU]: Was schimpfen 
Sie dann auf uns?) 

— Das ist doch nicht mit der fünfprozentigen Kür-
zung des Arbeitslosengeldes zu machen, lieber Herr 
Jenninger. Das ist doch ein Skandal! 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der FDP 
— Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: 

10 %?) 

Zweitens haben wir uns darüber hinaus auch ein we

-

nig sparsamer einstellen müssen. Aber wir machen 
die Kürzung der Sozialleistungen nicht zum Gene

-

ralrezept für die Gesundung der Weltwirtschaft. Das 
ist das, was ich bei Ihnen heraushöre. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich kann das auch anders ausdrücken. Ich kann 
auch sagen: Wenn ein Arbeitnehmer, ein Betriebsrat 
oder ein Gewerkschaftsvorsitzender nacheinander 
die Reden von Herrn Kohl und von Herrn Geißler 
hört, die nicht zusammenpassen, dann weiß er, wer 
in diesem Lande wirklich die Interessen der Arbeit-
nehmer vertritt. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber der Höhepunkt der Verdrehung durch den 
Herrn Generalsekretär war seine öffentliche Fest-
stellung, die Sozialdemokraten wollten in Wirklich-
keit das Beschäftigungsprogramm scheitern lassen. 
Er hat dann noch die beiden Worte hinzugefügt, das 
sei „verantwortungslos und zynisch". — Die Sozial-
demokraten und die Freien Demokraten kämpfen 
für die Annahme dieser Initiative. Ich gebe Herrn 
Geißler recht: Wer sie zum Scheitern bringen will, 
der handelt in der Tat „zynisch und verantwortungs-
los". 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich will noch einen Satz zum Bundesrat hinzufü-
gen. Herr Westphal hat schon darauf hingewiesen, 
daß die heutige Sitzung im allseitigen Einverneh-
men stattfindet; sonst hätte es nächste Woche eine 
Sondersitzung geben müssen. Das wollte eigentlich 
niemand; Sie wollten es auch nicht, unsere Kollegen 
sicher auch nicht. Wir sind davon ausgegangen — 
Ihre Hilfe war dabei sehr willkommen —, daß der 
Bundesrat, der nach dem Grundgesetz sechs Wo-
chen Zeit hat, sich seine Stellungnahme zu überle-
gen — da sich die Herren alle schon vorher negativ 
festgelegt haben, hätten sie uns ihre Antwort auch 
ein bißchen schneller übermitteln können —, nach-
dem er die sechs Wochen voll ausgenutzt hat, uns 
wenigstens heute mittag seine negativen Ergebnisse 
auf den Tisch legt. Aber nein, nun nutzen Sie die 
Frist bis zur letzten Stunde aus. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Das ist einfach nicht 
wahr, was Sie hier sagen! — Vogel [Ennepe

-

tal] [CDU/CSU]: Unerhört!) 

— Herr Kohl, wenn Sie die Ergebnisse des Bundes-
rates schon haben sollten, dann geben Sie sie der Re-
gierung. Ich würde sie gerne sehen. Ich habe ja auch 
gesehen, welche Ministerpräsidenten im Bundesrat 
es waren, die sich unter Berufung auf die Geschäfts-
ordnung geweigert haben, vor Schluß der Sitzung 
die Ergebnisse eines Tagesordnungspunktes uns 
mitzuteilen. Das ist kein Grund, daß wir uns hier 
streiten müssen. Ich will Sie in diesem Punkt nicht 
ärgern, ich will nur sagen: Wenn der Bundesrat so-
wieso nein sagen will, dann kann er sich auch beei-
len. Wir müssen sowieso im Vermittlungsausschuß 
sehen, wie wir mit ihm zurande kommen. 

(Abg. Dr. Linde [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Ich sehe, da ist eine Zwischenfrage. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Dr. Linde zu einer 
Zwischenfrag e 
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Dr. Linde (SPD): Herr Bundeskanzler, ist Ihnen der 
Brief des Präsidenten des Bundesrates vom heuti-
gen Vormittag bekannt? — In diesem Brief wird ge-
sagt: 

Der Bundesrat hat sich im Hinblick auf die Be-
deutung der Beratungen zum Entwurf des Be-
schäftigungsförderungsgesetzes der Bundesre-
gierung leider nicht in der Lage gesehen, Ihrer 
Bitte auf vorzeitige Zuleitung seiner Stellung-
nahme an die Bundesregierung zu entspre-
chen. 

(Wehner [SPD]: Hört! Hört!) 

Dies ist ein Brief an den Präsidenten des Deutschen 
Bundestages. 

(Zuruf des Abg. Dr. Kohl [CDU/CSU] — 
Vogel  [Ennepetal] [CDU/CSU]: Lesen Sie 

einmal den ganzen Brief vor!) 

Ist Ihnen bekannt, Herr Bundeskanzler, daß dieser 
Brief auf Grund einer Vereinbarung im Ältestenrat 
geschrieben wurde? 

(Zurufe von der SPD: So ist es!) 

Schmidt, Bundeskanzler: Ich möchte zu diesen 
Vorgängen hinter den Kulissen nicht im einzelnen 
Stellung nehmen, aber das, was der Kollege Linde 
soeben vorgelesen hat, bestätigt, daß die Herren 
nicht nur sechs Wochen ausnutzen wollen, sondern 
jede Stunde. Ich kann das nicht als kooperativen Fö-
deralismus erkennen, wirklich nicht! 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Ich bin mir aber darüber klar, daß im Bundesrat 
mehrere Herren anderer Meinung sind, auch unter 
den CDU-geführten Ländern. Ich bin mir darüber im 
klaren; diese Herren haben sich dort zurückgehal-
ten. 

Ich werfe die Flinte nicht ins Korn. Nur: Ich muß 
in allem Ernst die Stimmpaketinhaber bitten, sich 
zu überlegen, wie weit das Grundgesetz und die dem 
Bundesrat vom Grundgesetz eingeräumte Kompe-
tenz reicht, um die Gesetzgebung des Bundes lahm-
zulegen, wenn man statt dessen nicht eigene Vor-
schläge auf den Tisch legt, die debattiert werden 
könnten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Meine Damen und Herren, ich komme zum 
Schluß. Die Stetigkeit in der ökonomischen Politik 
der Bundestagsmehrheit, der Bundesregierung 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

hat dazu geführt, daß wir in puncto Stabilität des 
Geldwertes und der Stabilität der Preise, in puncto 
Zinsen, in puncto Beschäftigung bisher in der gan-
zen Phase der Weltrezession und im gegenwärtigen 
Zeitpunkt günstigere Ergebnisse aufzuweisen ha-
ben — die uns freilich nicht befriedigen — als kon-
servative Regierungen in anderen Ländern, liberal-
konservative, republikanische, sozialistische und an-
dere Formen von Koalitionsregierungen. Ich sehe 
überhaupt keinen Grund, warum die sozialliberale 
Koalition in Bonn von ihrem Kurs abgehen sollte; 

denn ich sehe kein Modell in der Welt, das besser 
funktioniert. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir waren in der Rezession der 70er Jahre der 
Nachzügler der ganzen Welt. Wir haben es länger 
hinauszögern können, bis wir in den Sog kamen. 
Und wir werden bei der wirtschaftlichen Erholung 
die Vorreiter sein können — wir wollen das sein! —, 
wenn es uns gelingt, wenn schon nicht heute im 
Deutschen Bundestage, so dann doch später mit 
Hilfe des Bundesrats, das zu verwirklichen, was uns 
heute zur zweiten und heute nachmittag zur dritten 
Lesung auf dem Tische liegt. 

Ich darf einen Mann zitieren — den ich persönlich 
nicht kenne —, der im „Deutschen Allgemeinen 
Sonntagsblatt" in dieser Woche schreibt — Herr 
Günter Buschmann; ich bin ihm nicht begegnet, aber 
was er sagt, trifft meine Überzeugung —: 

Die Bundesrepublik ist weder ein Land der 
Streiks noch der großen Arbeiterdemonstratio-
nen, ihre soziale Partnerschaft hat immerhin 
dahin geführt, daß Unternehmer arbeiten kön-
nen, ohne ihre Kalkulationsgrundlagen einzu-
büßen. Um diesen Umstand wird die Wirtschaft 
der Bundesrepublik in der gesamten westlichen 
Welt beneidet. 

Ich füge von mir aus diesem für richtig gehaltenen 
Zitat hinzu: Nur wenn die Bundesrepublik Deutsch-
land ihren wirtschaftlichen Kurs durchhält, nur 
dann wird auch ihr Beitrag zur weltwirtschaftlichen 
Entwicklung verläßlich und positiv bleiben. Wenn 
unsere Partnerschaft auf diesem Feld ins Zwielicht 
geriete, würde übrigens auch unser Beitrag auf gu-
Ben- und sicherheitspolitischem Gebiet gefährdet 
werden können. Friedensbewahrung, Konsensbe-
wahrung nach innen und Friedensbeitrag nach au-
ßen gehören aber untrennbar zusammen. 

(Langanhaltender lebhafter Beifall bei der 
SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Kohl. 

Dr. Kohl (CDU/CSU): Frau Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wie immer — das 
war früher so bei dem Abgeordneten Helmut 
Schmidt, das ist heute so bei dem Bundeskanzler 
Helmut Schmidt —, wenn der Herr Bundeskanzler 
politisch nicht mehr weiter weiß, greift er zu einem 
altbewährten Rezept. Er greift alle und jeden an, er 
zitiert falsch, er diffamiert Andersdenkende 

(Widerspruch bei der SPD) 

und er behauptet und er setzt andere Verfassungsor-
gane herab. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, Ihr Bild vor der Geschichte 
steht längst fest. Ich will dem nichts hinzufügen. Ich 
will nur eines sagen. In der Geschichte der Bundes-
republik Deutschland gab es bei allen Schwierigkei-
ten und Problemen, die aus natürlichen Spannungen 
zwischen Verfassungsorganen entstehen können, 
noch nie einen Regierungschef, der über ein anderes 
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Verfassungsorgan in einer solchen herabsetzenden, 
diffamierenden Weise gesprochen hat, wie Sie das 
tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Sie mißbrauchen es!) 

Das ganze Verfassungsverständnis, das ganze Repu-
blikverständnis des Helmut Schmidt wird deutlich, 
wenn er darüber spricht, daß die Herren im Bundes-
rat über Stimmpakete verfügen und Stimmpaketin-
haber sind. 

(Zuruf von der SPD: So ist es doch!) 

Herr Bundeskanzler, uns trennen in diesem Zusam-
menhang Welten in unserem Verfassungsverständ-
nis. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des Abg. 
Wehner [SPD]) 

Ein Mann wie Georg-August Zinn würde sich schä-
men, daß ein deutscher Sozialdemokrat solches hier 
sagt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD]: 
Lassen Sie doch den Unfug!) 

Die Privatmeinung des Herrn Helmut Schmidt 
über das Verfassungsorgan Bundesrat ist völlig 
gleichgültig. Aber es ist unerträglich, wenn der auf 
die Verfassung der Republik eingeschworene deut-
sche Bundeskanzler in einer solchen Weise 
spricht; 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

zumal wenn ich hier feststellen muß, daß er wider 
besseres Wissen spricht. 

Herr Bundeskanzler, Sie wissen so gut wie ich, 
daß es beispielsweise in Ihrer Regierungszeit seit 
1974 zu keinem Zeitpunkt im Bundesrat eine Blok-
kade gegeben hat. In der 8. Legislaturperiode von 
1976 bis 1980 — die Zahlen für die letzten zwei Jahre 
sind in der Relation ähnlich — haben der Deutsche 
Bundestag und der Bundesrat 354 Gesetze verab-
schiedet. Von diesen 354 Gesetzen sind elf Gesetze 
am Einspruch des Bundesrats gescheitert. Bei we-
nigstens sieben dieser elf Gesetze ist der Herr Bun-
desfinanzminister Matthöfer heute froh, daß sie am 
Einspruch des Bundesrats gescheitert sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer noch einmal zurückblickt in die Stunde der 
Verfassungswerdung des Grundgesetzes, wer weiß, 
daß die Väter und Mütter dieses Grundgesetzes sehr 
wohl aus dem Ertrag deutscher Geschichte, auch aus 
der Erfahrung der Verfassungsgeschichte dieses 
Jahrhunderts dieses Verfassungsorgan so geschaf-
fen haben, der weiß auch, Herr Bundeskanzler, wie 
wenig Sie in der Lage sind, den Geist der Geschichte 
und die Erfahrung unseres Verfassungslebens über-
haupt zu erfassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es entspricht Ihrem Stil und Ihrer Umgangsform, 
daß Sie sich hier hinstellen und die Kollegen aus den 
Ländern beschimpfen. Sie sind seit 1974 im Amt. In 
acht Jahren hat es der Bundeskanzler Helmut 
Schmidt für nötig befunden, sage und schreibe fünf

-

mal vor dem deutschen Bundesrat zu erscheinen 
und zu sprechen. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Auch diese Zahl macht deutlich, welche Umgangs-
formen unter Verfassungsorganen Sie für selbstver-
ständlich halten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, es lohnt sich nicht, auf Ihre 
Ausführungen über die einzelnen Kollegen aus den 
Bundesländern einzugehen. Sie haben bei allen 
Wahlen — ich komme gleich auf eine zu sprechen — 
Gelegenheit genug gehabt, in den Bundesländern 
Ihre Sottisen — etwas anderes ist es ja nicht — aus-
zubreiten. Nur, so finde ich, sollten Sie als einer, der 
von sich behauptet, ihm liege — ich nehme Ihnen 
das ja auch ab — die deutsch-amerikanische 
Freundschaft und Partnerschaft am Herzen, eines 
nicht tun: Was haben Sie dagegen einzuwenden, 
wenn die Repräsentanten deutscher Bundesländer, 
die nach unserem Verfassungsverständnis, nach un-
serer Verfassungsordnung selbstverständlich mit 
das Ganze zum Ausdruck bringen, selbstverständ-
lich auch nach Amerika fahren, wenn dort Freund-
schaft gepflogen wird, wenn Kontakte zu den Uni-
versitäten, zur Publizistik, zur Wissenschaft gepflo-
gen werden? Was haben Sie dagegen, wenn in dieser 
Woche Gerhard Stoltenberg vor amerikanischen 
Universitäten für Deutschland wirbt? Sie sollten 
hier ein Wort der Dankbarkeit sprechen und nicht 
eine unselige Verleumdung von Kollegen vorneh-
men, die ihre patriotische Pflicht tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des Abg. 
Wehner [SPD]) 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Dr. Linde? — Nein, 
Herr Kollege Linde. 

Dr. Kohl (CDU/CSU): Herr Kollege Wehner, weil 
Sie einen Zwischenruf machen: 

(Wehner [SPD]: Zwischenruf? Sie sollen sol

-

che Bewertungen aus dem Spiel lassen!) 

Ich hätte es begrüßt, wenn Sie nicht nur nach War-
schau und nach Moskau, sondern auch nach Wa-
shington gefahren wären oder fahren würden. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU — Zu

-

ruf des Abg. Dr. Linde [SPD] und weitere 
Zurufe) 

Wir haben dann in der Rede des Herrn Bundes-
kanzlers viele Ausflüge in die Weltpolitik gehört. Sie 
haben die Probleme anderer Länder ausgebreitet, 
psychologisch leicht verständlich, weil Sie ja mit den 
eigenen Problemen nicht mehr fertig werden. Aber, 
Herr Bundeskanzler, wir haben hier nicht eine Sit-
zung des amerikanischen Kongresses oder des eng-
lischen Unterhauses. Ich an Ihrer Stelle würde es ge-
trost unseren amerikanischen und englischen 
Freunden überlassen, dort das Richtige zu tun, zu-
mal es seltsam anmutet, daß Sie, wenn Sie am Wo-
chenende in Chequers sind, dann die völlige Ober-
einstimmung bezeugen; 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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und hier tun Sie so, als wäre dort Teuflisches im 
Gange. Ich will darüber gar nicht reden, zumal j a in 
Ihrem umfangreichen Ausflug natürlich die Erfah-
rungen der französischen Wirtschaftspolitik fehlen. 
Auch das muß man vermerken. Auch dazu wäre j a 
aus Ihrem Munde, aus dem Munde des Weltökono-
men, Berufenes zu hören gewesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nun, wir wollen über die Verhältnisse in der Bun-
desrepublik Deutschland sprechen. Dafür sind wir 
zuständig. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jawohl!) 

Es ist wahr, die Wirtschaft unseres Landes befindet 
sich gegenwärtig in der schwierigsten Depressions-
phase ihrer Geschichte. Wachsende Arbeitslosigkeit, 
eine ständig steigende Zahl von Konkursen und Be-
triebsschließungen, ein drastischer Einbruch bei 
den Unternehmenserträgen und anhaltender Preis-
auftrieb kennzeichnen die Lage. Herr Bundeskanz-
ler, sie kennzeichnen die Lage vor allem bei den 
kleinen und mittelständischen Betrieben. Wenn Sie 
hier den Eindruck erwecken, als würde die eine 
Seite dieses Hauses vor allem die Interessen der 
Großindustrie vertreten 

(Zuruf von der SPD: So ist es richtig!) 

und als würden Sie vor allem die Interessen des Mit-
telstandes vertreten, dann kann ich nur sagen, Ihre 
Taten sprechen Bände. Es ist doch Ihre Amtszeit, in 
der in kurzer Zeit weit über 10 000 kleine und mittel-
ständische Betriebe vernichtet wurden. Das war 
doch in Ihrer Amtszeit, das geschah doch durch Ihre 
Politik! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Da wir gerade bei diesem Thema sind, wollen wir 
die Dinge einmal austragen, Herr Bundeskanzler. Es 
gab doch noch nie einen Bundeskanzler, der so wie 
Sie — deutlich spürbar mit innerer Freude und Ge-
nugtuung — die Herren der Großindustrie zum Tee 
empfangen hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Sie brauchen das doch für Ihre Selbstdarstellung! 
Wir doch nicht! Wir sind doch eine Volkspartei, wir 
müssen es nicht erst werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

2 Millionen Arbeitslose und viele Millionen Fami-
lienangehörige, die unmittelbar betroffen sind, tra-
gen die Folgen einer Politik, die seit 1969 — nicht zu-
letzt aufgrund sozialistischer Indoktrination — in 
die falsche Richtung gegangen ist. Es waren Sie 
ganz persönlich, Herr Bundeskanzler, es war Ihre 
Regierung, die durch eine Flut von Versprechungen 
Anspruchsdenken gefördert hat. Es war auch und 
vor allem jene schlimme Ideologie, die aus der SPD 
kam und die dort immer noch beheimatet ist, die die 
verhängnisvolle Erprobung der Belastbarkeit der 
Wirtschaft und der Steuer- und Beitragszahler ins 
Auge faßte. Das alles führte dann zu einer massiven 
Erhöhung des Staatsanteils und zu jener hem-
mungslosen Schuldenwirtschaft der vergangenen 
Jahre, die Ihren ganz persönlichen Namen trägt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Jahreswirtschaftsbericht Ihrer eigenen Regie-
rung fordert zu Recht eine mehrjährige Strategie 
zur Überwindung der Krise. Genau diese Strategie, 
die Sie selbst in diesem Bericht verlangen, fehlt. Das 
sogenannte Beschäftigungsprogramm ist in Wahr-
heit das genaue Gegenteil. Eine auf das Jahr 1982 be-
grenzte Investitionszulage hat mit langfristigen Ver-
besserungen der Rahmenbedingungen im privaten 
Investitionsbereich nichts zu tun. Herr Bundeskanz-
ler, Sie wissen es ganz genau; die Erhöhung der 
Mehrwertsteuer bewirkt das genaue Gegenteil einer 
Belebung der Wirtschaft. 

Jetzt kommen wir zu dem großen Satz, den Sie ge-
lassen ausgesprochen haben: „Man muß doch bei 
seiner Meinung bleiben." 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Ich würde sagen, es gibt kaum einen Kollegen, der so 
wenig Berechtigung zu diesem Satz hat wie Sie. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, wie war das? Am 2. Oktober 
1981 — das ist ein halbes Jahr her —, da sagten 
Sie: 

Das, was wir für 1982 tun können, haben wir ge-
tan, wenn die gegenwärtigen Beschlüsse im Ge-
setzblatt stehen. Das haben wir getan. Alles an-
dere ist Aktionismus. Was man zusätzlich noch 
empfiehlt, ist Aktionismus. Entweder müßt ihr 
die Steuern erhöhen, um Zusätzliches zu finan-
zieren, oder, wenn wir Kredite aufnehmen, müs-
sen wir in Kauf nehmen, daß die Zinsen so hoch 
bleiben, wie sie sind, oder noch höher steigen. 

Frage, Herr Bundeskanzler — wir wollen ja lernen 
von Ihnen; wir lernen gerne von bedeutenden Zeit-
genossen —: 

(Zurufe von der SPD) 

Was hat sich eigentlich seit Oktober geändert? 
Warum ist das, was damals Aktionismus war, natio-
nalökonomischer Weltverstand geworden? Warum 
ist das so? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich frage ja in der Bescheidenheit, die einem Opposi-
tionsführer zusteht. Wenn Sie sagen, „Man muß bei 
seiner Meinung bleiben": Warum haben Sie Ihre 
Meinung gewechselt? Warum haben Sie bei der 76er 
Wahl Ihre Meinung gewechselt, als Sie sagten, die 
Renten seien in Ordnung? Anschließend haben Sie 
die Rentner hintergangen. Warum haben Sie das ge-
macht, Herr Bundeskanzler? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Warum? Warum haben Sie bei der 80er Wahl gesagt: 
„Die Staatsfinanzen sind in Ordnung, das sind doch 
alles keine Probleme", und warum müssen wir jetzt 
fortdauernd in öffentlichen Haushalten die Not-
bremse ziehen? Wer ist denn eigentlich nicht bei sei-
ner Meinung geblieben? Sie können hier nicht den 
Kollegen Albrecht zitieren. Sie waren doch im Wahl-
kampf in Niedersachsen. Ich komme gleich noch ein-
mal darauf zurück. Sie haben doch dort erlebt, daß 
Ihre politischen Freunde, angeführt durch Sie, die 
Mehrwertsteuer und das sogenannte Beschäfti-
gungsprogramm zum Kardinalpunkt des Wahl- 
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kampfes gemacht haben. Ernst Albrecht hat vor der 
Wahl nicht anders gesprochen als nach der Wahl. 
Ernst Albrecht blieb bei seiner Meinung, Sie sind 
noch nie bei Ihrer Meinung geblieben, wenn es Ih-
nen opportun erschien. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU) 

Obwohl bis zur Stunde niemand im Bereich des 
ernsthaften Sachverstandes und auch niemand im 
Bereich der Verbände — warum reden Sie eigentlich 
immer nur von den Verbänden und nicht auch von 
den Gewerkschaften, die doch auch kein gutes Wort 
für dieses Programm gefunden haben? — sich dafür 
ausgesprochen hat, versuchen Sie dennoch mit ge-
waltigem Propagandaaufwand, mit Hochglanzbro-
schüren in Millionenauflage diese Dinge unter die 
Leute zu bringen. 

Herr Bundeskanzler, dann war die Sitzung des 
Bundesvorstandes der SPD vor 14 Tagen am 
15. März in Hannover. Er hat bei dieser Gelegenheit 
folgenden Beschluß gefaßt: 

Es geht zugleich darum, ob die Bundesregie-
rung Helmut Schmidts in Bonn künftig mit 
Rückendeckung aus Hannover ihre arbeits-
platzorientierte Wirtschaftspolitik fortsetzen 
kann. 

Ernst Albrecht und die CDU, wir alle haben vor der 
Wahl erklärt: Mehrwertsteuer kommt nicht in Fra-
ge. Das war der seltene Fall in der Politik, wo die 
Bürger in einer ganz klaren Entscheidung ja oder 
nein sagen konnten. Das Ergebnis ist bekannt. Die 
CDU hat zum ersten Mal in der Geschichte Nieder-
sachsens, zum ersten Mal in der demokratischen Ge-
schichte dieses Landes überhaupt die absolute 
Mehrheit der Stimmen und der Mandate bekom-
men. Meine Damen und Herren, das ist doch eine 
ausgesprochen klare Antwort, das ist eine Absage an 
Ihre Politik. Sie, Herr Bundeskanzler, haben dort, in 
Niedersachsen, bezogen auf die Bundestagswahl, 
10 % der Stimmen verloren. Der Verlierer dieser 
Wahl heißt doch wahrlich nicht Karl Ravens. Der 
Verlierer heißt Helmut Schmidt; das muß zu Proto-
koll gegeben werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie haben diese Wahl verloren, Herr Bundeskanz-
ler, weil die Bürger kein Vertrauen mehr zu Ihnen 
haben, weil sie in den letzten Jahren erlebt haben, 
daß das, was Sie vor der Wahl gesagt haben, nach der 
Wahl nicht mehr gilt. Deswegen können Sie natür-
lich ermessen, wie verwundert wir in diesen Tagen 
waren, als Sie erklärten, Sie würden nun bekanntge-
ben, daß Sie auch über das Jahr 1984 hinaus Kanzler 
bleiben wollen, und dann hinzufügten, viele in der 
CDU/CSU seien über diese Ankündigung erschrok-
ken. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, Herr Bundeskanzler, 
hier sitzen lauter tiefdepressive Gestalten. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Bei dem Gedanken, daß Sie fortfahren, die Partei, 
die unter Willy Brandt bei 45 % angekommen war, 
auf die Mittdreißiger herunterzubringen, haben wir 

eine gewaltige Furcht vor einer Großoffensive dieser 
Art. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU — 
Bindig [SPD]: Hochmut kommt vor dem 

Fall!) 

Schauen Sie doch einmal in Ihre Fraktion hinein, 
um zu ergründen, was die Kollegen wohl darüber 
denken, mit Ihnen noch einmal solche Niederlagen 
mitzuerleben, meine Damen und Herren. 

Nein, das Problem ist ganz einfach: Ihre Regie-
rung ist in Wahrheit entscheidungsunfähig gewor-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Am 5. Februar haben Sie hier einen dramatischen 
Theaterdonner veranstaltet, eine Vertrauensab-
stimmung herbeigeführt. Der Kollege der FDP hat 
damals, im Vorgriff auf Dinge, die kaum mehr je-
mand in der FDP für möglich hält, gesagt: Vertrauen 
für alles. Ein unvergeßliches Zitat dieses Mittags! 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Dann hieß es: Das ist der neue Anfang. Heute kann 
sich überhaupt kaum mehr ein Mensch an diese Ab-
stimmung erinnern. Ich bin ganz sicher: Manche 
Mitglieder dieses Hauses möchten an diesen Tag, an 
diese Stunde am liebsten gar nicht mehr erinnert 
werden. 

(Westphal [SPD]: Die müssen bei Ihnen sit

-

zen, Herr Kohl!) 

Dann, Herr Bundeskanzler, haben Sie Woche um 
Woche gebraucht — trotz dieser dramatischen Ab-
stimmung —, um diese Vorlage überhaupt ins Haus 
zu bringen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Im übrigen haben Sie gar nicht die Vorlage, die Sie 
angekündigt haben, ins Haus gebracht. So fehlen 
beispielsweise beim Mietrecht — ich komme noch 
darauf zu sprechen — ganze Kapitel. Das heißt, Sie 
waren gar nicht fähig, die Sache voranzutreiben. 
Heute stellen Sie sich hier her und schimpfen über 
den Bundesrat. Der Bundesrat hat sich — da hat der 
Kollege von der SPD in seiner Vorlesung auch nur 
die halbe Wahrheit gesagt — doch nicht gegen die 
Fristverkürzung gewehrt, sondern er hat nur darauf 
bestanden, daß die heutige Vormittagssitzung abge-
schlossen und der Punkt nicht mitten in der laufen-
den Sitzung abgegeben wird. Das ist doch die Wahr-
heit, die in diesem Zusammenhang zu nennen ist! 

(Abg. Dr. Linde [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Nein. 

Vizepräsident Frau Renger: Es wird keine Zwi-
schenfrage zugelassen, Herr Linde. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD) 

Dr. Kohl (CDU/CSU): Wie es in Wahrheit, Herr 
Bundeskanzler, mit Ihrer Politik steht, zeigt sich 
doch am Beispiel des Mietrechts. Wir haben das seit 
Jahren beantragt, wir haben es seit Jahren gefor-
dert. Sie haben sich dafür ausgesprochen, die Kolle- 
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gen aus der FDP haben sich dafür ausgesprochen. 
Dann allerdings haben Sie nicht die Fähigkeit beses-
sen, die Sache in dieses Paket zu packen. Sie haben 
dann im Ausschuß zugesagt, meine Damen und Her-
ren, daß die Regierung Formulierungshilfe geben 
werde. Jetzt aber erleben wir im Wohnungsbauaus-
schuß, daß sich die Koalitionsfraktionen außer-
stande sehen, die Dinge weiterzuberaten. Das ist 
doch das Elend Ihrer Politik: daß Sie sich in Wahr-
heit gegen die Blockade in Ihren eigenen Reihen 
nicht mehr durchsetzen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich frage mich manches Mal, ob Sie es überhaupt 
wollen. Denn kaum hatten Sie selbst die neue Initia-
tive zum Mietrecht angekündigt, da hat der Herr 
Bundeswohnungsbauminister Haack die Sache als 
ein Experiment, begrenzt auf zwei Jahre, herunter-
gespielt und eilfertig haben Sie, Herr Bundeskanz-
ler, genau diese Vorstellung mit übernommen. Mit 
einer solchen Politik — Sie sprachen soeben von 
Stetigkeit — schaffen Sie doch kein Vertrauen. Nie-
mand weiß in Wahrheit im Lande, woran er mit die-
ser Regierung wirklich ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, Sie wissen seit langem — 
das ist die Realität der Politik —, daß Sie für die Er-
höhung der Mehrwertsteuer im Gesetzgebungsver-
fahren keine Mehrheit bekommen. Wirtschaftsmini-
ster Graf Lambsdorff erklärt, daß man dann das Pro-
gramm durch zusätzliche Einsparungen finanzieren 
muß. Wenn das ein Angebot ist, lassen Sie uns dar-
über reden! Wir haben nie etwas anderes dazu ge-
sagt. Wir haben aber klargemacht, daß wir die Mehr-
wertsteuererhöhung in dieser konkreten Situation 
für ein tödliches Gift halten. Herr Kollege Hauss-
mann, wir haben nie gesagt, daß man im Rahmen ei-
nes Gesamtkonzepts, einer Steuerstrukturreform, 
nicht etwa bei der Wegnahme der inflationsbeding-
ten Mehreinnahmen des Staates im Zusammenhang 
mit den Steuertarifen mit uns im Blick auf die Entla-
stung der Bürgerschaft nicht über Mehrwertsteuer 
sprechen kann. Ich will das also noch einmal sa-
gen. 

(Westphal [SPD]: Dann können Sie ja zu

-

stimmen! Das steht im Gesetz!) 

Sie wollen doch aber dieses Geld nicht zur Entla-
stung, Sie wollen es doch, um weitere Löcher zu stop-
fen! Das ist doch die Wahrheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, wenn Sie es mit der Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit wirklich ernst mei-
nen, dann ist Ihr Vabanquespiel — Mehrwertsteu-
ererhöhung oder gar nichts — falsch. Warum wei-
gern Sie sich denn, unser Angebot anzunehmen, ei-
nen Weg zu gehen, von dem auch Sie auf Grund Ih-
res Sachverstands wissen, daß er der einzig mögli-
che Weg ist, daß wir im konsumtiven Bereich versu-
chen, sozial gerecht und ausgeglichen einzusparen? 
Sie wissen — das ist eine einmalige Lage, die Sie da 
haben —, Sie können dann über breite Mehrheiten 
hier im Haus verfügen. Man kann sich darüber ver-
ständigen. Sie sollten auch aus den Begegnungen 

mit unseren Mitbürgern inzwischen längst die Er-
fahrung gewonnen haben, daß die Mitbürger bereit 
sind, das mitzutragen, wenn der Versuch gemacht 
wird, zu einer gerechten Lösung zu kommen. 

(Zurufe von der SPD) 

Noch nie in der Geschichte unserer Republik muß-
te soviel Geld für die Bezahlung von Arbeitslosigkeit 
wie derzeit ausgegeben werden. Fast auf Ihre Amts

-

zeit genau, von 1975 bis 1982, wurden 80 Milliarden 
DM in diesem Bereich ausgegeben. Ich kann Ihnen 
nur zurufen: Lassen Sie die ideologischen Hemmnis-
se, die ideologischen Blockierungen weg, und versu-
chen Sie, hier zu einer Zusammenarbeit der Ver-
nunft zu kommen! Ich glaube, das wäre gut so. 

Aber es scheint schon so zu sein, wie Erhard 
Eppler, einer Ihrer Mitstreiter im Präsidium der 
SPD, in diesen Tagen Ihre Ratlosigkeit formuliert 
hat: „Ich glaube, die Depression in der Partei", so 
sagt Eppler, „kommt im Augenblick nicht so sehr da-
her, daß man spürt, was alles nicht geht, sondern daß 
man gar nicht mehr weiß, was man will und wozu es 
uns gibt". Ja, meine Damen und Herren, kann man 
eigentlich ein vernichtenderes Urteil über die Politik 
einer Partei und einer Regierung sagen, als es ein 
solcher Sachverständiger wie Erhard Eppler getan 
hat? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD]: 
Das ist eine nette Kombination, Herr Kohl! 
Da wird er sich sehr darauf berufen kön

-

nen!) 

— Aber, Herr Kollege Wehner, Sie werden doch ei-
nem Mitglied des Präsidiums der Sozialdemokrati-
schen Partei Deutschlands, gewählt vom höchsten 
Organ der SPD, vom Bundesparteitag, nicht den 
Sachverstand in Sachen Sozialdemokratie abspre-
chen! 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU — 
Wehner [SPD]: Kohl bleibt Kohl!) 

— Herr Wehner, ich muß doch sehr bitten! Als Par-
teivorsitzender muß ich jetzt die Parteien verteidi-
gen. Der Sachverstand der Delegierten darf auch für 
Sie nicht in Zweifel gezogen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD]: 
Machen Sie mal weiter Ihren Kohl, Eppler-  

Kohl!) 

Wir brauchen gar nicht in die Vergangenheit zu-
rückzugehen. In dieser Woche, vorgestern, haben 
wir wieder ein typisches Beispiel für Ihre Politik, 
Herr Bundeskanzler, erlebt. Acht Tage zuvor hat das 
Bundeskabinett die Neuregelung der Zumutbarkeit 
bei der Arbeitslosenförderung verabschiedet. Zu-
gleich hatte man beschlossen, eine Meldepflicht für 
offene Stellen einzuführen. Eine Woche später muß-
te auf Verlangen des Wirtschaftsministers die Mel-
depflicht zurückgenommen werden. Im Gegenzug 
war der Minister Ehrenberg — man kann schon sa-
gen: wie ein trotziges Kind — nicht mehr bereit, die 
Zumutbarkeit neu zu regeln. Herr Bundeskanzler, so 
handhaben Sie die Richtlinien der Politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Hier stehen Sie am Pult, und die Fernsehzuschauer 
sollen sehen: Das ist ein Kanzler, ganz stark, ganz 
entschieden, ganz tough. — Und zu Hause, wo es dar-
auf ankommt, verhalten Sie sich ganz einfach oppor-
tunistisch. Das ist das Bild, das Sie bieten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Da sage ich natürlich den Kollegen aus der FDP — 
ich kann nicht in jeder Rede den Brief des Vorsitzen-
den Genscher hier vorlesen; aber es ist die traurige 
Wahrheit —: Die entscheidenden Hemmnisse — 
Herr Kollege Haussmann, Sie haben danach gefragt 
— für die wirtschaftliche Besserung in unserem 
Lande sind die dauernden versuchten sozialisti-
schen Verfälschungen der Sozialen Marktwirt-
schaft, ist die Tatsache, daß die SPD zwar entschei-
dungsunfähig ist, aber zäh an der Macht festhält und 
daß sich der Herr Bundeskanzler mit der Rolle des 
bloßen Platzhalters zufriedengibt. Das sind die ent-
scheidenden Probleme. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Natürlich wissen wir, daß das, was sich in diesen 
Jahren entwickelt hat, nicht über Nacht verändert 
werden kann. Die Folgen schwerer Fehler können 
nicht kurzfristig beseitigt werden. Es bedarf einer 
grundsätzlichen Kursänderung — hier stimme ich 
dem Kollegen Genscher einmal mehr zu — in der 
Wirtschafts-, der Finanz- und der Gesellschaftspoli-
tik. Herr Haussmann — Sie haben danach gefragt, 
aber ich warte eigentlich auf Ihre Antwort, und Sie 
sollten nicht auf die meine warten —, wir haben 
dazu sehr konkret seit Herbst immer wieder Vor-
schläge vorgelegt, Vorschläge, die das Ziel haben, 
Vertrauen im In- und Ausland zu schaffen, Ver-
trauen bei Unternehmern, Gewerkschaftlern und 
Arbeitnehmern zu schaffen, Vertrauen neu zu ge-
winnen. Wir haben ein Konzept vorgelegt, das in der 
konsequenten Anwendung der Prinzipien der Sozia-
len Marktwirtschaft in der Lage ist, langfristig wie-
der Arbeit für alle zu schaffen. In dieser grundsätzli-
chen Aussage stimmen wir in unserer Sieben-Punk-
te-Offensive ja weitgehend mit dem Jahreswirt-
schaftsbericht der Regierung überein. Das Dilemma 
ist nur, Herr Haussmann, daß wir eine Regierung 
haben, die nicht tut, was sie als richtig erkannt hat, 
die nicht mehr die Kraft hat, das Notwendige gegen 
den Widerstand von Interessengruppen innerhalb 
der eigenen Fraktion durchzusetzen, daß sich die 
Politik auf schlichten Machterhalt reduziert hat. 

Wir wissen — ich sage es noch einmal —, daß das 
alles nicht über Nacht geht. Aber wir müssen einmal 
damit anfangen. Herr Kollege Hoppe, Sie haben hier 
unter großem Beifall von uns gesagt, es sei vorran-
gig, den Haushalt in Ordnung zu bringen. Sie wissen, 
wie die Dinge um den Nachtragshaushalt aussehen. 
Sie wissen, wie sie bei der klaffenden Lücke für das 
nächste Jahr aussehen werden. Sie wissen — auch 
das haben Sie gesagt —, daß die Grenze der Belast-
barkeit durch Steuern und Sozialabgaben für Ar-
beitnehmer und für Unternehmer erreicht ist. 

Und, Herr Bundeskanzler, lassen Sie bitte für die 
Zukunft die Art und Weise, einen Kollegen aus mei-
ner Fraktion anzureden! Wenn ein sachverständiger 
Mann wie der Kollege Kreile, der in seinem Beruf et-
was darstellt und etwas geleistet hat, hier Meinun-

gen vorträgt, hat er nicht verdient, von Ihnen in der 
Weise — und das sollte ja abqualifizierend sein — 
abqualifiziert zu werden, indem Sie ihm sagen, er 
hätte in seiner beruflichen Praxis vor allem mit der 
Großindustrie zu tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, das brennt mir seit lan-
gem auf der Seele: 

(Wehner [SPD]: Haben Sie eine?) 

Wir haben jetzt allesamt Probleme bezüglich der 
Parteienfinanzierung, alle demokratischen Partei-
en, aber im Zuge dieses Jahres wird sich offenbaren, 
wer die engsten Beziehungen zur deutschen Großin-
dustrie gehabt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Kollege Matthöfer, damit das ganz klar ist: In 
dieser Sache, die Sie eben andeuten wollten, haben 
wir, die Union, uns sicherlich korrekter verhalten als 
eine Menge anderer Leute in diesem Haus. Damit 
das ganz klar ist: Meine Erklärung von damals ist 
die gleiche Erklärung wie die von heute. Darauf kön-
nen Sie sich bei uns verlassen. Ich spreche nicht von 
diesem Punkt. Die Kollegen der SPD haben mich im 
übrigen ganz richtig verstanden. 

Meine Damen und Herren von der FDP, wie wol-
len Sie denn einsparen, wie wollen Sie den Haushalt 
sanieren, wenn Sie nicht bei den Leistungsgesetzen 
und den Subventionen Abstriche machen? Dann 
frage ich Sie: Warum müssen wir uns hier eigentlich 
mit diesem einzigen logischen Vorschlag beschimp-
fen lassen? Wir haben ja nicht gesagt: alle, sondern 
wir haben ganz konkret gesagt, daß in beiden Fällen 
etwas geschehen muß. Ich kann Ihnen nur sagen, 
meine Damen und Herren, wir sind ja bereit, in den 
zuständigen Ausschüssen Punkt um Punkt mitein-
ander zu bereden. 

(Zuruf von der SPD: Welche?) 

— Wissen Sie, meine Damen und Herren von der 
SPD, hier schimpfen Sie darüber, der Bundesrat 
würde keinen Beitrag leisten. Dann treffen Bundes-
rat und Bundestag im Vermittlungsausschuß zusam-
men. Dann wird gemeinsam etwas beschlossen. Ob 
das immer klug war, ist eine offene Frage. Nur, es ist 
gemeinsam beschlossen worden. Aber Sie sind doch 
dann hinausgelaufen und haben die alten Leute auf-
geputscht. Das war doch Ihr Tätigwerden in dieser 
Sache. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU — Zu

-

ruf von der SPD: Eine Frechheit ist das! — 
Weitere Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Westphal?  — 
Bitte,  Herr Westphal. 

Westphal (SPD): Herr Abgeordneter Kohl, darf ich 
sie fragen, ob es zutreffend ist, daß an dem Tage, an 
dem hier an diesem Pult aus dem Vermittlungsaus-
schuß berichtet wurde und die Erklärungen der 
Fraktionen zu dem Ergebnis abgegeben wurden, Ihr 
CDU/CSU-Kollege Kreile, der für Ihre Fraktion die 
Erklärung abgab, das Thema Taschengeld für Sozi- 
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alhilfeempfänger in einer unzutreffenden Weise 
hier zuerst zur Darstellung gebracht hat und ich es 
dann in meiner folgenden Erklärung sofort richtig-
gestellt habe? Darf ich Sie fragen, ob Sie das aus 
dem Protokoll bestätigen würden? Sie haben ange-
fangen. 

Dr. Kohl (CDU/CSU): Aber, Herr Kollege, ich kann 
Ihnen nur sagen, daß ich Dutzende von Schreiben 
sozialdemokratischer Politiker, darunter auch von 
Kollegen aus diesem Hause, an die Bewohner von 
Altersheimen vorliegen habe, die das genaue Gegen-
teil bezeugen. Aber das können wir ja bei der näch-
sten Vermittlungsausschußsitzung austragen. Denn 
die Idee des Vermittlungsausschusses wird j a damit 
zerstört. Auch das muß man bei dieser Gelegenheit 
sagen. 

(Westphal [SPD]: Ich werde Herrn Stolten

-

berg das sagen! Von ihm stammt der Vor

-

schlag!) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Dr. Kohl, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage von Herrn Franke? — 
Nein, keine Zwischenfrage. 

Dr. Kohl (CDU/CSU): Meine Damen und Herren, 
ich wende mich wieder der FDP zu. Es ist doch wahr 
— das können Sie doch nicht bestreiten —, daß eine 
wirklich dauerhafte Stärkung von Investitionen nur 
möglich ist, wenn wir die Leistungsbereitschaft stär-
ken. Es ist auch wahr, daß es das Phänomen des An-
spruchsdenkens gibt. Das schiebe ich doch gar nicht 
einer Gruppe zu. Das ist leider ein wesentliches 
Stück unseres Zeitgeistes geworden. Es ist auch 
wahr, daß es die Ideologie der Umverteilung gibt. 
Der Herr Bundeskanzler hat j a gerade im Blick auf 
die höheren Einkommen wieder ein solches Zeugnis 
abgelegt. Es ist auch wahr, daß die Ungereimtheiten 
dieser letzten Jahre zu einer Verdrängung der 
Grundidee der Solidarität geführt haben. 

(Dr. Ehmke [SPD]: Sagen Sie doch etwas 
über die Dauerarbeitslosigkeit!) 

Nicht nur, weil wir sparen müssen, sondern ganz 
entscheidend auch im Interesse einer gerechten und 
solidaren Sozialordnung müssen wir unser System 
der sozialen Ordnung neu überdenken. Herr Kollege 
Ehmke, in den Jahren, in denen wir die Regierung 
geführt haben, gab es keine Dauerarbeitslosigkeit 
mit über einer Million. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diese Dauerarbeitslosigkeit ist Weggenosse soziali-
stischer Politik in der Bundesrepublik geworden. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU — 
Dr.  Ehmke [SPD]: Und wie ist es in 

Amerika?) 

Wir brauchen mehr Investitionen, und als Erbe Ih-
rer Politik, Herr Bundeskanzler, haben wir heute 
eine Investitionslücke in der Größenordnung von 
Hunderten von Milliarden D-Mark. Bei dieser Grö-
ßenordnung ist es klar, daß der Staat es nicht leisten 
kann, sondern daß der Schwerpunkt im Bereich der 
privaten Investitionen liegen muß. Deshalb muß die 
Eigenkapitalchance der Unternehmen gestärkt wer

-

den. Für eine eigentlich notwendige Steuersenkung 
— auch darüber, Herr Haussmann, kann es doch im 
Blick auf die investive Kraft unserer Wirtschaft kei-
nen Zweifel geben — fehlt uns heute ehrlicherweise 
der finanzpolitische Spielraum. Aber wir sollten 
auch hinzufügen, daß, sobald wir ihn wiedergewin-
nen, dieses Steuersystem wieder Wachstums- und 
leistungsfreundlicher ausgestaltet werden muß. 
Dazu gehören leistungsgerechte Lohn- und Einkom-
mensteuertarife, Bekämpfung heimlicher Steuerer-
höhungen, Verbesserung der Abschreibungsbedin-
gungen, Entlastung bei den ertragsunabhängigen 
Steuern und Abbau der bürokratischen Hemmnis-
se. 

Wenn wir in der Bundesrepublik nicht förmlich 
eine neue Existenzgründungswelle bekommen, wer-
den wir des Problems der Arbeitslosigkeit nicht 
Herr werden, weder jetzt noch in diesem Jahr-
zehnt. 

Bedingt durch den Produktivitätsfortschritt und 
durch die geburtenstarken Jahrgänge müssen nach 
den Berechnungen des Instituts für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung bis zum Jahr 1992 2,4 Millio-
nen neue Arbeitsplätze geschaffen werden. Das wird 
nur dann möglich sein, und es gibt nur dann eine 
Chance, das zu tun, wenn die mittelständische Wirt-
schaft hier voll wieder zur Blüte kommt, wenn wir 
kleine und mittlere Betriebe fördern, wenn wir den 
technischen Fortschritt vorantreiben, um konkur-
renzfähig zu sein, wenn wir dafür sorgen, daß For-
schungsergebnisse wieder schneller in praktische 
industrielle Anwendung umgesetzt werden, 

(Dr. Ehmke [SPD]: Aha!) 

und, Herr Abgeordneter Ehmke, wenn wir dafür 
Sorge tragen, daß unsere Energieversorgung auch in 
den 90er Jahren stimmt: mit preisgünstiger Energie, 
mit ausreichender Energie; und dazu brauchen wir 
den zügigen weiteren Ausbau des Systems von Koh-
le- und Kernkraftwerken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren von der SPD und Sie, 
Herr Bundeskanzler: Das ist doch eine Frage an Sie. 
Ich spreche doch nicht von der Vergangenheit. Ich 
spreche wiederum von dieser Woche. Was spielt sich 
denn hier im Hause in der Enquete-Kommission 
„Zukünftige Kernenergie-Politik" ab? Das ist doch 
ein typisches Beispiel, wie die Lippenbekenntnisse 
der Regierung von den Abgeordneten der SPD im 
Bundestag torpediert werden. Das Herumtaktieren 
der sozialdemokratischen Kollegen in dieser Kom-
mission gefährdet die längst überfällige Entschei-
dung zur Brütertechnologie. Damit wird, Herr Bun-
deskanzler, eine weitere Blockade gegen eine wich-
tige Energiequelle der Zukunft aufgebaut. Es wer-
den im übrigen Milliardenbeträge, die in die Ent-
wicklung dieser Technologie bereits gesteckt wur-
den, gefährdet. 

Jetzt frage ich Sie: Wo ist eigentlich Ihr Wort zu 
diesem Thema? Wo ist das Wort des Regierungs-
chefs der Bundesrepublik Deutschland, der doch 
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ganz genau weiß, daß dieses Verfahren uns sehr 
schlecht bekommen wird? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie sprachen vom Wohnungsbau, Herr Bundes-
kanzler. Es ist wahr, daß das ein ganz wichtiger 
Punkt ist. Aber dann frage ich Sie: Warum haben Sie 
nichts getan? Wie kommt es, daß SPD und FDP sich 
nach zwölf Jahren ihrer Regierungszeit am Ende 
wieder mit Wohnungsnot kinderreicher und junger 
Familien konfrontiert sehen? Wie kommt es, daß der 
Mietwohnungsbau weitgehend stagniert? Bei den 
erteilten Baugenehmigungen haben wir seit 1952 
den zweitniedrigsten Stand erreicht. Herr Bundes-
kanzler, daran sind doch nicht Präsident Reagan 
oder die Premierministerin in London schuld. Das 
sind doch hausgemachte Probleme. Das ist doch Ihre 
Schuld. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie sagen mit Recht, daß Bauen Arbeitsplätze 
schafft und weitere Aufträge im privaten Bereich 
nach sich zieht. Das ist alles wahr. Aber deshalb muß 
der private Mietwohnungsbau durch entsprechende 
steuerliche Regelungen und durch eine Änderung 
des Mietrechts gefördert werden. 

Meine Damen und Herren von der FDP, das ist 
doch — so sagen Sie — auch Ihr Programm. Da frage 
ich mich: Warum stimmen wir denn in den Aus-
schüssen bei den Vorlagen mit der Formulierungs-
hilfe der Regierung nicht darüber ab? Ich höre dau-
ernd das Wort Blockade. Blockieren tun doch die 
Linken in der SPD. Sie sind doch das Hemmnis für 
die Gasse der Vernunft. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Natürlich ist es richtig, daß wir die Probleme lang-
und mittelfristig angehen müssen. Aber das ist ein 
geringer Trost für die, die jetzt arbeitslos sind. Wir 
müssen auch kurzfristig Bewegung in den Arbeits-
markt bringen. Noch sind viele Arbeitsplätze nicht 
zu besetzen, die in der Statistik als offene Stellen 
fehlen, weil sie wegen offenkundiger Aussichtslosig-
keit beim Arbeitsamt nicht gemeldet werden. Mit 
der Einführung von Meldepflichten ist da nichts zu 
verbessern. Notwendig — und das spreche ich aus — 
sind aber Zumutbarkeitsregelungen, die der wirkli-
chen Lage auf dem Arbeitsmarkt verständnisvoll 
Rechnung tragen. Meine Damen und Herren, wie 
wollen Sie denn die Probleme anders lösen? Doch 
nur dadurch, daß Sie zunächst einmal ehrlich sagen, 
was ist, und nicht fortdauernd verschweigen, was 
sich in Wirklichkeit im Lande ereignet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir sprechen beispielsweise von Ausbildungs-
plätzen für junge Leute. Aber ich kann doch dieses 
Thema nicht besprechen oder den Staat ansprechen, 
wenn wir nicht gleichzeitig die jungen Leute selbst 
ansprechen. Wer sich in seiner Berufsauswahl auf 
gerade übliche Modeberufe beschränkt, der muß mit 
der Konkurrenzsituation, die er dort vorfindet, rech-
nen. Es gibt heute immer noch ein breites Ausbil-
dungsplatzangebot, etwa beim Handwerk, das brach 
liegt. Es gab zu keiner Zeit und zu keiner Generation 
einen beruflichen Horizont, daß jeder gerade den 

Traumberuf erreichen konnte, den er erreichen woll-
te. Zu jeder Zeit gehörten immer die Überlegungen 
zusammen: Welchen Beruf will ich ergreifen, aber in 
welchem Beruf habe ich meine Chance? Auch das 
muß man heute jungen Leuten gegenüber offen aus-
sprechen. 

Herr Bundeskanzler, Sie haben auch das wieder 
in der Weise erwähnt, daß sofort das Stichwort der 
sozialen Demontage im Hintergrund erschienen ist. 
Es ist doch wahr: Wir müssen durch Umschichtun-
gen im Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit die 
Mittel für berufliche Aus- und Fortbildung, für Um-
schulung, für Wiedereingliederung verstärken. 
Meine Damen und Herren von der FDP, in diesem 
Zusammenhang ist es keine soziale Demontage, 
wenn wir auch im Blick auf manche Mißbrauchstat-
bestände darüber diskutieren, inwieweit eine sozial 
vertretbare Verminderung der Leistungen bei Ar-
beitslosengeld und Arbeitslosenhilfe notwendig ist. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Daß man dies hier wieder ausspricht, ist einfach ein 
Stück Notwendigkeit, wenn wir die Probleme bewäl-
tigen wollen. Mit dem Zwischenruf „Hört! Hört!" und 
mit Untätigkeit schaffen Sie weitere Arbeitslose, ge-
fährden Sie weitere Arbeitsplätze. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist doch ein Akt wirtschaftlicher Vernunft, daß 
wir Wiedereingliederungsmaßnahmen für Arbeits-
lose besser finanzieren als Dauerarbeitslosigkeit. 

Wir haben dieser Tage ein anderes Beispiel für die 
Art und Weise erlebt, wie die Sozialdemokraten 
nicht mehr in der Lage sind, die Probleme zu lösen. 
Wir fordern private und öffentliche Arbeitgeber auf, 
mehr Teilzeitarbeitsplätze anzubieten. Wir erwarten 
doch nicht, daß die Arbeitslosigkeit damit beseitigt 
wird. Aber wir finden, daß das in einem bescheide-
nen Rahmen auch ein Beitrag für eine offene Zu-
kunft ist. Und was passiert? Im Leitantrag des SPD-
Bundesvorstandes zu Ihrem Münchner Parteitag im 
April wird dies ausgesprochenermaßen abgelehnt. 
Sie sind nicht einmal bereit, die Versuchszone zu er-
öffnen. 

Ich stimme Ihnen zu, Herr Bundeskanzler, was 
Sie über die Tarifpartner und ihre Verantwortung 
gesagt haben. Ich darf hier auch für die CDU/CSU 
erklären: Wir begrüßen ausdrücklich, daß sich bei 
den gegenwärtigen Tarifverhandlungen zunehmend 
eine Gemeinwohlverantwortung der Tarifpartner 
erkennen läßt. Wir sind der Auffassung, wir alle — 
die  demokratischen Parteien, die deutsche Politik — 
sollten Gewerkschaften und Arbeitgeber auf diesem 
Weg unterstützen. Wir alle sollten sagen, daß Preis-
diziplin und lohnpolitische Zurückhaltung Voraus-
setzungen für dauerhaftes Wachstum sind. 

Ein letztes in diesem Katalog, Herr Kollege 
Haussmann. Ich hoffe auch da auf eine aktive Mit-
hilfe in der Sache aus Ihrem Lager. Wir wollen die 
Vermögensbildung der Arbeitnehmer verstärken. 
Diese Regierung hat wegen der Blockade der Sozial-
demokraten in einem Jahrzehnt auf diesem Felde 
nichts zu Wege gebracht. Wir werden neue Initiati-
ven zur betrieblichen Gewinn- und Kapitalbeteili- 
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gung ergreifen. Wir sind der Überzeugung, daß nur 
eine beschäftigungsorientierte Lohnpolitik und Ver-
mögensbildung zusammen bewirken können, daß 
sich die Einkommens- und Vermögensverteilungen 
nicht dauerhaft zu Lasten der Arbeitnehmerschaft 
verschieben. Eigentlich müßte eine Partei, die be-
hauptet, die Interessen der kleinen Leute zu vertre-
ten, voll und ganz auf dieses Programm einspringen. 
Aber Sie in der SPD sind aus ideologischen Gründen 
nicht mehr in der Lage, über Ihren eigenen Schatten 
zu springen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Mit einem Wort, meine Damen und Herren: Eine 
Rückbesinnung auf die Grundlagen der Marktwirt-
schaft ist notwendig. Die Soziale Marktwirtschaft 
muß wiederbelebt werden. Auf Leistung und soziale 
Gerechtigkeit, auf Wettbewerb und Solidarität, auf 
Eigenverantwortung und auf soziale Sicherheit 
kommt es an. 

(Vorsitz : Vizepräsident Dr. h. c. Leber) 

Das ist nur möglich, wenn wir uns wieder auf die 
persönliche Initiative besinnen, darauf, daß Lei-
stung nicht bestraft, sondern herausgefordert wer-
den sollte. 

(Zuruf von der SPD: Bla! Bla! Bla!) 

Meine Damen und Herren, alles dies ist überfällig. 
Seit dem Sommer wird in der Koalition und in der 
Regierung geredet, gestritten, angekündigt, zerre-
det, laut nachgedacht und leise verworfen. Nur ge-
handelt wurde nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Folgen sind noch mehr Stagnation, noch mehr 
Attentismus, noch weniger Investitionen und immer 
weniger Vertrauen in die wirtschaftliche Zukunft 
und — das folgt auf dem Fuße — in die Zukunft 
schlechthin. 

Das alles, meine Damen und Herren, ist die Kon-
sequenz einer Politik der Perspektivlosigkeit. Wenn 
viele sozialdemokratische Parteimitglieder in 
Deutschland, wenn noch mehr sozialdemokratische 
Wähler an Ihrer Politik verzweifeln, Herr Bundes-
kanzler, dann ist dies der eigentliche Grund: Sie ha-
ben keine Perspektiven, Sie haben keine Zukunfts-
vorstellungen, Sie beschränken sich darauf, auf den 
Sitzen sitzen zu bleiben. 

In diesen Tagen ist eine Zahl veröffentlicht wor-
den, die fernab der Tagespolitik uns alle aufrütteln 
muß: Die Zahl der unter 30jährigen, die erklären, sie 
möchten auswandern, hat in den letzten Jahren 
sprunghaft zugenommen. Im November 1981 waren 
es 35 %, die erklärten, sie möchten die Bundesrepu-
blik gern verlassen und ihre Zukunft an einem ande-
ren Ort suchen. Es gibt kein vernichtenderes Urteil 
über Ihre Politik, Herr Bundeskanzler, als diese de-
moskopischen Daten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dabei ist es wahr: Wir haben Probleme, wir haben 
Schwierigkeiten. 

(Wehner [SPD]: Hört! Hört!) 

Aber sie sind zu meistern. Denn unser Land ist nicht 
arm, und unsere Mitbürger sind bereit, notwendige 
Einschränkungen zu ertragen. 

(Dr. Ehmke [SPD]: Nur die CDU nicht!) 

Unsere Mitbürger, die Arbeitnehmer, die Selbständi-
gen und die Unternehmer, haben ja bei der Grün-
dung der Republik bewiesen, in der Generation der 
Gründer, daß sie viel größere Schwierigkeiten mei-
stern können. Sie sind bereit, für unser Land das 
Notwendige zu tun. Was ihnen fehlt, ist eine Regie-
rung, die dazu fähig ist. Auch der heutige Tag, Herr 
Bundeskanzler, hat bewiesen, daß Sie dazu weder fä-
hig noch willens sind. 

(Langanhaltender Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Linde. 

Dr. Linde (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Herr Kollege Kohl, ich 
möchte von einem Oppositionsführer reden, der ein 
Wort gegeben hat und es nicht einhalten kann, weil 
die Ministerpräsidenten der Länder es nicht zulas-
sen. Dies muß heute hier klargestellt werden. 

Sicherlich ist es ein ungewöhnliches Verfahren, 
das wir heute hier einschlagen; zugegeben. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Wir, die SPD und die FDP, haben uns gegen dieses 
Verfahren gewehrt, haben einen Geschäftsord-
nungsantrag angekündigt und wollten durchsetzen, 
daß diese Sitzung ordnungsgemäß nach Abschluß 
des Verfahrens im Bundesrat am Dienstag, dem 
30. März, nachmittags um 14 Uhr hier stattfindet. Da 
haben Sie gesagt: nein, das machen wir Ende April, 
kurz vor der Sitzung des Bundesrates. Dann haben 
wir gesagt: Bitte, keine Hektik! Bringt da nichts 
durcheinander! Wir schließen das Verfahren vor 
dem Bundesrat ab, beachten die Fristen und machen 
dann diese Sitzung. 

Bis zur Niedersachsen-Wahl war das so. Am Mon-
tagmorgen um 8 Uhr — Herr Kohl, bitte, Sie wissen 
das — sind Sie zu mir gekommen und haben ge-
sagt — —

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Ich bin nicht zu Ih

-

nen gekommen!) 

— Entschuldigung, wir haben uns auf der Straße ge-
troffen; bei mir war es noch vor dem Frühstück. 

(Heiterkeit — Zurufe von der CDU/CSU) 

Da haben Sie gesagt: Ist es nicht möglich, daß wir 
uns über ein anderes Verfahren verständigen und 
hier heute am Freitag diese Sache machen? — Dar-
auf habe ich gesagt: Herr Kohl, wir von der SPD und 
FDP haben immer gesagt, wir wollten die Stellung-
nahme des Bundesrates berücksichtigen und dann 
entscheiden. Deshalb haben wir einen Vorbehalt er-
klärt und gesagt: Wir gehen auf dieses Verfahren 
ein, wenn erstens die Vorwürfe des Bundesrates — 
von  Herrn Vogel, von Herrn Gaddum —, die ja schon 
bekannt waren, ausgeräumt werden, wenn zweitens 
dieses Verfahren sichergestellt wird und wenn drit-
tens sichergestellt wird, daß das Verfahren im Bun- 
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desrat am heutigen Vormittag so abgeschlossen 
wird, daß wir anschließend beraten können. Diese 
Vereinbarung ist zwischen uns geschlossen worden. 
Daraufhin haben wir diesem Verfahren zuge-
stimmt. 

Heute vormittag müssen wir feststellen, Herr 
Kohl, daß Sie bedauerlicherweise Ihre Zusage nicht 
haben einhalten können, weil die Herren Vogel und 
Albrecht Ihrer Zusage hier den Boden entzogen ha-
ben und Sie im Regen stehengelassen haben. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Das stimmt doch 
überhaupt nicht!) 

— So ist es gewesen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Meine Damen und 
Herren, als nächster Redner steht der Bundesmini-
ster für Wirtschaft auf meinem Zettel. Aber ich 
nehme an, Herr Jenninger, Sie haben sich gemeldet, 
um zu den Ausführungen von Herrn Dr. Linde un-
mittelbar eine Einlassung zu machen. — Bitte sehr, 
Sie haben das Wort. 

Dr. Jenninger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Kollege Linde, ich muß Ihre 
Vorwürfe mit Nachdruck zurückweisen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei der 
SPD) 

Die Vereinbarung, die wir getroffen haben — ich 
habe den Zettel noch da —, lautete: Erstens. Wir kön-
nen die heutige Sitzung unter dem Vorbehalt abhal-
ten, daß ein Sprecher der Union heute früh im Bun-
desrat erklärt, daß er gegen dieses Verfahren keine 
Bedenken erhebt. 

(Dr. Linde [SPD]: So ist es gewesen!) 

Dieses ist geschehen. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Zweitens haben wir vereinbart, daß sichergestellt 
werden muß, daß der Finanzausschuß des Deut-
schen Bundestages nach dieser Sitzung tagen kann; 
nicht mehr und nicht weniger ist vereinbart worden. 
Daran haben wir uns bislang gehalten; wir werden 
uns auch künftig daran halten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Kohl 
[CDU/CSU]: Selbstverständlich!) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Meine Damen und 
Herren, noch einmal Herr Dr. Linde. 

Es ist nicht nötig, daß wir versuchen, die Beratun-
gen im Ältestenrat hier nachzukarten. 

Dr. Linde (SPD): Ich bedanke mich; es soll auch 
nicht lange dauern. Ich will dies hier auch nicht ver-
längern. — Bloß: Punkt 1 Ihrer Vereinbarung ist 
nicht eingehalten worden. Herr Späth hat heute 
morgen im Bundesrat erklärt — ich zitiere —: 

Dies alles zusammen zeigt, daß der Bundesre-
gierung sehr wenig daran liegt, sich konstruktiv 
mit den deutschen Bundesländern über die Lö-
sung eines für so wichtig gehaltenen Problems 
auseinanderzusetzen. 

Und das, nachdem er vorher zwei Seiten lang Vor-
würfe erhoben hat. Ich erspare mir, dies zu zitieren, 
weil Sie dies alles nachlesen können, denn dies wird 
ja veröffentlicht. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Zur Sache!) 

— Zum Verfahren, Herr Kohl. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Freiherr Spies 
von Büllesheim [CDU/CSU]: Das macht ihr 
nächstens besser im Ältestenrat aus als 

hier im Plenum!) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Ich nehme an, das In-
termezzo ist jetzt abgeschlossen. 

Ich erteile jetzt dem Herrn Bundesminister für 
Wirtschaft das Wort. 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Da-
men, meine Herren! Herr Kollege Dr. Kohl, Sie ha-
ben mit einem Ihrer letzten Sätze zitiert, daß es eine 
wachsende Neigung bei den unter Dreißigjährigen 
in der Bundesrepublik gebe, sich mit Auswande-
rungsüberlegungen zu tragen. Solche Berichte sind 
bekannt; man müßte sie einmal sehr sorgfältig auf 
ihre Stichhaltigkeit und auf ihre Motivation hin 
nachprüfen. Das sind j a — weder bei denen noch bei 
uns selber — nicht immer nur kritisch zu wertende 
Überlegungen. 

Aber ich denke schon, meine Damen und Herren, 
daß wir uns fragen müssen, inwieweit wir eigentlich 
auch selber dazu beigetragen haben und weiter dazu 
beitragen, einen übertriebenen Pessimismus von 
der politischen, aber insbesondere auch der wirt-
schaftlichen Lage in der Bundesrepublik zu verbrei-
ten. Wir haben unsere Probleme und unsere Schwie-
rigkeiten, aber wir sind auch, wenn Sie anderen Sta-
tistiken folgen wollen, immer noch ein Land der 
westlichen Welt, das eines der bevorzugten Investi-
tionsziele für private Investitionen ist, doch wohl 
nicht deswegen, weil es hier unrentabel und aus-
sichtslos sei. Aber wenn Sie mit uns gemeinsam dem 
sich ausbreitenden Pessimismus entgegenwirken 
wollen, dann werden wir hier ein Feld der Gemein-
samkeit finden, von dem ich glaube, daß es wesent-
lich ist. 

(Beifall bei der FDP) 

Eine zweite Bemerkung, Herr Kohl. Sie haben uns 
vorhin gesagt, wir sollten dem schleswig-holsteini-
schen Ministerpräsidenten Stoltenberg dafür dank-
bar sein, daß er in den Vereinigten Staaten — so ha-
ben Sie formuliert — einer patriotischen Pflicht ge-
nüge. Ich habe kein Wort der Kritik hier im Hause 
und auch von den Regierungsparteien öffentlich an 
dem gehört, was Herr Stoltenberg in den Vereinig-
ten Staaten ausgeführt hat. Auch nach dem, was ich 
darüber gelesen habe, sehe ich keinen Anlaß, ihn zu 
kritisieren. 

(Eigen [CDU/CSU]: Der Bundeskanzler hat 
es getan!) 

Nein, eben nicht, Herr Eigen. Hören Sie doch zu. Er 
hat es nicht getan. 
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Aber ich erlaube mir die Frage, ob wir denn viel-

leicht auch dem Ministerpräsidenten Strauß dank-
bar sein sollen für das, was er in Washington ausge-
führt hat. Da sage ich allerdings mit aller Deutlich-
keit: dazu besteht überhaupt kein Anlaß. Was dort 
veranstaltet worden ist, verletzt den politischen An-
stand, der unter uns üblich sein sollte. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Im übrigen muß ich den Herrn Bundeskanzler zu 
meiner Betrübnis korrigieren. Der Herr Bundes-
kanzler hat ausgeführt: „Ministerpräsident Strauß 
ist nicht hier; er macht gerade sein Veto im Bundes-
rat."  Irrtum, Herr Bundeskanzler, er läßt sein Veto 
machen. Er ist zu dieser Debatte nicht erschienen. 

(Heiterkeit bei der FDP und der SPD — 
Wehner [SPD]: Hört! Hört!) 

Die parallelen Debatten im Bundestag und im 
Bundesrat — Herr Linde hat eben darauf hingewie-
sen, daß das ein ungewöhnliches Verfahren ist —
muß man mit sehr aufmerksamen Ohren — gewis-
sermaßen in beiden Richtungen — verfolgen. 

Wir haben vor wenigen Tagen zum Stichwort In-
vestitionszulage von dem Kollegen Häfele gelesen, 
das sei hinausgeworfenes Geld. Herr Kiep hat in ei-
ner der Debatten vor einigen Wochen hier erklärt, 
die Investitionszulage wolle er nicht. 

Ganz anders und unterschiedlich klingen -die Stel-
lungnahmen der Opposition im Bundesrat. Dort sind 
die Beratungen soeben abgeschlossen worden. Die 
Investitionszulage ist nicht expressis verbis abge-
lehnt worden. Meine Damen und Herren, hier müß-
ten Sie — Herr Häfele, Herr Kiep und andere — 
dann doch vielleicht einmal in Ihren Reihen für 
Klarheit sorgen, was Sie denn nun eigentlich mögen 
und was Sie nicht mögen. Der Ministerpräsident 
Späth — Herr Häfele, Sie stammen aus seinem Bun-
desland — hat die Investitionszulage in ihrer techni-
schen Ausgestaltung in vielen Punkten kritisiert. 

(Kiep [CDU/CSU]: Das ist der Punkt!) 

Das hätte er gar nicht zu tun brauchen, wenn er sie 
überhaupt nicht wollte. 

Wir werden uns im Vermittlungsausschuß zu die-
ser Frage wiedersehen. Sie werden die Investitions-
zulage aller Voraussicht nach am Ende nicht ableh-
nen. Aber eines können Sie nicht. Sie können nicht 
gleichzeitig den Kuchen aufessen und ihn behalten 
wollen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das gleiche hat — im Gegensatz zu dem, was Herr 
Kohl soeben ausgeführt hat — der niedersächsische 
Ministerpräsident vor der dortigen Wahl getan. Er 
hat dort keine klare Entscheidung getroffen. Er hat 
sich klar gegen die Mehrwertsteuererhöhung ausge-
sprochen, aber er hat keineswegs gesagt, daß er die 
Investitionszulage nicht haben wolle. Im Gegenteil, 
er hat die etwas befremdliche Erklärung abgegeben, 
er hielte das zwar alles nicht für gut und nützlich — 
das kann man in den Zeitungen von vor einigen Wo-
chen nachlesen —, aber mit Ausnahme der Mehr-
wertsteuererhöhung werde er dem trotzdem zustim-
men. 

Lassen Sie mich einige Worte zu dem Thema — 
das sind die Kernpunkte der beschäftigungspoliti-
schen Maßnahmen — Investitionszulage und ihre 
Finanzierung sagen, wobei ich die sehr wichtigen 
anderen Punkte, z. B. die Verbesserungen im Woh-
nungsbau und im Mietrecht, nicht etwa unterschla-
gen möchte. Ich will unterstreichen, daß wir das für 
wichtig halten. 

(Beifall bei der FDP) 

Die Einführung einer befristeten Investitionszu-
lage und die damit im Zusammenhang stehende Er-
höhung der Mehrwertsteuer kann nur richtig gewür-
digt werden, wenn sie als Teil und Vorgriff einer um-
fassenden Strategie für mehr Beschäftigung und 
Wachstum über mehr Investitionen verstanden 
wird. Herr Kohl, Sie haben den Jahreswirtschaftsbe-
richt dazu zitiert. Nach dem Jahreswirtschaftsbe-
richt und der darin enthaltenen Gemeinschaftsin-
itiative ist das vorrangige Ziel die Verstärkung der 
Investitionen über die ganze Breite der volkswirt-
schaftlichen Angebotspalette, und damit die Um-
strukturierung des Sozialprodukts von den kon-
sumtiven zu mehr investiven Verwendungen. Nach 
Adam Riese bedeutet eine höhere Investitionsrate 
und Investitionsquote, daß der öffentliche und pri-
vate Konsum nur unterproportional wachsen kann. 
Zu dieser Umstrukturierung muß beigetragen wer-
den durch entsprechende Veränderungen in der 
Struktur der öffentlichen Haushalte, in der Steuer-
struktur, in der Struktur der Einkommensvertei-
lung, in der gesamten volkswirtschaftlichen Struk-
turanpassung zur Verbesserung der Wettbewerbsfä-
higkeit, zum Abbau des Leistungsbilanzdefizits, zur 
Stärkung unseres Wechselkurses und damit zur 
Schaffung von Voraussetzungen für weitere Zins-
senkungen. 

Die Investitionszulage muß in diesem allgemei-
nen Zusammenhang gesehen werden. Sie muß auch 
in der speziellen finanzpolitischen Sicht verstanden 
werden als Ergänzung der „Operation 82" und als 
vorgezogener Teil der Verbesserung der Steuer-
struktur ab 1. Januar 1984. 

Dazu hat es in letzter Zeit viele Orakelsprüche, 
Mutmaßungen und Mißdeutungen und auch Anfra-
gen gegeben. Die Absicht der Bundesregierung läßt 
sich aber klipp und klar aus den beschlossenen Aus-
sagen des Jahreswirtschaftsberichts und aus der 
Begründung des Beschäftigungsförderungsgesetzes 
ableiten. 

Erstens hat die Bundesregierung im Jahreswirt-
schaftsbericht in Ziffer 15 zur Mehrwertsteuererhö-
hung ab 1. Juli 1983 folgendes beschlossen: 

Aus dieser Steuererhöhung sollen zunächst be-
schäftigungspolitische Maßnahmen finanziert 
werden. Nach deren Auslaufen soll sie zu einer 
Entlastung bei der Lohn- und Einkommen-
steuer dienen. Die Bundesregierung wird hierzu 
einen Gesetzentwurf für ein Inkrafttreten zum 
1. Januar 1984 vorlegen. Die Bundesregierung 
verfolgt mit diesen Maßnahmen, die eine Um-
schichtung von der direkten auf die indirekte 
Steuerbelastung bedeuten, zugleich eine wei-
tere Verbesserung der Steuerstruktur. 
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Herr Kohl, die Antwort, die Sie Herrn Haussmann 

auf seine spezielle Frage gegeben haben, ist in mei-
ner Sicht zufriedenstellend. Seine Frage war aber 
vollständig gerechtfertigt und nicht, wie Sie heute in 
Ihren Zwischenrufen meinten, ungerechtfertigt. Sie 
sollten sich an das erinnern, was Herr Kreile und 
Herr Geißler zu diesen Themen heute und vor eini-
gen Wochen gesagt haben. In diesem Zusammen-
hang wurde Lassalle sowohl von Herrn Kreile als 
auch von Herrn Geißler zitiert. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Man wird doch noch 
Lassalle zitieren dürfen!) 

Das ist vor 120 Jahren auch richtig gewesen; nur ist 
es heute nicht mehr richtig. 

(Beifall bei der FDP) 

Zweitens hat die Bundesregierung in der Begrün-
dung zum Beschäftigungsförderungsgesetz weiter 
zu diesem Komplex kommentiert: 

Durch die Erhöhung der Umsatzsteuer zum 
1. Juli 1983 soll eine Entlastung bei der direkten 
Besteuerung zunächst im Unternehmenssektor, 
dann zum 1. Januar 1984 bei der Lohn- und Ein-
kommensteuer und somit eine Umschichtung 
von der direkten zur indirekten Besteuerung er-
möglicht werden, um das Steuersystem lei-
stungs- und investitionsfreundlicher zu gestal-
ten. 

Drittens hat die Bundesregierung in Ziffer 11 d ih-
res Jahreswirtschaftsberichts mit folgender Orien-
tierung einen weiteren Pflock eingeschlagen: 

Finanzwirksame Maßnahmen zur Überwin-
dung der Wachstums- und Strukturschwäche 
müssen dagegen durch Umschichtungen bei 
den öffentlichen Ausgaben und im steuerlichen 
Bereich finanziert werden. Dies schließt eine 
Erhöhung indirekter Steuern ohne dauerhafte 
Erhöhung der Steuerquote nicht aus. 

Ich unterstreiche: Ein zentraler Orientierungs-
punkt bei alledem ist, die Steuerquote nicht zu erhö-
hen. Daraus ergibt sich jedenfalls in qualitativer 
Hinsicht, daß nach dem Willen der Bundesregierung 
die Verbesserung der Steuerstruktur ab 1. Januar 
1984 aus zwei Elementen besteht, mit denen das 
Steuersystem insgesamt leistungs- und investitions-
freundlicher gestaltet werden soll. Erstens wird die 
von der Regierung vorgeschlagene Mehrwertsteu-
ererhöhung durch Entlastung bei den direkten Steu-
ern wieder ausgeglichen. Zweitens wird denjenigen 
Steuererhöhungen, die sich bei lediglich nominalen 
Lohn- und Einkommenserhöhungen infolge des pro-
gressiven Steuertarifs ergeben, insoweit entgegen-
gewirkt, daß zumindest ein Anstieg der gesamtwirt-
schaftlichen Steuerquote verhindert wird. 

Ich muß das, meine Damen und Herren, insoweit 
kommentieren. Angesichts der Fülle der öffentli-
chen Aufgaben und der Notwendigkeit, die öffentli-
chen Defizite weiter zurückzuführen, wird es kaum 
möglich sein, die Steuerquote in absehbarer Zeit 
nennenswert zu senken, so wünschenswert das auch 
sein mag. Wenn dem so ist, können hier und heute 
auch nur die qualitativen Elemente klargestellt und 
noch keine Ausgleichsvolumina für 1984 und die fol

-

genden Jahre beziffert werden. Daß die Struktur der 
Steuerentlastung im einzelnen noch einer sorgfälti-
gen Beratung bedarf, versteht sich von selbst. 

Ich halte es aber im Hinblick auf die Glaubwürdig-
keit unserer Beschäftigungsstrategie und für die 
Aufhellung der Perspektiven in der Wirtschaft und 
der Arbeitnehmerschaft für eminent wichtig, dieje-
nige Klarstellung zu geben, die man redlicherweise 
heute geben kann. Und noch einmal: Nur in dieser 
Perspektive macht die befristete Investitionszulage 
Sinn, dann macht sie aber auch Sinn, und dann ist 
auch ihre Finanzierung durch die vorgezogene 
Mehrwertsteuererhöhung gerechtfertigt. 

Meine Damen und Herren, die Finanzierungsfra -
ge, über die wir hier j a schon in der ersten Lesung 
diskutiert haben, wird im Vermittlungsausschuß, 
wie ich es sehe, die entscheidende Rolle spielen, 
denn die Investitionszulage an sich wird im Vermitt-
lungsausschuß und im Bundesrat nicht in Frage ge-
stellt werden. Die Bundesregierung wird im Vermitt-
lungsausschuß selbstverständlich — ich sage das, 
um jedem Zweifel vorzubeugen — an ihrem Vor-
schlag der Mehrwertsteuererhöhung festhalten. 
Wer diese Erhöhung ablehnt, muß ersatzweise etwas 
anderes anbieten, worüber man sich dann verständi-
gen kann. 

In diesem Zusammenhang hat der Herr Bundes-
kanzler darauf hingewiesen, daß ihm selber — und 
das wissen wir — eine Ergänzungsabgabe auf hö-
here Einkommen lieb gewesen wäre 

(Zustimmung bei der SPD) 

und daß eine solche Ergänzungsabgabe mit Rück-
sicht auf die Einstellung des Koalitionspartners 
nicht vorgeschlagen worden ist. Meine Damen und 
Herren, aus meiner Sicht möchte ich dazu sagen, 
dies ist für mich und für meine Freunde nicht eine 
Frage der genügenden oder nicht genügenden so-
zialen Gerechtigkeit — darüber läßt sich selbstver-
ständlich diskutieren —, sondern es geht bei dieser 
Frage darum, daß man mit einer Ergänzungsabgabe 
auf Spitzeneinkommen die Aktiengesellschaften, 
die GmbH, die persönlich haftenden Gesellschafter 
von Einzelfirmen, OHG und Kommanditgesellschaf-
ten besteuert, also genau diejenigen, von denen man 
das Investieren erwartet. Es ist also eine ökonomi-
sche Überlegung, die uns zu dem Ergebnis geführt 
hat, hier anderer Auffassung zu sein. 

(Beifall bei der FDP) 

Nun hat der Kollege Kohl mit Recht gefragt: Was 
hat sich denn eigentlich seit Oktober 1981 geändert, 
als der Bundeskanzler — andere auch — gemeint 
haben, ein Beschäftigungsprogramm sei eher hin-
derlich und eher schädlich? — Herr Kohl, ich darf 
zunächst einmal sagen, ich finde es abwegig, wenn 
aus der Änderung der Beantwortung einer Sach-
frage unmittelbar und sofort auf Wankelmütigkeit, 
fehlendes Standvermögen und geringe Entschei-
dungsfähigkeit geschlossen wird. Ich finde die Frage 
„Warum habt ihr eure Meinung geändert?" richtig; 
aber daraus, ohne die Beantwortung dieser Frage 
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abzuwarten, qualifizierende Schlüsse zu ziehen, dies 
finde ich nicht richtig. 

(Zustimmung bei der FDP und der SPD) 

Ich will versuchen, Ihnen diese Antwort zu geben, 
wenn Sie die Freundlichkeit haben, ihr zuzuhören. 
Meine Damen und Herren, wir haben in diesem Win-
ter eine umfängliche und intensive Diskussion — 
Herr  Kiep, Sie werden so freundlich sein, Herrn 
Kohl, der mir nicht zuhört, über den Inhalt meiner 
Antwort zu informieren — — 

(Dr.  Wörner [CDU/CSU]: Was soll das denn? 
Sie wissen doch genau, worum es bei diesen 

Besprechungen geht!) 

— Ich weiß gar nicht, worum es geht. Wie soll ich das 
wissen? Keine Ahnung! 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU]: Dann muß 
man solche überflüssigen Bemerkungen 
unterlassen! — Weiterer Zuruf von der 
CDU/CSU: Ja, dann reden Sie nicht dar

-

über! — Zuruf von der SPD: Die hören nicht 
zu!) 

— Herr Vogel, Sie können das für überflüssig halten; 
ich halte es nicht für überflüssig. 

Ich beginne also noch einmal: Es hat bei uns im 
vergangenen Winter eine intensive, nicht zuletzt an 
der Entwicklung der Arbeitslosenzahl aufgehängte 
wirtschafts- und beschäftigungspolitische Diskus-
sion gegeben. Es ist das geschehen und veranstaltet 
worden, was ich einmal etwas salopp die „Winter-
reise des Deutschen Gewerkschaftsbundes" ge-
nannt habe: von einer Beratung mit den gesell-
schaftlichen Gruppen, mit der Regierung, mit der 
Opposition, mit den Fraktionen dieses Hauses zur 
anderen, eine außerordentlich intensive Tätigkeit, 
um die Vorstellungen gegenseitig zu erläutern, um 
die Möglichkeiten abzuklären und auszudiskutie-
ren. 

Dann, meine Damen und Herren, wenn wir über-
einstimmend der Auffassung sind — ich hoffe, daß 
das der Fall ist, und bin eigentlich sicher, daß das der 
Fall ist —, daß der soziale Friede in unserem Lande 
und die Zusammenarbeit zwischen den gesellschaft-
lichen Gruppen auch unter beschäftigungs- und kon-
junkturpolitischen Aspekten ein hohes Gut sind, 
wäre es völlig unmöglich gewesen, daß die Politik — 
gar  nicht einmal nur die Regierung — nach dieser 
intensiven Diskussion des Winters die beschäfti-
gungspolitische Runde mit einem Nullouvert im 
Frühjahr eröffnet. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Hier wiederhole ich das, wofür ich kritisiert worden 
bin — ich bin dennoch davon überzeugt, daß ich 
recht habe —: Tarifabschlüsse dieser Größenord-
nung wären ohne die Gemeinschaftsinitiative, ohne 
irgendein staatliches Handeln in diesem Bereich 
nicht zustandegekommen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich war selbst der Meinung, daß diese mathematisch 
natürlich nicht beweisbare Behauptung, die ich da 
aufgestellt habe und heute wiederhole, eine etwas 
gewagte Behauptung war, bis ich mich vor zwei Ta

-

gen mit Mitgliedern der Verhandlungskommission 
unterhalten und deren Urteil dazu gehört habe. Ein-
deutige Antwort: Wenn hier nichts geschehen wäre 
von seiten der staatlichen Politik, hätten wir eine 
Atmosphäre der Tarifverhandlungen und der Lohn-
auseinandersetzungen dieses Winters gehabt, die 
solche Ergebnisse nicht ermöglicht hätte. 

Meine Damen und Herren, hier möchte ich etwas 
deutlicher, als Sie es getan haben, Herr Kohl, die 
Einsicht und das Verantwortungsbewußtsein der 
Tarifpartner unterstreichen, deutlicher auch deswe-
gen, weil man gar nicht übersehen kann, daß hier im 
Interesse — ich nehme an, daß das das Leitmotiv 
war — derjenigen, die Arbeitsplätze suchen, eine 
reale Einkommensminderung derjenigen hinge-
nommen wird, die Arbeitsplätze haben. Das ist eine 
ganze Menge. 4,2 % plus brutto bei den Preissteige-
rungsraten, die immer noch zu hoch sind, dies ist 
schon ein erhebliches Entgegenkommen, das wir 
nicht geringschätzen dürfen. Wir haben allen Anlaß, 
diese Abschlüsse zu würdigen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
einzelnen Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich komme zurück auf die Eingangsbemerkungen, 
zu denen mich Herr Kohl wegen seines Hinweises 
auf Auswanderungswillige veranlaßt hat, nämlich 
auf das Stichwort Pessimismus, Mangel an Zuver-
sicht, schlechte Stimmung. Es ist auch ein bißchen 
Miesmacherei dabei; manches wird ja angeheizt. 

Es ist richtig, die Zahlen am Arbeitsmarkt geben 
nach wie vor und sicher auch noch auf längere Frist 
— keiner hat ein Patentrezept, die Probleme schnell 
zu lösen, auch wegen der demographischen Entwick-
lung; wir wissen das — zu Besorgnis Anlaß. Wenn 
ich mir aber die Zahlen der Bundesrepublik 
Deutschland ansonsten ansehe, dann stellen wir 
fest, die Zinsen sinken. Haben wir nicht alle mitein-
ander gesagt, Zinssenkung sei das beste Beschäfti-
gungsprogramm? Die Tarifabschlüsse sind maßvoll 
und verantwortungsbewußt. Die Preissteigerungs-
raten gehen nach unten. Beim Leistungsbilanzdefi-
zit werden wir aller Voraussicht nach seinen voll-
ständigen Abbau im Jahre 1982 erleben. Die  Export-
aufträge und die Exportabwicklung haben außeror-
dentlich erfreuliche Entwicklung genommen. 

Meine Damen und Herren, dies alles berechtigt 
uns nicht zu Sorglosigkeit. Schon die Eingangsbe-
merkung über die Arbeitslosen macht das klar. Die 
vielen Wenn und Aber und weltwirtschaftlichen Ri-
siken, auf die der Herr Bundeskanzler hingewiesen 
hat, machen es auch klar. Es berechtigt uns aber 
wohl zu der Feststellung, daß die Bundesrepublik 
Deutschland mitten in dem notwendigen Anpas-
sungsprozeß ist, daß die Bundesrepublik Deutsch-
land nach meiner Einsicht und meiner Kenntnis von 
den großen Industrieländern dasjenige ist, das nach 
Japan die meisten Fortschritte bei der notwendigen 
Anpassung gemacht hat. Ich will im übrigen über die 
Hintergründe der japanischen Wirtschaftspolitik 
und die politischen Überzeugungen, die hinter die-
ser Wirtschaftspolitik im Vergleich zu anderen Wirt-
schaftspolitiken der westlichen Welt stehen, hier 
keine Überlegungen anstellen. Man könnte noch 
lange darüber philosophieren. 
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Wir sind aber auf dem richtigen Wege, und wir ha-

ben keinen Anlaß, uns in Pessimismus zu ergehen. 
Wir werden — dies ist meine feste Überzeugung, 
zwei Monate nach der Verabschiedung des Jahres-
wirtschaftsberichts — am Ende dieses Jahres in den 
meisten Bereichen unserer Volkswirtschaft bessere 
Zahlen und bessere Ergebnisse sehen, als wir sie 
noch Ende Januar nach bestem Wissen und Gewis-
sen diesem Hause vorgestellt haben. 

Lassen wir uns nicht dadurch täuschen, daß die 
Stimmung in der Wirtschaft nach wie vor eher nega-
tiv ist. Das ist immer so gewesen. Wenn es ins Tal 
geht, bleibt die Stimmung bei den in der Wirtschaft 
Tätigen länger abfallend auch dann, wenn die Kurve 
schon wieder nach oben gegangen ist. Umgekehrt: 
Wenn die Kurve nach oben geht und dann, auf deren 
Scheitelpunkt angekommen, abfällt, dauert der Opti-
mismus gleichwohl länger an. Das können Sie bei je-
dem Konjunkturzyklus ablesen. 

Herr Kohl, Sie haben uns aufgefordert, uns auf die 
Soziale Marktwirtschaft rückzubesinnen; da habe 
ich nicht so viel Nachholbedarf. Daß Wettbewerb 
und Leistungsbereitschaft dazugehören, diesen An-
passungsprozeß durchzustehen, wissen wir. Wir ver-
trauen darauf, daß die deutschen Unternehmen und 
die deutschen Arbeitnehmer diese Herausforderung 
erkannt haben und den Weg aus den Schwierigkei-
ten mit uns gemeinsam finden werden, wozu diese 
Gemeinschaftsinitiative, von der wir alle wissen, daß 
sie schon vom Volumen her Berge nicht versetzen 
kann, einen wichtigen psychologischen Beitrag lei-
stet. Sie könnte einen besseren psychologischen Bei-
trag leisten, wenn die Opposition ihre Kritik und 
ihre Teilnahme daran etwas konstruktiver gestaltet 
hätte. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Meine Damen und 
Herren, um eine nach der Geschäftsordnung ge-
rechtfertigte und richtige Behandlung dieses Tages-
ordnungspunktes zu gewährleisten, ist es nötig, daß 
jetzt eine Pause eingelegt wird. In dieser Pause soll 
sich der Finanzausschuß mit den Beschlüssen des 
Bundesrates befassen. Mir ist mitgeteilt worden, daß 
eine Zeit von 30 Minuten dazu wahrscheinlich aus-
reicht. Der Finanzausschuß tritt unverzüglich zu-
sammen. Wo er zusammentritt, ist den Mitgliedern 
bekannt. 

Die Mittagspause dauert bis 14 Uhr, es sei denn, 
daß diese Zeit für die Behandlung im Finanzaus-
schuß nicht ausreicht. Für diesen Fall würde eine 
Änderung des Wiederzusammentritts durch Rund-
spruch bekanntgegeben. 

Die Sitzung ist bis 14 Uhr unterbrochen. 

(Unterbrechung von 13.32 Uhr bis 
14.02 Uhr) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Die Sitzung ist wieder 
eröffnet. 

Als erstem Redner nach der Mittagspause erteile 
ich dem Herrn Abgeordneten Hansen das Wort. 

Hansen (fraktionslos): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Spätestens heute ist jedem klar, 
daß es auf Inhalte der Regierungspolitik schon 
längst nicht mehr ankommt. Hatte der Bundeskanz-
ler am 5. Februar die sogenannte Gemeinschaftsini-
tiative noch zum Anlaß für die Vertrauensfrage ge-
nommen, so wird Beschäftigungspolitik heute offen-
sichtlich von Bundesregierung und allen Fraktionen 
in diesem Hause so ernst genommen, daß man dafür 
gerade noch bereit ist, sich wenige Stunden von der 
Osterpause abzuzwacken. Einziger Sinn der Ver-
trauensfrage war also „Schulterschluß, Geschlossen-
heit und Unterwerfung". 

Da sich der Bundeskanzler heute ja — vielleicht 
war das sein Beitrag zum Goethe-Jahr — als einer 
dargestellt hat, der weiß, „was die Welt im Innersten 
zusammenhält", und da er auch gesagt hat, Betriebs-
räte wüßten j a, wer ihre Interessen in diesem Hause 
eigentlich vertritt, 

(Zuruf von der SPD: Sie nicht!) 

möchte ich ihm vorab nahe bringen was ein Be-
triebsratsvorsitzender — also noch mit größerer Au-
torität — neulich gesagt hat: „Die wirklich Mächti-
gen sind nicht die Regierungen, sondern es sind die 
multinationalen Konzerne und ihre Interessen, und 
der Bundeskanzler sollte mal darüber nachdenken, 
wenn er Reden hält, daß er in Wirklichkeit eine 
Fliege auf einem großen Pferd ist, dieses Pferd heißt 
multinationale Interessen, Kapital, und er sagt zu 
dem Pferd: Paß auf, ich bin der Jockey, ich gebe die 
Richtung an!" 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: Die 
meisten Fliegen, die auf Pferden sitzen, 

sind Schmeißfliegen!) 

Angesichts von beinahe drei Millionen Arbeitslo-
sen — da fängt es ja schon an —, die registrierten 
zwei Millionen plus mindestens 800 000, die „Stille 
Reserve", mit einem wachsenden Anteil von Behin-
derten, angesichts von 600 000, die weder Arbeitslo-
sengeld noch Arbeitslosenhilfe erhalten, angesichts 
des Tatbestandes, daß zigtausend Jugendliche von 
der Schule und aus Lehrstellen, wenn sie denn eine 
ergattert haben, direkt in die Arbeitslosigkeit entlas-
sen werden, angesichts dieser Tatsachen finde ich es 
mehr als beschämend, daß sich alle Fraktionen sehr 
schnell darauf geeinigt haben, diese Debatte in we-
nigen Stunden am Rande — im wahrsten Sinne des 
Wortes — zu „erledigen". Die Not von Millionen wird 
in diesem Parlament so ernst genommen, daß die 
Abgeordneten nicht einmal auf ihre festgelegten 
Reisepläne verzichten wollen. 

(Dr. Ehmke [SPD]: Unverschämte Arro

-

ganz!) 

Der Bundeskanzler — das zeigt auch die Präsenz 
heute morgen und jetzt — hat 17 von Ihrer Fraktion 
gezählt; ich habe 20 von seiner Fraktion gezählt. Die 
Leute sollen wissen, was in diesem Parlament ernst-
genommen wird. Aber vielleicht entspricht dies ja 
auch der Geschäftslage. 

Ganz folgerichtig ist die Allparteienkoalition für 
Raketen durch eine Allparteienkoalition für sozia-
len Abbau vervollständigt worden. Sie unterschei-
den sich nur noch im Umfang und Tempo. Zweifellos 
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stehen Rüstung und sozialer Abbau sachlich im 
wechselseitigen Zusammenhang, denn gleich nach 
der Führung eines Krieges ist die Aufrüstung der di-
rekteste Weg zu Vernichtung gesellschaftlichen 
Reichtums. Getreu dem Vorbild unserer amerikani-
schen Schutzmacht hat sich die Bundesrepublik auf 
diesen Weg gemacht, auf den Weg nämlich weg von 
einer auf Vollbeschäftigung angelegten antizykli-
schen Politik hin zu einer prozyklischen Wirt-
schafts- und damit Sozialpolitik, die die Beschäfti-
gungsprobleme nur noch am Rande angeht. Insofern 
sind Hochzinspolitik und Militarisierung der Außen-
politik nur zwei Seiten der gleichen Medaille. 

Hauptleidtragende dieser Umverteilung — näm-
lich der privaten Aneignung von gesellschaftlich Er-
arbeitetem — sind die vielen, die nichts außer dem 
Zwang haben, ihre Arbeitskraft verkaufen zu müs-
sen, um überhaupt leben zu können. 

Wie sieht die Lage bei den von jahrelanger ver-
fehlter Wirtschafts- und von nicht stattgefundener 
Strukturpolitik Betroffenen in Wirklichkeit aus? 
Trotz der litaneienhaften Beteuerung der sozialde-
mokratisch geführten Bundesregierung: „Wir wer-
den nie ins soziale Netz einschneiden; wir werden 
nicht tief ins soziale Netz einschneiden; wir werden 
das soziale Netz nicht zerstören lassen" steht jetzt 
der soziale Besitzstand der Arbeitnehmer vor dem 
Ruin. Ruiniert wird damit der Verfassungsauftrag, 
den sozialen und demokratischen Rechtsstaat zu 
verwirklichen, das heißt, das Recht auf Arbeit, Hilfe 
bei Krankheit, Arbeitslosigkeit und im Alter. 

Die Sparbeschlüsse 1982 belasten die Unterneh-
mer „mit ganzen 600 Millionen DM". Den Arbeitneh-
mern aber werden 10,7 Milliarden DM weggenom-
men. Von 1982 bis 1985 werden die Unternehmer mit 
3 Milliarden DM entlastet, während der in der Fe-
bruar-Debatte naiv oder zynisch sogenannte Solida-
ritätsbeitrag der Arbeitnehmer über 48 Milliarden 
betragen wird. Das nenne ich schlicht asozial. 

Das einzige, was man mit Gewißheit von dem vor-
liegenden „Beschäftigungsförderungsgesetz" sagen 
kann, ist, daß es keinen einzigen neuen Arbeitsplatz 
schaffen wird. Im Gegenteil: Das Geschenk der 
10 %igen Investitionszulage wird — wie gehabt — 
von  den Unternehmern gerne mitgenommen, wird 
bestenfalls helfen, ihre Wagenparks zu erneuern 
oder ihrem Flugzeugpark noch ein Flugzeug hinzu-
fügen. Es wird sie kaum davon abhalten, ihr Kapital 
weiter zu hohen Zinsen anzulegen oder Arbeits-
plätze wegzurationalisieren und damit Arbeiter 
„freizusetzen", wie es so schön und zynisch heißt. 
Anstatt die Arbeitslosigkeit und vor allem ihre Ursa-
chen zu bekämpfen, werden die Opfer weiter zur 
Ader gelassen: Kürzung des Kindergeldes, Mehr-
wertsteuererhöhung, damit verbunden Preissteige-
rungen und Reallohneinbußen von mindestens 4 %, 
voraussehbare Mieterhöhungen. 

Also: den wenigen der Mehrwert, den vielen die 
Mehrwertsteuer. Um der bloßen Machterhaltung 
und inhaltlosen Machtausübung willen wird struk-
turelle Gewalt in diesem Land ausgeübt. Das ist in 
der Tat Klassenkampf, aber Klassenkampf von 
oben. 

Nach der Operation '82 hat diese Politik mit ihrem 
„Beschäftigungsprogramm" einen weiteren Tief-
punkt erreicht oder, wie es in einem Flugblatt von 
Gewerkschaftlern in Düsseldorf in diesen Tagen zu 
lesen steht: „Der Abstieg der Arbeitnehmer in die so-
ziale und berufliche Unterwelt setzt sich fort." Wer 
Arbeit hat, steht unter wachsendem psychologi-
schem und direktem Leistungsdruck; er wird kaputt-
gemacht. Und das wird vom Markt-Grafen Lambs-
dorff unter Hinweis auf Japan auch noch gutgehei-
ßen, wird verstärkt durch die allmähliche Aushöh-
lung des Kündigungsschutzrechts sowie die beäng-
stigende Diskussion um die Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall. Kein Wunder, daß die Weltgesund-
heitsorganisation feststellt, zwei Drittel aller Arbeit-
nehmer in der Bundesrepublik seien vor Erreichung 
der Altersgrenze — wörtlich so — verschlissen. Es 
ist blanker Hohn, wenn der gleiche Herr Minister 
Lambsdorff gestern sagte: 

In unserem Wirtschaftssystem ist es legitim, 
daß derjenige, der sein Vermögen, sein Kapital, 
seine Arbeitskraft, seinen Mut und seine Ideen 
einsetzt, dafür im Erfolgsfall auch belohnt 
wird. 

Allerdings meint er damit die Unternehmer. Arbeits-
kraft, Gesundheit und Lohn der Arbeitnehmer sind 
für ihn offensichtlich Petitessen. 

Alle, die dank der versäumten Strukturpolitik 
keine Arbeit mehr haben, müssen sich in einem all-
gemeinen Kesseltreiben wie Hasen durch die Ge-
gend jagen lassen, hin und her, von sogenannten Zu-
mutbarkeitsregelungen, die zwar keinem Arbeit ver-
schaffen, dafür aber die Bundesrepublik immer 
mehr zu einem „Land der unbegrenzten Zumutbar-
keiten" machen. Wer ein arbeitsreiches Leben hinter 
sich hat, der wird an den Rand der Gesellschaft ge-
drückt. Dem wird die Rente und, wenn er in einem 
Heim wohnt, das Taschengeld gekürzt. Wer war das 
eigentlich? Denn heilte will es j a keiner gewesen 
sein, wie wir heute morgen wieder gehört haben. 
Den Ärmsten der Armen, den Empfängern von Sozi-
alhilfe, streicht man das Wenige zusammen, obwohl 
die Hälfte der Sozialhilfeberechtigten das ihnen Zu-
stehende aus Scham nicht einmal zu beanspruchen 
wagen. 

Auch die wenigen richtigen Ansätze in diesem Ge-
setz, denen ein demokratischer Sozialist zustimmen 
kann, werden nicht einmal kurzfristig die folgenrei-
chen Schäden einer verfehlten Wirtschafts- und So-
zialpolitik reparieren können. Sie sind jedenfalls 
kein Genesungsprogramm für die Patienten der 
Operation '82, und sie werden keinen zusätzlichen 
Sanitäter auf die Beine bringen für die bundesrepu-
blikanische Lazarettstation hinter der Hauptkampf-
linie des Kapitalismus. Sie werden nicht einmal 
kurzfristig zur Konjunkturbelebung beitragen. 

Das Krisenmanagement der angeblich sozialde-
mokratisch geführten Bundesregierung hat die Bun-
desrepublik in wachsende Massenarbeitslosigkeit 
und in soziale Demontage geführt. Angesichts von 
Sozialdemokraten, die zum blinden Glauben an die 
Selbstheilungskräfte der Marktwirtschaft konver-
tiert sind, ist jede Hoffnung auf die Selbstheilungs-
kräfte der Sozialdemokratie zur Illusion geworden. 
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Nun hat j a der Bundeskanzler heute morgen die 

Frühlingssaison eingeleutet. Aber so frühlingshaft 
ist das Wetter in der politischen Landschaft heute 
nicht. Man muß ihn fragen: wo ist denn der Mut zur 
Zukunft geblieben, den der Bundeskanzler mit wohl-
gesetzten Worten zu Beginn dieser Legislaturpe-
riode beschworen hat? Wo ist der Mut zur minde-
stens sozial gerechteren Ergänzungsabgabe, zur hö-
heren Besteuerung der Spitzeneinkommen? Wo ist 
der Mut zu einer grundlegenden Neuorientierung 
der Wirtschafts- und Sozialpolitik durch Wirt-
schaftsdemokratie und Investitionskontrolle, so wie 
es j a im Orientierungsrahmen 85 der Sozialdemo-
kraten beschworen worden ist? Wo bleibt die Politik 
im Interesse der arbeitenden Menschen, die mit 
Angst und Sorgen immer düsterer in ihre Zukunft 
schauen? 

Was bleibt den Arbeitnehmern, als Gewerkschaf-
tern und Sozialdemokraten, eigentlich anderes üb-
rig, als endlich ihre wohlverstandenen Interessen in 
die eigenen Hände zu nehmen, wenn sie sich offen-
sichtlich nicht mehr auf ihre Oberen verlassen kön-
nen, die sich augenzwinkernd untereinander ver-
ständigen und nach außen verbalradikale Reden 
halten, während nicht wenige von ihnen hauptsäch-
lich damit beschäftigt zu sein scheinen, die soziale 
Frage für sich selbst zu lösen? 

Mein Kollege Manfred Coppik und ich werden die-
ses Dokument politischer Rat- und Hilflosigkeit, 
weil es kein Programm für Arbeitsplätze ist, in der 
Schlußabstimmung ablehnen. — Ich danke Ihnen. 

(Beifall des Abgeordneten Coppik [frak

-

tionslos]) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Meine Damen und 
Herren! Ich bitte Sie einen Augenblick um Ihre 
Nachsicht. Der Finanzausschuß hat, wie mir berich-
tet worden ist, seine Arbeit soeben beendet. Mir ist 
mitgeteilt worden, daß die Vorsitzende des Aus-
schusses, Frau Matthäus-Maier, über die Ergebnisse 
der Beratungen des Ausschusses berichten wird. Sie 
ist wohl noch unterwegs. Ich bitte Sie um einen Au-
genblick Geduld, bis sie hier eintrifft. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Das ist das Wesen 
der FDP!) 

— Die Wege sind oft nicht so kurz, Herr Kollege 
Kohl. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Fünf Minuten Unter

-

brechung!) 

— Herr Kollege Kohl, wenn ich die Sitzung förmlich 
unterbreche, geht der Bundestag auseinander, und 
wir verlieren dann sicher kostbare Zeit, bis er wieder 
zusammengetreten ist. Wir befinden uns in dem Zu-
stand, in dem wir auch dann sind, wenn wir nach ei-
ner Abstimmung auszählen. 

(Rawe [CDU/CSU]: Herr Präsident, das ist 
richtig; wir wundern uns nur, daß die Bete

-ligten, während wir hier warten, Interviews 
geben! — Abg. Frau Matthäus-Maier [FDP] 
betritt den Plenarsaal — Beifall bei der 
FDP und der SPD — Rawe [CDU/CSU]: Der 
Bundestag kann ruhig warten; das Fernse

-

hen nicht!) 

Ich erteile das Wort der Abgeordneten Frau Mat-
thäus-Maier. 

Frau Matthäus-Maier (FDP): Meine Damen und 
Herren, der Finanzausschuß hat gerade getagt. Sie 
wissen, er hat gestern auf der Grundlage der Stel-
lungnahme des Finanzausschusses des Bundesrates 
seine Beschlußempfehlung abgegeben. Wir hatten 
unseren Beschluß unter den Vorbehalt gestellt, daß 
das Plenum des Bundesrates heute nichts anderes 
beschließt als sein Finanzausschuß. Das ist bis auf 
eine Ausnahme geschehen. Wir haben daraufhin 
ohne Sachdiskussion erneut zu dem Gesetz Stellung 
genommen. Die Mehrheit der Koalition hat gegen 
die Stimmen der CDU/CSU-Fraktion ohne Sachdis-
kussion den Gesetzentwurf angenommen, und wir 
empfehlen Ihnen das gleiche. — Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FPD und der SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Meine Damen und 
Herren, wir haben den Bericht des Finanzausschus-
ses gehört. Wir fahren in der Aussprache zur zweiten 
Lesung fort. 

Ich erteile das Wort dem Herrn Abgeordneten Dr. 
von Wartenberg. 

Dr. von Wartenberg (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Im Finanzausschuß hat 
die Mehrheit aus SPD und FDP die Bedenken des 
Bundesrates abgelehnt und zurückgewiesen. Lassen 
Sie mich kurz zusammenfassen, weshalb wir als 
CDU/CSU in Zweiter und Dritter Lesung dieses so-
genannte Beschäftigungsgesetz ablehnen. 

Erstens. Das Beschäftigungsförderungsgesetz 
sieht eine Mehrwertsteuererhöhung ab Mitte des 
nächsten Jahres vor. Wir lehnen diese Steuererhö-
hung ab, weil sie die Preise und Kosten in die Höhe 
treibt, sie damit arbeitsplatzvernichtend ist, sie in er-
ster Linie von denen aufgebracht werden muß, die 
ihren größten Teil am Einkommen in den Konsum 
ausgeben müssen, sie keine Verbesserung der Steu-
erstruktur bringt, wir heute noch nicht die konjunk-
turelle Situation des Jahres 1983 voraussagen kön-
nen, das Versprechen von Steuererstattungen im 
Jahre 1984, gemessen an den bisherigen Wortbrü-
chen der Regierung, unglaubwürdig wirkt und 
Mehrwertsteuererhöhungen nicht zum Abbau von 
heimlichen Steuererhöhungen verbraucht werden 
dürfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zweitens. Das sogenannte Beschäftigungsförde-
rungsgesetz sieht eine vorgezogene Neubewertung 
der unbebauten baureifen Grundstücke vor. Es ist 
bisher unstrittig, daß eine zeitnahe allgemeine 
Hauptfeststellung notwendig ist. Es ist unstrittig, 
daß es keine prinzipielle steuerrechtliche Privilegie-
rung des Grundvermögens im Verhältnis zu anderen 
Vermögensanlagen geben kann. Eine isoliert vorge-
zogene Teilhauptfeststellung jedoch verletzt zusätz-
lich den Gleichheitsgrundsatz und führt zu neuen 
Ungerechtigkeiten, löst soziale Härten und erhebli-
che Vollzugsschwierigkeiten aus, führt zu einer Ver-
schärfung der ertragsunabhängigen Steuern und 
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wirkt somit ausgesprochen kontraproduktiv. Wir 
lehnen deshalb diesen Vorschlag ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Drittens. Das sogenannte Beschäftigungsförde-
rungsgesetz schlägt eine Änderung der Abgabenord-
nung vor mit dem Ziel einer Beschleunigung des 
Steuereingangs bei Mehrergebnissen aus länger an-
haltenden, noch laufenden Betriebsprüfungen. Die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion hätte diesem Vor-
schlag zugestimmt, wenn es sich dabei um unstrit-
tige Steuerforderungen gehandelt hätte. So aber 
führt diese Änderung zu einem Anschwellen der ein-
gelegten Rechtsmittel gegen die Vorbescheide, da-
mit zu einer Verdoppelung der Arbeit der Betriebs-
prüfungsämter, zu einer erheblichen Verschlechte-
rung des Klimas zwischen Steuerzahler und Finanz-
amt und zu einem nicht angebrachten Liquiditäts-
entzug der Unternehmen. Wir lehnen deshalb diese 
Änderung ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Viertens. Das sogenannte Beschäftigungsförde-
rungsgesetz sieht eine Beteiligung der Rentner an 
den Kosten ihrer Krankenversicherung vor. Die 
CDU/CSU würde eine Beteiligung der Rentner an 
den Kosten ihrer Krankenversicherung mittragen, 
wenn die Erträge zur Konsolidierung der Renten-
finanzen verwandt würden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es kann aber nicht angehen, daß zur Sanierung des 
Bundeshaushalts und eines falschen Beschäfti-
gungsförderungsprogramms eine zusätzliche Bela-
stung der Rentner durchgesetzt wird. Ein Rentner-
krankenversicherungsbeitrag darf nicht der Sanie-
rung des Bundeshaushalts, der Sanierung einer ver-
fehlten Finanzpolitik dienen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir lehnen diesen Beitrag so ab. 

Diese vier von uns abgelehnten Gesetzesänderun-
gen haben mit einem Beschäftigungsförderungs-
programm nichts zu tun. Sie wirken genau in die um-
gekehrte Richtung. 

Es bleiben zwei Punkte, meine Damen und Her-
ren, die wir nicht ablehnen, weil sie vom Grundsatz 
her diskutabel sind, denen wir aber auch nicht ju-
belnd zustimmen werden, weil sich schon nach 
kurzer Zeit herausstellen wird, wie kurzfristig — 
vielleicht nur auf einen Landtagswahlkampf oder 
auf einen Parteitag ausgerichtet — sie angelegt 
sind. 

Das ist erstens die Schaffung einer gesetzlichen 
Grundlage für die Gewährung von Bildungsbeihil-
fen an arbeitslose Jugendliche. Der Gedanke ist gut 
und wird von uns auch unterstützt. 

Da ist zweitens — das bleibt zum Schluß — die be-
fristete Investitionszulage. Die Investitionszulage 
könnte, wenn es von der Koalition ernsthaft gewollt 
wäre, wirkungsvoll ausgestaltet werden. Jetzt aber 
ist sie willkürlich, weil sie Unternehmen benachtei-
ligt, die in den letzten Jahren den Mut und die Be-
reitschaft aufgebracht haben zu investieren. Sie be-
lohnt die, die in Attentismus verharrten. Sie ist um-

ständlich, zeitraubend und enorm bürokratisch, weil 
vier Bilanzen geprüft werden müssen, wenn man die 
Zulage erhalten will. 

Wir wollen, meine Damen und Herren, diese Inve-
stitionszulage nicht verhindern und werden uns des-
halb der Stimme enthalten. Sie alle sollten aber von 
den großen Erwartungen Abschied nehmen und sich 
daran erinnern, daß wir seit 1978 sieben Änderun-
gen des Investitionszulagengesetzes mit zum Teil er-
heblichem Umfang vorgenommen haben. Hat es 
eine dieser Änderungen vermocht, die Wende in der 
Wirtschaftspolitik zu bewirken? 

Meine Damen und Herren, das vorliegende Be-
schäftigungsförderungsgesetz ist nicht geeignet, die 
Beschäftigungsprobleme zu lösen. Wir lehnen es 
deshalb in Dritter Lesung ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Mertens. 

Dr. Mertens (Bottrop) (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Fast zwei Millionen 
Menschen suchen nach einem Arbeitsplatz, und in 
der Region, in der ich zu Hause bin, im Ruhrgebiet, 
ist fast jeder zehnte Arbeitnehmer ohne Arbeit. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Dies darf uns Politiker — uns alle — der betroffenen 
Menschen wegen nicht ruhen lassen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es erfordert nicht nur Nachdenken, sondern es er-
fordert auch Taten. Und die Bundesregierung hat ge-
handelt. 

(Lachen und Widerspruch bei der CDU/ 
CSU) 

Mit der Gemeinschaftsinitiative hat sie ein Pro-
gramm vorgelegt, dem prinzipielle Bedeutung zu-
kommt. Sie hat mit dieser Initiative die Mitverant-
wortung des Staates für Beschäftigung und Arbeits-
plätze bejaht. 

Ich weiß, daß bei Ihnen, meine Damen und Her-
ren, eine andere Denkschule vorherrschend ist, 
nämlich die, der Staat könne und solle gegen die Ar-
beitslosigkeit nichts tun, außer sich aus der Wirt-
schaft möglichst heraushalten; der Markt allein 
solle entscheiden. Die Konsequenz einer solchen 
Auffassung wäre eine brutale Ellenbogen-Gesell-
schaft, in der die Schwachen untergehen und die 
Starken sich durchsetzen sollen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Meine Damen und Herren, der Kampf gegen eine 
solche darwinistische Gesellschaftsphilosophie ist 
eine der Wurzeln der Sozialdemokratie, und wir wer-
den diesen Wurzeln weiterhin verpflichtet bleiben. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wer es anders haben will, der mag Margaret That-
cher mit ihrer rigorosen Austerity-Politik bewun-
dern. Die Erfahrung wird zeigen — und in England 
hat sich das mit den Straßenschlachten in den Groß-
städten im vorvergangenen Winter angedeutet —, 
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daß die rabiaten Vereinfacher gesellschaftspoliti-
scher Interessenvielfalt und die Ignoranten der so-
zialen Frage ihr Waterloo erleben werden. Wer in 
den arbeitslosen Menschen lediglich Nummern, 
Lohnkostenfaktoren, registrierte Beschäftigungs-
lose sieht, der darf sich nicht wundern, wenn es ei-
nes Tages auch hier Arbeitslosendemonstrationen 
gibt, bei denen es dann um etwas anderes geht als 
bei der Startbahn West. 

Die SPD-Fraktion hat immer eine Politik vertre-
ten, in der die Mitverantwortung des Staates durch 
aktives Handelns deutlich wird. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: 2 Millionen Ar

-

beitslose habt ihr produziert!) 

Und im Unterschied zu anderen Industrieländern, 
die von drückender Massenarbeitslosigkeit heimge-
sucht werden, bekennt sich diese Koalition nicht nur 
mit Worten, sondern durch die Tat zur Bewältigung 
dieser modernen Geißel. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Diese Koalition hat nicht die wieder in Mode gekom-
menen, in Wahrheit aber uralten Antworten auf die 
offenen beschäftigungspolitischen Fragen gegeben, 
nämlich, die Wirtschaft sich selbst zu überlassen 
und den Staat zum Nachtwächter zu degradieren. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang eines 
klarstellen: Wir Sozialdemokraten wollen die Wirt-
schaft oder die Wirtschaftsunternehmen nicht durch 
bürokratische Eingriffe stören. Wir lassen uns auch 
nicht das Etikett der Gegnerschaft zur Marktwirt-
schaft anhängen. Aber der Anschauungsunterricht 
in Großbritannien bestätigt, daß mit den geheimnis-
vollen Selbstheilungskräften der Wirtschaft allein 
die wirtschaftspolitischen Probleme nicht zu lösen 
sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Es bleibt richtig, daß die Regierung die Krise der 
Wirtschaft nicht wegzaubern kann; keine Regierung 
könnte das. Es gibt keine einfachen, zumal nur na-
tionalen Lösungen. Aber es muß doch außer Zweifel 
sein: daß wir zumindest das verwirklichen, was wir 
im eigenen Land, was wir in nationaler Verantwor-
tung tun können. 

Die Koalition hat sich dieser Verantwortung nicht 
entzogen. Die Beschlüsse können sich sehen lassen. 
Wir wollen die Rahmenbedingungen verbessern, um 
eine Trendwende auf dem Arbeitsmarkt einzuleiten. 
Es ist doch immer wieder von der Wirtschaft gefor-
dert worden, der Staat möge seine Möglichkeiten 
einsetzen, um die Investitionsbereitschaft zu erhö-
hen und den Strukturwandel zu erleichtern. Diesen 
Stimmen haben wir Rechnung getragen. Nun 
kommt es entscheidend darauf an, daß die Unter-
nehmerverbände ihren Widerstand gegen die Wirt-
schaftspolitik dieser Bundesregierung aufgeben und 
ihre Mitglieder ermuntern, von den angebotenen 
Möglichkeiten auch Gebrauch zu machen. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, es gibt Stimmen auch 
in meiner Partei, die die Investitionszulage nur als 
Geschenk an die Unternehmen abtun. Ich halte das 

für ungerecht. Nicht jede Investition wird Arbeits-
plätze schaffen, aber umgekehrt behaupte ich, daß 
ohne Investitionen überhaupt kein neuer Arbeits-
platz geschaffen werden kann. Andererseits ist es 
sozial ebenfalls zu kurz gedacht, die Gemeinschafts-
initiative lediglich, wie es der Bundesrat getan hat, 
als „Strohfeuer" zu bezeichnen. 

Die gegenwärtige wirtschaftlich schwierige Lage 
hat auch konjunkturelle Gründe. Darum sind kon-
junkturbelebende und kurzfristige Maßnahmen 
auch sinnvoll. Die Bundesregierung hat nach dem 
ersten Ölschock den Einbruch in die deutsche Wirt-
schaftsstruktur mit klassischen Mitteln der Kon-
junkturpolitik, wie ich meine, erfolgreich bekämpft. 
Es gibt heute Besserwisser, die so tun, ob das Zu-
kunftsinvestitionsprogramm von 1977 verpufft sei, 
das immerhin 20 Milliarden DM an öffentlichen In-
vestitionen ausgelöst hat. Diese Besserwisser irren. 
Mit diesem Programm wurde ein entscheidender be-
schäftigungspolitischer Impuls ausgelöst. Niemand 
kann ernsthaft bestreiten, daß von 1977 bis 1980 Ar-
beitsplätze in sechsstelliger Größenordnung ge-
schaffen worden sind. 

Wir wissen, daß sich ein solches traditionelles 
Konjunkturprogramm heute angesichts der schwie-
rigen Wirtschaftslage, dem hohen Zinsniveau und 
dem Leistungsbilanzdefizit nicht wiederholen läßt. 
Dennoch haben wir nach Möglichkeiten gesucht, 
den weiteren Abbau von Arbeitsplätzen zu verhin-
dern und die Lage der Wirtschaft mittelfristig wie-
der zu verbessern. Der erste Teil dieser Bemühun-
gen war der Haushalt 1982. Wir haben in diesem 
Rahmen beschäftigungswirksame Maßnahmen mit 
einem Volumen von 27,5 Milliarden DM beschlossen 
— Sie wissen das —, und wir haben mit steuerpoliti-
schen Maßnahmen — degressive Abschreibung, 
Ausdehnung des Verlustrücktrages — die Rahmen-
bedingungen für die Wirtschaft verbessert. 

Ein wichtiger Schwerpunkt lag im Baubereich, 
hier insbesondere bei der Anhebung der Abschrei-
bungshöchstsätze in § 7 b des Einkommensteuerge-
setzes. Die Länder sind ermächtigt worden, die Zin-
sen für öffentliche Baudarlehen anzuheben. Allein 
durch diese Maßnahme wird ein Volumen von 4 Mil-
liarden DM aktiviert. Damit kann man 30 000 zusätz-
liche Sozialwohnungen fördern. Länder und Ge-
meinden bleiben aufgefordert, diese Mittel unmittel-
bar für den Bau zusätzlicher Sozialwohnungen ein-
zusetzen. 

Meine Damen und Herren, auf diese Zusammen-
hänge muß die Öffentlichkeit hingewiesen werden. 
Den Unternehmen muß deutlich gesagt werden, daß 
diese Koalition das Ihre dazu beigetragen hat, um 
dem ständigen Ruf der Unternehmen nach Verbes-
serung der Rahmenbedingungen nachzukommen. 
Und jetzt ist es an den Unternehmen, zu investieren 
und Arbeitsplätze zu schaffen. 

Gleichzeitig erwarten wir, daß die Bundesländer 
ihren Teil der gemeinsamen Verantwortung für Be-
schäftigung und Stabilität übernehmen. Es ist an der 
Zeit, daß die von der Union geführten Bundesländer 
auf die Linie der ökonomischen Vernunft ein-
schwenken und dem von der Koalition vorgezeich-
neten Weg folgen. 
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Ohne es einzugestehen, hat der niedersächsische 

Ministerpräsident mit einem speziellen Landesbe-
schäftigungsprogramm diesen Weg auch längst ein-
geschlagen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Solide finan

-

ziert!) 

— Er hat es so nicht finanziert, das ist richtig. — Es 
wäre trotzdem interessant zu hören, wie der Mini-
sterpräsident von Niedersachsen im Bundesrat 
seine Ablehnung dieses Bundesprogramms begrün-
det hat, gleichzeitig aber angesichts der Arbeitslo-
sigkeit in seinem Land sein Landesprogramm ver-
teidigt. 

Niemand wird die Erhöhung der Mehrwertsteuer 
mit Jubelstürmen begrüßen. Die Koalition will die 
Bürger nicht mit Steuererhöhungen ärgern. Welcher 
Politiker könnte denn daran interessiert sein? Aber 
wer alle anderen Finanzierungsmöglichkeiten strikt 
ablehnt, der hat den Anspruch verwirkt, die Finan-
zierung dieses Programms zu kritisieren. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Ministerpräsident von Schleswig-Holstein hat 
in einer Sonntagszeitung die Katze aus dem Sack 
gelassen, als er die Richtung klargemacht hat, näm-
lich — nach Lesart der Union — Finanzierung durch 
Abbau bei Auswüchsen der Sozialleistungen. Diese 
weiteren Einschnitte in die sozialen Leistungen lie-
gen auf der Linie der Union bei den Haushaltsbera-
tungen. 

Ich will eins klarmachen. Wir Sozialdemokraten 
sind bereit, bei Korrekturen mitzuwirken. Wir haben 
das unter Beweis gestellt. Aber  es gibt nach unserer 
Auffassung bei den Leistungsgesetzen keine große 
finanzpolitische Manövriermasse mehr. Wir werden 
nicht zulassen, daß der Sozialstaat in seinen tragen-
den Funktionen beschädigt wird. Ich bin davon über-
zeugt, daß uns der Nationalismus erspart geblieben 
wäre, wenn wir 1930 ein ähnlich gut ausgebautes so-
ziales Netz gehabt hätten. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Nun zu Ihrem Vorschlag, das Schüler-BAföG zu 
kürzen. Wir haben nicht deshalb 30 Milliarden an 
Steuergeldern in den Ausbau der deutschen Hoch-
schulen gesteckt, um anschließend zu erleben, daß 
dort nur noch die Kinder einer privilegierten Min-
derheit studieren sollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Uns ist klar, daß die Finanzierung durch die Mehr-
wertsteuererhöhung Opfer verlangt. Ich bin sicher, 
daß für die Bürger die Solidarität mit den Arbeitslo-
sen im Vordergrund stehen wird. 

Die Argumentation der Union gegen die Mehr-
wertsteuererhöhung halte ich für absurd. Sie bekla-
gen auf der einen Seite, daß den Leuten das Geld aus 
der Tasche gezogen wird, auf der anderen Seite 
schlagen Sie Kürzungen im Sozialbereich vor. Das 
hat, was das Geld betrifft, den gleichen Effekt; nur 
mit dem Unterschied, daß nach Ihrer Version die Be

-

dürftigsten der Gesellschaft belastet werden sol-
len. 

(Beifall bei der SPD) 

Lassen Sie mich zum Schluß sagen: Wer die Vor-
schläge der Koalition beiseite schiebt, der muß sa-
gen, wie er seine Verantwortung gegenüber den Ge-
fahren wachsender Arbeitslosigkeit wahrnehmen 
will. Der muß sich auch fragen lassen, welchen Stel-
lenwert der soziale Frieden für ihn hat. Der muß wis-
sen, daß ein Schaden eintreten kann, der über die 
Tagespolitik hinausgeht, wenn sich die arbeitslosen 
Menschen im Stich gelassen fühlen. 

Arbeitsplätze zu schaffen ist für uns Sozialdemo-
kraten die zentrale Frage der nächsten Jahre. Auch 
Sie, meine Damen und Herren von der Union, wer-
den sich dieser Frage zu stellen haben. — Ich danke 
Ihnen. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD — Beifall bei 
der FDP) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Als nächster Redner 
hat das Wort der Herr Abgeordnete Gattermann. 

Gattermann (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die zweite Lesung 
des Beschäftigungsförderungsgesetzes im Deut-
schen Bundestag, aber auch die Beratungen im Bun-
desrat waren nach unserer Einschätzung leider wie-
derum weitgehend vom Streit über die Investitions-
zulage und die Mehrwertsteuererhöhung bestimmt. 
Sicherlich ist dieses von der Bundesregierung vorge-
schlagene Instrument zur Belebung der konjunktu-
rellen Entwicklung und der Vorschlag für seine Fi-
nanzierung ein wesentlicher Teil der wirtschaftspo-
litischen Strategie und damit des Beschäftigungs-
förderungsgesetzes. Die FDP-Bundestagsfraktion 
befürchtet allerdings, daß vor lauter Streit über die 
Investitionszulage und ihre Finanzierung die Ge-
samtorientierung ein wenig verlorengeht. Allein 
schon der Name „Gemeinschaftsinitiative für Ar-
beitsplätze, Wachstum und Stabilität" soll ganz be-
wußt deutlich machen, daß es sich hier nicht um eine 
Alleinverantwortung der Bundesregierung und der 
sie tragenden Koalitionsfraktionen handelt und 
handeln kann, sondern daß alle für die Wirtschaft 
Verantwortung Tragenden gefordert sind, auf Be-
dingungen hinzuarbeiten, die ein neues Wachstum 
und damit mehr Arbeitsplätze bringen. 

Hierfür gibt es nach Meinung aller Sachverständi-
gen — und wir sind derselben Auffassung — kein 
Patentrezept. Diese Schwierigkeiten sind auch nicht 
von heute auf morgen zu beseitigen. Doch darf er-
laubt sein, zarte Signale der Hoffnung festzustellen. 
Der Sonderlombardsatz unterschritt erstmals wie-
der die 10 %-Schwelle, auch die Geschäftsbanken ha-
ben ihre Zinsen gesenkt. Die bisherigen Lohnab-
schlüsse blieben nach unserer Einschätzung kon-
junkturgerecht. Die Außenhandelsbilanz verspricht 
wieder Überschüsse. 

Redlicherweise, meine Damen und Herren, muß 
man allerdings darauf hinweisen, daß die Überwin-
dung einer akuten Konjunkturschwäche noch kei-
nesfalls die grundlegenden Strukturprobleme unse-
rer Wirtschaft löst und daß insbesondere die Be- 
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Gattermann 
schäftigungsprobleme uns mit Sicherheit noch eine 
ganze Reihe von Jahren begleiten werden. 

Diese Entwicklungen unterstützen aber die Ge-
meinschaftsinitiative von Bundesregierung und Ko-
alitionsfraktionen. Die darin vorgesehene Investi-
tionszulage wird kommen müssen, schon allein, um 
das Vertrauen, das die Investoren in ihre Gewäh-
rung gesetzt haben, nicht zu erschüttern. 

Ich sage dies, meine Damen und Herren, an die 
Adresse der Opposition, aber ich sage es auch an den 
Bundesrat, und ich sage es an uns selbst gerichtet 
und an die Bundesregierung, wenn es denn im Rah-
men des weiteren Gesetzgebungsverfahrens not-
wendig werden sollte, über den einen oder anderen 
Punkt noch nachzudenken. 

Neben der Investitionszulage und ihrer problema-
tisierten Finanzierung erscheinen uns aber wesent-
liche weitere Elemente des Beschäftigungsförde-
rungsgesetzes und der Gemeinschaftsinitiative ins-
gesamt in der öffentlichen Diskussion zu kurz ge-
kommen zu sein. Ihr Gewicht muß in die Gesamtbe-
wertung des Gesetzes eingebracht werden. 

Meine Damen und Herren, die Einheitswerte von 
Haus-, Wohnungs- und Grundbesitz müssen in den 
nächsten Jahren angepaßt werden, sie müssen neu 
festgesetzt werden. Das Beschäftigungsförderungs-
gesetz beginnt mit der Erfüllung dieser Aufgabe bei 
unbebauten baureifen Grundstücken. Damit wer-
den zwei Ziele verfolgt. Zum einen sollen die Eigen-
tümer solcher Grundstücke zum Nachdenken dar-
über gebracht werden, ob sie vorhandene Bauab-
sichten kurzfristig realisieren oder aber durch Ver-
kauf das Baulandangebot vermehren. Beides sind 
Konsequenzen, die einen wesentlichen Beitrag zur 
Überwindung der besonderen Probleme der Bau-
wirtschaft leisten können. 

Zum anderen aber — das sollte man fairerweise 
nicht leugnen — dient diese Maßnahme auch dazu, 
die finanzielle Situation der Gemeinden über höhere 
Grundsteuereinnahmen zu verbessern. 

Meine Damen und Herren, ich hatte vor, an dieser 
Stelle noch etwas nähere Ausführungen über die 
Maßnahmen zur Verbesserung der Ausbildung von 
Jugendlichen und zum Abbau der Jugendarbeitslo-
sigkeit zu machen. Ich wollte darauf hinweisen, daß 
die Gemeinschaftsinitiative noch diverse andere In-
vestitionsförderungsmaßnahmen enthält. Aber ich 
sehe natürlich ein, daß Sie nach Hause wollen. Die 
Unruhe in diesem Saal wirkt — lassen Sie mich das 
einmal sagen - für einen Redner nicht gerade sti-
mulierend. 

Nichtsdestoweniger will ich noch zwei Punkte an-
sprechen, weil sie für die Fraktionen — und sei es 
auch nur zu Protokoll des Deutschen Bundestags — 
gesagt werden müssen. Es muß die anstehende Li-
beralisierung des Mietrechts als Element zum Ab-
bau investitionshemmender Vorschriften im Woh-
nungsbau angesprochen werden. Soweit das Miet-
rechtsänderungsgesetzes 1981 von den Koalitions-
fraktionen fortentwickelt worden ist — durch Ver-
besserung des Staffelmietrechts, durch zeitnähere 
Gestaltung von Mietspiegeln und durch neues Zeit-
mietvertragsrecht —, handelt es sich um Elemente 

der Gemeinschaftsinitiative. Wir werden sicherstel-
len, daß das neue Mietrecht zugleich mit dem Be-
schäftigungsförderungsgesetz in Kraft treten 
kann. 

Die FDP-Fraktion verhehlt nicht, daß diese Maß-
nahme zu einer gewissen Anhebung des gesamten 
Mietenniveaus führen wird, nachdem korrespondie-
rende Regelungen im Sozialwohnungsbestand be-
reits mit dem Haushaltsstrukturgesetz in Kraft ge-
treten sind. Wir können und dürfen aber nicht die 
Augen davor verschließen, daß auch Wohnungen ih-
ren Preis haben. Wir dürfen unsere Augen nicht da-
vor verschließen, daß es sich der Staat angesichts 
der Leistungskraft unserer Volkswirtschaft auf die 
Dauer nicht leisten kann, nahezu das Gesamtange-
bot an Wohnungen künstlich zu verbilligen. Hier ist 
der Staat aufgerufen, durch Konzentration seiner 
Mittel gezielt den sozial Schwachen zu helfen. Ent-
scheidend ist, daß die wirtschaftlichen und rechtli-
chen Rahmendaten so gestaltet werden, daß private 
Investitionen wieder in ausreichendem Umfang 
möglich werden. 

Meine Damen und Herren, ein besonders wichti-
ger Punkt in der Gesamtstrategie, die ich jetzt nur 
abgekürzt wiedergegeben habe, ist für uns die künf-
tige Gestaltung der Verbesserung der Steuerstruk-
tur. Mit der Entscheidung über das Beschäftigungs-
förderungsgesetz wird nicht nur über die Investi-
tionszulage und ihre Finanzierung entschieden, son-
dern auch über den zweiten Schritt der Gemein-
schaftsinitiative abgestimmt, nämlich über die zum 
1. Januar 1984 vorgesehene Strukturverbesserung 
unseres Steuersystems. Die letzte Steuerschätzung 
hat noch einmal deutlich gemacht, daß das Aufkom-
men der direkten Steuern in den nächsten Jahren 
drastisch ansteigen wird, werden nicht die entspre-
chenden steuerpolitischen Entscheidungen getrof-
fen. Bei unverändertem Steuerrecht würde der An-
teil der Lohn- und Einkommensteuer am gesamten 
Steueraufkommen bis 1986, dem Zeitraum der mit-
telfristigen Finanzplanung, um 5 Prozentpunkte 
steigen. Wenn die den Leistungswillen unmittelbar 
beeinflussenden direkten Steuern in einem so 
schnellen Tempo anwachsen, ist der Gesetzgeber 
aufgerufen, dem entgegenzuwirken, soll Leistung 
nicht bestraft werden. 

Die Lohn- und Einkommensteuersenkung 1984 
wird zwei Komponenten haben. Zunächst werden 
wir den Steuerpflichtigen die aus der vorgezogenen 
Mehrwertsteuererhöhung eingehenden Mehrein-
nahmen schlicht zurückgeben. 

(Unruhe) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Einen Augenblick, 
Herr Kollege Gattermann. 

Meine Damen und Herren, der Geräuschpegel 
nimmt langsam solche Ausmaße an, daß ich Sie bit-
ten möchte, entweder die Unterhaltungen einzustel-
len oder zumindest Platz zu nehmen und etwas lei-
ser miteinander zu sprechen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 
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Gattermann (FDP): Herr Präsident, ich danke Ih-
nen, aber ich komme mit wenigen Sätzen zum 
Schluß. 

Meine Damen und Herren, ich sagte, wir werden 
das Mehraufkommen aus der Mehrwertsteuererhö-
hung schlicht zurückgeben. Darüber hinaus werden 
wir die kalte Progression, die sich aus dem Zusam-
menwirken des progressiven Steuertarifs und bloß 
nomineller Einkommenszuwächse ergibt, ausglei-
chen. Das ist in der Koalition fest vereinbart und 
vorgestern im Kabinett noch einmal förmlich bestä-
tigt worden. 

Die 1984er Tarifreform muß nach Auffassung der 
FDP darauf angelegt sein, den Steuerzugriff auf die 
Einkommenszuwächse nachhaltig zu verringern. 
Wir Freien Demokraten halten dabei eine deutliche 
Abflachung der Progression für den entscheidenden 
Punkt. 

Wir werden auch die bei den Koalitionsverhand-
lungen zur Regierungserklärung 1980 vereinbarte 
Verbesserung in der steuerlichen Behandlung der 
von den Selbständigen geleisteten Krankenversi-
cherungsbeiträge realisieren. 

Schließlich wollen wir auch darüber nachdenken, 
ob wir die in den letzten Jahren begonnene Verbes-
serung der steuerlichen Rahmenbedingungen für 
die Wirtschaft fortsetzen können. Die Unterkapitali-
sierung unserer Betriebe hat diese krisenanfälliger 
gemacht. Die Konkursstatistik zeigt diesen 
schmerzlichen Tatbestand. Jedenfalls sind wir be-
reit, sofort Gespräche über die konkrete Ausgestal-
tung aufzunehmen. 

Dies alles, meine Damen und Herren, ist ein libe-
rales Konzept, ein Konzept, das geeignet ist, einen 
Beitrag zur Lösung der Wirtschafts- und Beschäfti-
gungsprobleme der nächsten Jahre zu leisten. Folge-
richtig wird die FDP-Fraktion in der dritten Lesung 
dem Gesetz zustimmen. — Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen zur Aussprache in 
zweiter Lesung liegen mir nicht vor. Ich schließe die 
Aussprache. 

Wir kommen zur Einzelberatung und zur Abstim-
mung. Von seiten der CDU/CSU-Fraktion ist der 
Wunsch geäußert worden, in zweiter Lesung nach 
Artikelgruppen abzustimmen. Ich möchte diesem 
Wunsche entsprechen. 

Ich rufe daher zunächst Art. 1 und 2 in der Aus-
schußfassung auf. Wer den beiden Artikeln zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. 
— Gegenstimmen! — Enthaltungen? — 

(Zurufe von der SPD) 

Beide Artikel sind mit den Stimmen der Fraktionen 
der Regierungsparteien bei Stimmenthaltung der 
überwiegenden Teile der CDU/CSU-Fraktion ange-
nommen. 

Ich rufe jetzt Art. 3 bis 7 in der Ausschußfassung 
auf. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Wer ent-
hält sich der Stimme? — Die Artikel sind mit den 
Stimmen der Regierungsfraktionen gegen die Stim-
men der Opposition angenommen worden. 

Ich rufe Art. 8 in der Ausschußfassung auf. Wer zu-
stimmen möchte, den bitte ich um ein Handzeichen. 
— Wer stimmt dagegen? — Enthält sich jemand der 
Stimme? — Art. 8 ist einmütig angenommen. 

Ich rufe Art. 9 bis 11, Einleitung und Überschrift in 
der Ausschußfassung auf. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Wer enthält sich? — Mit den 
Stimmen der Fraktionen der SPD und der FDP ge-
gen die Stimmen der CDU/CSU-Fraktion angenom-
men. 

Meine Damen und Herren, damit ist das Gesetz in 
zweiter Lesung beschlossen. 

Ich rufe auf zur 

dritten Beratung. 

Wird dazu das Wort gewünscht? — Das Wort wird 
nicht gewünscht. 

Ich bitte diejenigen, die für das Gesetz stimmen 
möchten, sich zu erheben. - Wer stimmt dagegen? 
— Wer enthält sich der Stimme? — Ich stelle fest, 
das Gesetz ist in dritter Lesung angenommen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Meine Damen und Herren, wir sind damit am 
Schluß der heutigen Tagesordnung angelangt. Ich 
berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundesta-
ges ein auf Mittwoch, den 28. April 1982, 13 Uhr. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.52 Uhr) 
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Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 

Der Präsident des Deutschen Bundestages hat mit Schreiben 
vom 25. März 1982 den Jahresbericht 1981 des Wehrbeauftragten 
(Drucksache 9/1406) - auch im Einvernehmen mit dem Ältestenrat 
- gemäß § 114 der Geschäftsordnung dem Verteidigungsausschuß 
überwiesen. 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Der Vorsitzende des Rechtsausschusses hat gemäß § 80 Abs. 3 
Satz 2 mitgeteilt, daß der Ausschuß von den nachstehenden Vorla-
gen Kenntnis genommen hat: 

Entschließung des Europäischen Parlaments zur Abschaf-
fung der Todesstrafe in der Europäischen Gemeinschaft 
(Drucksache 9/645) 

Entschließung des Europäischen Parlaments zur Bekämp-
fung des Terrorismus (Drucksache 9/679) 

Entschließung des Europäischen Parlaments zur Verantwor-
tung des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften für 
die einheitliche Anwendung des Gemeinschaftsrechts in den 
Mitgliedstaaten (Drucksache 9/968) 

Der Präsident des Deutschen Bundestages hat gemäß § 80 Abs. 3 
der Geschäftsordnung die nachstehenden Vorlagen überwiesen: 

Unterrichtung durch den Bundesrat betr.: Entlastung der 
Bundesregierung wegen der Haushaltsrechnung und Vermö-
gensrechnung des Bundes für das Haushaltsjahr 1979 (Jah-
resrechnung 1979) (Drucksache 9/1442) 

zuständig: Haushaltsausschuß 

Unterrichtung durch die Bundesregierung betr.: Zweiter Im-
missionsschutzbericht der Bundesregierung (Drucksache 
9/1458) 

zuständig: Innenenausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau 
Ausschuß für Forschung und Technologie 

Unterrichtung durch die Bundesregierung betr.: Entwurf ei-
nes Gesetzes über steuerliche und sonstige Maßnahmen für 
Arbeitsplätze, Wachstum und Stabilität (Beschäftigungsför-
derungsgesetz - BeschäftFG) 

hier: Stellungnahme des Bundesrates (Drucksache 9/1508) 

zuständig: Finanzausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 
GO 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sperling auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Möller (CDU/CSU) (Drucksa-
che 9/1481 Frage 3): 

Wie hoch sind die Rückflüsse aus den Wohnungsfürsorge-
mitteln des Bundes auf Grund der Beschlüsse zum 2. Haus-
haltsstrukturgesetz, und wie ist sichergestellt, daß diese Mit-
tel zusätzlich für den Wohnungsbau verwendet werden? 

Nach Angaben der Oberfinanzdirektionen sind 
unter den bis zum 31. Dezember 1981 geltenden Ab-
lösungsbedingungen rd. 110 Millionen DM als Ablö-
sung gezahlt worden. 

Angaben darüber, in welcher Größenordnung 
noch mit Ablösungen auf Grund der bis zum 30. Juni 
1982 geltenden Übergangsbestimmungen zu rech-
nen ist, können derzeit nicht gemacht werden. 

Rückflüsse aus Wohnungsfürsorgedarlehen des 
Bundes sind im Rahmen ihrer Zweckbindung nach 
§ 20 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes wie die 
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Rückflüsse aus Darlehen an Länder für Maßnah-
men des sozialen Wohnungsbaues einzusetzen. 

Die Ablösungsbeträge, die noch auf das Haus-
haltsjahr 1981 gebucht worden sind, sind demgemäß 
den Ländern zusätzlich zu den im Bundeshaushalts-
plan 1981 vorgesehenen Ansätzen für Finanzhilfen 
zur Wohnungsbauförderung bereitgestellt worden. 

Die im Haushaltsjahr 1982 aufkommenden Mehr-
einnahmen werden ebenfalls für Finanzhilfen zur 
Wohnungsbauförderung eingesetzt. 

Über die für Darlehen aus Wohnungsfürsorgemit-
teln zum 1. April 1982 wirksam werdende vertragli-
che Anhebung der Zinsen hinaus, sollen nunmehr 
die Zinsen auch auf Grund des Gesetzes zum Abbau 
der Fehlsubventionierung und der Mietverzerrung 
im Wohnungswesen im Rahmen des 2. Haushalts-
strukturgesetzes angehoben werden. Eine Rechts-
verordnung des Bundes dazu ist in Vorbereitung. 

Genaue Angaben über die auf Grund der Rechts-
verordnung zu erwartenden Mehreinnahmen sind 
derzeit nicht möglich, da einmal die Zahl der verblie-
benen Familienheimdarlehen nach Änderung der 
Ablösungsbedingungen unter Berücksichtigung der 
bis Mitte des Jahres geltenden Übergangsbestim-
mung noch nicht feststeht und zum anderen noch 
nicht abzusehen ist, wieweit die nach § 18 a des Woh-
nungsbindungsgesetzes „angemessen" zu begren-
zende Zinserhöhung insbesondere bei Mietwohnun-
gen wirken wird. Unter diesem Vorbehalt wird eine 
Mehreinnahme bis zu 35 Millionen DM jährlich 
nicht für ausgeschlossen gehalten. 

Da der Bund aus der Höherverzinsung der Woh-
nungsfürsorgemittel auf Grund der noch zu erlas-
senden Rechtsverordnung erst ab 1983, mit Schwer-
gewicht ab 1984, Mehreinnahmen erzielen wird, 
kann über die Verwendung des zusätzlichen Rück-
flußaufkommens erst im Rahmen der Bundeshaus-
haltspläne ab 1983 entschieden werden. 

Anlage 4 

Antwort 

des Staatsministers Dr. Corterier auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Jentsch (Wiesbaden) (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/1481 Frage 12): 

Sind für die Bundesregierung andere „objektive Interessen-
überschneidungen" zwischen dem libyschen Staatschef 
Gaddhafi und dem mit ihr kooperierenden Teil der deutschen 
„Friedensbewegung" erkennbar als der ihnen gemeinsame 
heftige Antiamerikanismus? 

Ihre Frage geht offenbar auf Pressemeldungen 
über ein Treffen zwischen dem libyschen Staatschef 
Gaddhafi und Mitgliedern der deutschen „Friedens-
bewegung" zurück. Die Bundesregierung hat hier- 

über keine Informationen. Dies gilt vor allem für die 
etwaigen Motive der Teilnehmer. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Böhme auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/1481 Fragen 55 und 56): 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, bei der 
von ihr im sogenannten Beschäftigungsförderungsgesetz vor-
gesehenen Verzehnfachung der Einheitswerte für unbebaute 
Baulandparzellen soziale Härtefälle zu vermeiden, die sich 
vor allem für solche Eigentümer eines Baugrundstücks erge-
ben, die zwar bauen wollen, es aber in absehbarer Zeit infolge 
der hohen Bau- und Kapitallasten nicht können? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die gegen die von ihr ge-
plante Verzehnfachung der Einheitswerte speziell für unbe-
baute Baugrundstücke vorgebrachten verfassungsrechtli-
chen Bedenken, insbesondere das, eine derartige Sonderbe-
handlung des unbebauten Baulands verstoße gegen den 
Gleichheitsgrundsatz des Artikels 3 des Grundgesetzes? 

Zu Frage 55: 

Die Neubewertung der baureifen Grundstücke 
wird bauwillige Eigentümer eines Baugrundstücks 
bei der Vermögensteuer in der Regel nicht belasten. 
Hier wird der allgemeine Vermögensteuerfreibetrag 
von 70 000 DM, der sich entsprechend der Zahl der 
Familienangehörigen vervielfacht, in der Regel auch 
künftig die überwiegende Zahl der Eigentümer ei-
nes baureifen Grundstücks von der Vermögensteuer 
freistellen, soweit diese nicht über weiteres Vermö-
gen von Gewicht verfügen. 

Bei der Grundsteuer wird, soweit der Verkehrs-
wert des neuen Hauptfeststellungszeitpunkts er-
reicht wird, die Belastung künftig jährlich etwa 
1 v. H. des Verkehrswertes vom 1. Januar 1983 betra-
gen. Um bauwillige Eigentümer insbesondere in der 
Phase der konkreten Planung und während des 
Baues gleichwohl zu entlasten, bestimmt der neu 
einzufügende § 13 a des Grundsteuergesetzes, daß 
im Fall der Bebauung des unbebauten baureifen 
Grundstücks die sich durch die Teilhauptveranla-
gung 1983 ergebende zusätzliche Grundsteuerbela-
stung pauschal für einen Zeitraum von 3 Jahren vor 
Fortschreibung zum bebauten Grundstück zu erstat-
ten ist. Um auch einen Liquiditätsentzug während 
der Bebauungszeit auszuschließen, bietet § 13 a 
Abs. 2 GrStG die Möglichkeit, in Fällen, in denen mit 
dem Bau begonnen und innerhalb der Erstattungs-
frist mit dem Abschluß des Baus zu rechnen ist, die 
Vollziehung der Grundsteuererhebung insoweit aus-
zusetzen. 

Zu Frage 56: 

Nach Auffassung der Bundesregierung verletzt 
die Neubewertung unbebauter baureifer Grund-
stücke nicht den allgemeinen Gleichheitssatz. Sie 
bedeutet vielmehr einen ersten Schritt auf dem Weg 
einer von der Bundesregierung vorbereiteten allge-
meinen Neubewertung des Grundbesitzes mit zeit-
nahen Werten, deren Zugrundelegung bei der Be- 
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Steuerung auch vom Bundesverfassungsgericht ge-
fordert wird. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. von Wartenberg (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/1481 Fragen 57 und 58): 

Ist der Bundesregierung die Untersuchung der Industrie-
und Handelskammer Koblenz bekannt, wonach das soge-
nannte 6,3 Milliarden DM Programm der Kreditanstalt für 
Wiederaufbau überwiegend Mitnahmeeffekte provoziert 
habe, und wenn ja, wie beurteilt sie den Erfolg dieses Zinsver-
billigungsprogramms? 

Kann die Bundesregierung angeben, welche Beschäfti-
gungswirkungen und zusätzlichen Investitionen von dem 
6,3 Milliarden DM Programm der Kreditanstalt für Wieder-
aufbau bisher ausgegangen sind? 

Zu Frage 57: 

Die Untersuchung der Industrie- und Handels-
kammer Koblenz, die der Bundesregierung bekannt 
ist, ist nicht geeignet, Hinweise auf die Wirkungen 
des Sonderprogramms für Investitionskredite zu ge-
ben oder etwaige Mitnahmeeffekte zu ermitteln. Die 
telefonische Umfrage bei 100 Unternehmen, auf die 
sich diese Untersuchung stützt, fand etwa einen Mo-
nat vor Programmeröffnung statt. Zu diesem Zeit-
punkt waren Programmkriterien und -konditionen 
den Unternehmen noch nicht bekannt, so daß ihre 
Antworten zwangsläufig spekulativen Charakter 
tragen. Daneben bezog sich die Umfrage ausschließ-
lich auf geplante Investitionsvorhaben zur Einspa-
rung von Energie und berücksichtigte somit nicht 
die Vorhaben zum Ersatz von Erdöl, zur Einsparung 
von Rohstoffen sowie für Produkt- und Prozeßinno-
vationen. Die Umfrage vernachlässigte damit we-
sentliche Teile des Sonderprogramms. Schließlich 
wurden lediglich die vermuteten Auswirkungen des 
Sonderprogramms auf die für 1981 geplanten Ener-
gieeinsparvorhaben erfragt. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß das 
Sonderprogramm eine wirkungsvolle Maßnahme 
zur Stützung der Investitionstätigkeit, insbesondere 
kleiner und mittlerer Unternehmen, darstellt. Fol-
gende positive Wirkungen sind besonders hervorzu-
heben: 

1. In einer Zeit extrem hoher Zinsen wurde durch 
das Sonderprogramm eine angemessene Finanzie-
rung volkswirtschaftlich vordringlicher Investitio-
nen durch das Angebot langfristiger Kredite zu fe-
sten Konditionen sichergestellt. Der notwendige 
strukturelle Anpassungsprozeß wurde dadurch er-
leichert und beschleunigt. 

2. Das Finanzierungsangebot führte in großem 
Umfang zur Vorverlegung geplanter Maßnahmen. 
Zudem wären — nach den Erkenntnissen der Kre-
ditanstalt für Wiederaufbau — ohne das Sonderpro-
gramm viele Vorhaben zurückgestellt oder aufgege-
ben worden. 

3. Insbesondere kleine und mittlere Unterneh-
men, die von den hohen Zinsen in besonders star

-

kem Maße betroffen sind, wurden durch das Sonder-
programm davor bewahrt, bei der Realisierung ihrer 
strukturellen Anpassungsmaßnahmen existenzge-
fährdende Risiken und Belastungen übernehmen zu 
müssen. 

4. Insgesamt hat das Sonderprogramm deutlich 
dazu beigetragen, das Potential für Energie- und 01-
substitution auszuschöpfen, Produkt- und Prozeßin-
novationen zu erleichtern sowie beschleunigt durch-
zuführen und die Maßnahmen zur Einsparung von 
Rohstoffen zu intensivieren. 

Zu Frage 58: 

Bis zum 18. März 1982 wurden von der Kreditan-
stalt für Wiederaufbau 8 323 Darlehen über 4 013 
Millionen DM zugesagt. Die hierdurch geförderten 
Investitionen belaufen sich auf 9 556 Millionen DM. 
Mit diesen Vorhaben werden rd. 31 000 Arbeitsplätze 
geschaffen. Darüber hinaus ist darauf hinzuweisen, 
daß mit dem Sonderprogramm in erster Linie Vor-
haben gefördert werden, die der Energieeinsparung 
und Ölsubstitution. der Entwicklung neuer Energie-
technologien, der Rohstoff- und Materialeinsparung 
sowie der Produkt- und Prozeßinnovation dienen. 
Diese Vorhaben tragen entscheidend dazu bei, die 
vorhandenen Arbeitsplätze zu sichern. 

Konkrete Angaben über die zusätzlich durch das 
Programm initiierten Investitionen sind nicht mög-
lich. Ich verweise dazu auf meine Ausführungen zu 
Ihrer ersten Frage über die Bedeutung, die die Bun-
desregierung dem Programm beimißt. Diese Beur-
teilung stützt sich im wesentlichen auf die Erfahrun-
gen der Kreditanstalt für Wiederaufbau bei der Ab-
wicklung des Programms. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Frage des 
Abgeordneten Milz (CDU/CSU) (Drucksache 9/1481 
Frage 59): 

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung für die 
Beschäftigungslage im Bauhauptgewerbe angesichts der Tat-
sache, daß die Beschäftigten im Bauhauptgewerbe im Dezem-
ber 1981 gegenüber dem Vorjahr um 70 000 zurückgegangen 
sind, daß der Auftragseingang im gleichen Zeitraum je nach 
Bauart zwischen 12 und 30 v. H. nachließ, und daß sich die 
Baugenehmigungen im Hochbau im gleichen Zeitraum um 
etwa 12 v. H. verringerten? 

Die Bundesregierung hat zu Jahresanfang in ihrer 
Antwort auf die Kleine Anfrage der CDU/CSU-Frak-
tion zur Lage der Bauwirtschaft ausführlich zu den 
aktuellen Problemen dieses Wirtschaftszweiges 
Stellung genommen. Sie hat darin u. a. zum Aus-
druck gebracht, in welch starkem Maße die Bauwirt-
schaft von der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
und vom Kurs der Finanz-, Geld-, Wohnungs- und 
Verkehrspolitik abhängig ist. Eine nachhaltige Bes-
serung der Lage der Bauwirtschaft kann deshalb 
nur erreicht werden, wenn die Rahmenbedingungen 
für die weitere Entwicklung wieder günstiger wer-
den. Mit der von der Bundesregierung beschlosse- 
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nen Gemeinschaftsinitiative sind entscheidende 
Schritte in diese Richtung unternommen worden. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Rumpf (FDP) (Drucksache 9/1481 
Fragen 64 und 65): 

Wie gedenkt die Bundesregierung auf die Forderung von 
Forst- und Holzwirtschaft zu reagieren, zur Beseitigung der 
großen Schneebruchschäden vom vergangenen Winter ver-
stärkte Frachtbeihilfe zu gewähren? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Bundesländer 
Bayern und Hessen in der Gewährung von Frachtbeihilfen 
für die Zonenrandgebiete unterschiedlich reagieren und da-
durch Wettbewerbsverzerrungen bewirken, und welche Maß-
nahmen gedenkt die Bundesregierung dagegen zu unterneh-
men? 

Zu Frage 64: 

Bei der Frachthilfe des Bundes gemäß Zonenrand-
förderungsgesetz handelt es sich um eine Maß-
nahme zum Ausgleich der durch die Teilung 
Deutschlands bedingten Frachtmehrkosten (Wett-
bewerbsnachteile). Wie der Bundesrechnungshof in 
seinen Bemerkungen vom November 1981 zur 
Frachthilfe generell ausgeführt hat, läßt es diese 
Zielsetzung grundsätzlich nicht zu, mit der Fracht-
hilfe auch solchen besonderen Marktsituationen 

I Rechnung zu tragen, die nicht auf der deutschen Tei-
lung beruhen. Die Bundesregierung sieht bei dieser 
Rechtslage keine Möglichkeit, über die bereits ge-
währte Frachthilfe für Industrieholz hinaus weiter-
gehende Frachthilfen wegen der Schneebruchschä-
den zu gewähren. 

Die Gewährung von Frachtbeihilfen bei Naturka-
tastrophen fällt nach den Artikeln 30, 83 und 104 a 
Abs. 1 Grundgesetz in die Zuständigkeit der Länder. 
Eine Zuständigkeit des Bundes kann nur ausnahms-
weise in Betracht kommen. Voraussetzung ist das 
Vorliegen einer Katastrophe nationalen Ausmaßes. 
Davon kann nach meinen Informationen gegenwär-
tig nicht ausgegangen werden. 

Zu Frage 65: 

Im Gegensatz zu Hessen wird in Bayern Fracht-
hilfe für Industrieholz gemäß Zonenrandförde-
rungsgesetz gewährt. Diese unterschiedliche Praxis 
entspricht den unterschiedlichen Benachteiligun-
gen der betroffenen Wirtschaft in beiden Ländern. 
Maßgebend für die Aufstellung der Güterlisten der 
Frachthilfe in den einzelnen Ländern sind insbeson-
dere die unterschiedlichen Auswirkungen der 
Grenzziehung und die damit einhergehende Ände-
rung der wirtschaftlichen Struktur, vornehmlich der 
Absatz- und Bezugsmärkte. Die bayerische Holz-
wirtschaft ist gemäß diesen Kriterien stärker betrof-
fen als die hessische Holzwirtschaft. 

Klagen über Wettbewerbsverzerrungen sind mir 
insoweit nicht bekannt. 

Auf etwaige autonome zusätzliche Beihilfen eines 
Landes für Schneebruchholz hat die Bundesregie-
rung allerdings keinen Einfluß. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Fragen 
des Abgeordneten Weirich (CDU/CSU) (Druck-
sache 9/1481 Fragen 66 und 67): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Wirtschaftlichkeit 
von Solarzellen für dezentrale Stromerzeugung auf Grund der 
Prognosen in den nächsten 10 bis 15 Jahren, und hält sie es für 
erforderlich, neben Forschung und Entwicklung auch die In-
novation durch Erleichterung des Genehmigungsverfahrens 
zu verbessern? 
Aus welchen Gründen hat es die Bundesregierung bis heute 

noch nicht erreicht, daß im Bereich der regenerativen Ener-
giequellen ein Forschungsprogramm existiert, in dem neben 
der Forschung und Entwicklung auch Markteinführungsbei-
hilfen finanzieller Art und rechtlicher Art zusammengefaßt 
werden? 

Zu Frage 66: 

Für die Wirtschaftlichkeit von Solarzellen wird — 
neben der Energiepreisentwicklung — primär ent-
scheidend sein, durch neue Verfahrenstechniken die 
Fertigungskosten maßgeblich zu senken. Trotz von 
der Bundesregierung verstärkt geförderter For-
schungs- und Entwicklungsarbeiten ist kein ge-
nauer Zeitpunkt absehbar, wann der wirtschaftliche 
Durchbruch erreicht sein wird. Außerdem wird — 
auch nach Auffassung der Herstellerindustrie — 
selbst bei wesentlicher Senkung der Produktionsko-
sten die Wirtschaftlichkeitsschwelle für Solarzellen 
zuerst in den sonnenreichen Ländern erreicht. Auf-
Grund der geringeren Strahlungsintensität und 
Sonnenscheindauer in der Bundesrepublik wäre die 
Wirtschaftlichkeit bei uns erst durch noch weiterge-
hende Senkung der Herstellungskosten erreichbar. 

Da, wie in den Antworten auf Ihre Fragen (86. Sit-
zung, Anlage 49) und in der Antwort vom 24. März 
1982 auf Ihre Schriftliche Frage dargelegt, nur wirt-
schaftliche und nicht rechtliche Probleme der 
Stromerzeugung aus Solarzellen entgegenstehen, 
sieht die Bundesregierung in einer Änderung recht-
licher Vorschriften keinen Beitrag für eine entspre-
chenden Innovationseffekt. 

Zu Frage 67: 

Wie in der Antwort zu Ihrer Frage Nr. 155 darge-
legt, kann bereits heute im Rahmen bestehender 
Programme die Anwendung von regenerativen 
Energiequellen und damit auch Solarzellen ge-
fördert werden. Eine Einbeziehung der anwen-
dungsorientierten Förderung in das Energiefor-
schungsprogramm ist schon auf Grund der Kompe-
tenzverteilung innerhalb der Bundesregierung und 
im Hinblick auf die im Grundgesetz verankerten 
Länderaufgaben nicht möglich. Die Förderung rege-
nerativer Energiequellen ist sinnvollerweise in die 
Förderprogramme zur Energieeinsparung einge-
bunden. Die Bundesregierung sieht daher keine Ver-
anlassung, die regenerativen Energiequellen aus 
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diesen Programmen auszukoppeln und zu zentrali-
sieren. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Fuchs auf die Fragen 
des Abgeordneten Feile (SPD) (Drucksache 9/1481 
Fragen 76 und 77): 

Treffen Meldungen zu, wonach bei verschiedenen Arbeits-
ämtern durch Umsetzung von Bediensteten in die Leistungs-
abteilung die Bereiche Stellenvermittlung und Berufsbera-
tung personell eingeschränkt sind und damit die wichtigen 
Aufgaben der Stellenvermittlung und Berufsberatung nicht 
in dem eigentlich erforderlichen Umfang wahrgenommen 
werden können? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag, durch 
den vorübergehenden Einsatz von Bediensteten aus anderen 
Behörden eine entsprechende personelle Verstärkung der 
Leistungsabteilungen bei den Arbeitsämtern sicherzustel-
len? 

Zu Ihrer ersten Frage darf ich auf die ausführliche 
Erörterung der Problematik in der Fragestunde vom 
10. März 1982 (90. Sitzung, Seite 5424 C) Bezug neh-
men; ein neuer Sachstand hat sich seitdem nicht er-
geben. 

Zu Ihrer zweiten Frage muß ich Ihnen mitteilen, 
daß mir ein Vorschlag, eine personelle Verstärkung 
der Leistungsabteilungen durch den vorübergehen-
den Einsatz von Bediensteten aus anderen Behör-
den sicherzustellen, bisher nichtbekannt geworden 
ist. Ich kann mir auch nicht vorstellen, daß Behör-
den bereit wären, auf die Dienstleistungen eines 
Teils ihrer Mitarbeiter zu verzichten, um sie den Ar-
beitsämtern zur Verfügung zu stellen. Darüber hin-
aus ist gerade bei der besonderen Aufgabenstellung 
der Leistungsabteilungen die fachliche Qualifika-
tion der eingesetzten Kräfte sehr wichtig. Eingear-
beitete und rechtzeitig geschulte Fachkräfte können 
am ehesten aus dem vorhandenen Personalbestand 
anderer Abteilungen der Dienststellen der Bundes-
anstalt einschließlich der Hauptstelle und der Lan-
desarbeitsämter gewonnen werden. 

Anlage 11 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Fülgraff auf die Frage des 
Abgeordneten Sielaff (SPD) (Drucksache 9/1481 
Frage 78): 

Welche Möglichkeiten hat die Bundesregierung innerhalb 
ihres Verantwortungsbereichs, darauf hinzuwirken, daß bei 
der Überweisung eines psychisch Kranken in komplementäre 
Einrichtungen der Psychiatrie durch die Problematik der Ko-
stenübernahme keine Verzögerungen oder Unterbrechungen 
in der Behandlung des Kranken eintreten? 

Die Selbständigkeit der Leistungsträger läßt eine 
direkte Einwirkung nicht zu. Konzeption und Ko-
stenträgerschaft komplementärer Einrichtungen 
für psychisch Kranke sind jedoch Gegenstand der 
Überprüfung im Rahmen des Modellprogramms der 
Bundesregierung zur Reform der Versorgung psy

-

chisch Kranker und Behinderter, dessen Ergebnisse 
vor denkbaren gesetzgeberischen Initiativen der 
Bundesregierung abzuwarten sind. 

Anlage 12 

Antwort 

des Staatsministers Dr. Corterier auf die Fragen des 
Abgeordneten Coppik (fraktionslos) (Drucksache 
9/1481 Fragen 84 und 85): 

Welchen Ländern hat die Bundesregierung 1981 und 1982 
welche militärische Ausbildungs- und Ausrüstungshilfen ge-
währt oder zugesagt, und welchen Umfang hatten diese Hil-
fen? 

Welche Kriterien legt die Bundesregierung der Gewäh-
rung militärischer Ausrüstungs- und Ausbildungshilfen zu-
grunde? 

Zu Frage 84: 

Ich bitte, zwischen militärischer Ausbildungshilfe 
und Ausrüstungshilfe zu unterscheiden. Das Ge-
samtprogramm für die militärische Ausbildungs-
hilfe 1981 und 1982 wurde nach Zustimmung des 
Bundesministers des Auswärtigen durch den Bun-
desminister der Verteidigung am 30. Juni 1980 und 
am 12. August 1981 genehmigt. 

Militärische Ausbildungshilfe umfaßt die Vermitt-
lung militärischer Ausbildungs- und Führungs-
grundsätze sowie technischer Kenntnisse in Ein-
richtungen der Bundeswehr. 

1981 wurde 142 Soldaten aus 58 Ländern, 1982 wird 
insgesamt 155 Soldaten aus 57 Ländern militärische 
Ausbildungshilfe gewährt. 

Im Rahmen des Ausrüstungshilfeprogramms der 
Bundesregierung 1979/1981 ist 1981 für Ausrü-
stungshilfe an rund 30 Entwicklungsländer ein Be-
trag von ca. 40,3 Millionen DM verausgabt worden. 
Das Programm für den Zeitraum 1982-1984 wird in 
Kürze dem Auswärtigen Ausschuß und dem Haus-
haltsausschuß des Deutschen Bundestages zur Be-
ratung vorgelegt. Im Rahmen der Ausrüstungshilfe 
wird im wesentlichen Material zur Verbesserung 
des Transportwesens, der Fernmeldeverbindungen 
und des Sanitätsdienstes sowie polizeispezifische 
Ausrüstung geliefert. Beratung und Ausbildung sind 
auch im Zusammenhang mit solchen Materialliefe-
rungen möglich. 

Waffen und Munition sowie Maschinen zu ihrer 
Herstellung sind von der Ausrüstungshilfe ausge-
nommen. Es wird im wesentlichen nur genehmi-
gungsfreies Material geliefert. 

Weitere Einzelheiten der Vereinbarungen mit den 
Empfängerländern werden vertraulich behandelt. 
Ich bitte daher um Verständnis dafür, daß ich meine 
Antwort auf diese Auskünfte beschränke. Die zu-
ständigen Ausschüsse des Deutschen Bundestages 
(Auswärtiger Ausschuß, Verteidigungsausschuß und 
Haushaltsausschuß) sind über die Hilfsmaßnahmen 
jedoch im einzelnen unterrichtet. 
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Zu Frage 85: 

Militärische Ausbildungshilfe und Ausrüstungs-
hilfe wird nach Maßgabe der verfügbaren Ausbil-
dungskapazitäten und Haushaltsmittel nur auf An-
trag — Ausrüstungshilfe ausschließlich Entwick-
lungsländern — gewährt. Bei der Bewilligung spielt 
die Übereinstimmung mit der außenpolitischen Ziel-
setzung der Bundesregierung einschließlich der Be-
achtung der Menschenrechte eine wichtige Rolle. 

Das im Rahmen der Ausrüstungshilfe gelieferte 
Material ist überwiegend zur Verbesserung der In-
frastrukturen der Empfängerländer bestimmt. Die 
Ausrüstungshilfe soll die Entwicklungshilfe im Si-
cherheitsbereich ergänzen. Sie konzentriert sich 
vornehmlich auf afrikanische Staaten. 

In den Abkommen mit den Empfängerländern 
wird u. a. festgelegt, daß der Einsatz des Materials 
nicht im Widerspruch zum Grundsatz des friedli-
chen Zusammenlebens der Völker stehen darf. Die 
Zusammenarbeit im Polizeibereich läßt sich von 
dem Grundsatz leiten, die Ausbildung rechtsstaatli-
cher Strukturen, insbesondere des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit der Mittel und der Verbre-
chensaufklärung nach modernen Methoden, zu för-
dern. 

Anlage 13 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Fülgraff auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Faltlhauser (CDU/CSU) (Druck-
sache 9/1481 Frage 89): 

Welche Schlußfolgerung beabsichtigt die Bundesregierung 
aus der Feststellung des Bundesbeauftragten für den Daten-
schutz in seinem Vierten Tätigkeitsbericht vom 30. Dezember 
1981 zu ziehen, nach dem der mit der Einrichtung eines 
Krebsregisters verbundene Eingriff in Grundrechtspositio-
nen der Betroffenen nur durch ein Gesetz zu legitimieren ist, 
in dem eine Reihe von präzisen Vorgaben beachtet ist? 

Die Bundesregierung teilt .die Auffassung des 
Bundesbeauftragten für den Datenschutz, daß für 
die Einrichtung von Krebsregistern und für damit 
verbundene Eingriffe in grundrechtlich geschützte 
Belange des betroffenen Patienten ein Gesetz erfor-
derlich ist. 

Im Rahmen des Gesamtprogramms zur Krebsbe-
kämpfung hat die Arbeitsgruppe „Epidemiologie" 
den Inhalt eines Mustergesetzes für Krebsregister-
gesetze der Länder beraten. Damit ist vielfachen 
Forderungen, auch aus Gremien des Deutschen 
Bundestages, entsprochen worden. 

Der Mustergesetzentwurf ist mit Schreiben vom 
8. Februar 1982 an die Gesundheitsminister und -se-
natoren der Länder übersandt worden. Es soll auf 
den nächsten Sitzungen der Arbeitsgemeinschaft 
der Leitenden Medizinalbeamten und der Gesund-
heitsministerkonferenz beraten werden. 

Die Vorgaben, die der Bundesbeauftragte für den 
Datenschutz in seinem 4. Tätigkeitsbericht für ein 
Krebsregistergesetz gemacht hat, sind in dem Mu-
stergesetz weitgehend berücksichtigt. In einem we-
sentlichen Punkt ist allerdings der Forderung der 

Datenschutzbeauftragten, daß die Meldung perso-
nenbezogener Daten an das Krebsregister nur mit 
Einwilligung des Patienten zulässig sein soll, in dem 
Mustergesetz nicht entsprochen worden. 

Die Landesgesetzgeber werden nun die Entschei-
dung zu treffen haben, ob es aus gesundheitspoliti-
schen Gründen im Interesse einer epidemiologi-
schen Krebsforschung zumutbar erscheint, die Be-
denken der Datenschutzbeauftragten zurückzustel-
len. Eine einheitliche Regelung in allen Bundeslän-
dern ist dringend geboten, und es ist sehr zu wün-
schen, daß bei den bevorstehenden Beratungen eine 
Einigung über die Grundfragen erzielt werden 
kann. 

Anlage 14 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Fülgraff auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Kübler (SPD) (Drucksache 
9/1481 Fragen 92 und 93): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Situation in der EG 
in bezug auf den Tierarzneimittelmißbrauch, und wie können 
unsere Verbraucher vor Rückständen in importiertem Fleisch 
und Fleischkonserven genauso wirksam geschützt werden, 
wie vor den Rückständen im Fleisch aus deutscher Produk-
tion? 

Wie kann nach Auffassung der Bundesregierung der Tier-
arzneimittelmißbrauch insbesondere in der Intensivtierhal-
tung im Hinblick auf gesundheitlich unbedenkliches und qua-
litativ einwandfreies Fleisch verhindert werden, und in wel-
chem Maß hat der Verbraucher die Möglichkeit, zwischen 
Fleischangeboten aus Betrieben mit Intensivmast und Ange-
boten aus Betrieben mit anderen Produktionsmethoden aus-
zuwählen? 

Zu Frage 92: 

Regelungen über Tierarzneimittel in den übrigen 
EG-Mitgliedstaaten haben derzeit noch sehr unter-
schiedlichen Umfang. Deshalb hat sich die Bundes-
regierung in Brüssel energisch dafür eingesetzt, daß 
die Richtlinien über Tierarzneimittel und über das 
Verbot bestimmter Stoffe im Herbst vorigen Jahres 
verabschiedet werden konnten. Sie setzt sich glei-
chermaßen auch für die weitere Harmonisierung 
der Vorschriften über die Anwendung dieser Stoffe 
und die Rückstandskontrolle ein. 

Um den Verbraucher vor Rückständen in impor-
tiertem Fleisch und Fleischkonserven genauso wirk-
sam zu schützen wie vor den Rückständen im 
Fleisch aus deutscher Produktion, müssen Fleisch 
und Fleischerzeugnisse, die für die Bundesrepublik 
Deutschland bestimmt sind, bereits im Versandland 
auf Rückstände von Stoffen mit pharmakologischer 
Wirksamkeit untersucht worden sein. Diese Rück-
standsuntersuchungen im versendenden EG-Mit-
gliedstaat sind derzeit noch nach deutschen oder 
nach Anforderungen des Versandlandes durchzu-
führen, wenn diese den deutschen Anforderungen 
gleichwertig sind. 

Darüber hinaus unterliegen Importe auf Grund 
bestehender fleischbeschaurechtlicher Vorschriften 
in Verdachtsfällen einer Rückstandskontrolle, ins-
besondere, wenn der Sendung keine Bescheinigung 
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beigefügt ist, daß in dem versendenden EG-Mitglied-
staat bereits eine Rückstandsuntersuchung durch-
geführt worden ist. 

Zu Frage 93: 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß ein 
Tierarzneimittelmißbrauch insbesondere in der In-
tensivtierhaltung wirksam nur durch eine intensive 
Überwachung des Verkehrs mit Arzneimitteln ein-
schließlich ihrer Anwendung und durch eine wirk-
same Rückstandsüberwachung bei den der Lebens-
mittelgewinnung dienenden Tieren und den von die-
sen gewonnenen Lebensmitteln verhindert werden 
kann. 

Daß in der letzten Zeit so viele Verstöße aufge-
deckt werden konnten, ist nicht zuletzt auf die ver-
stärkte Überwachung durch die zuständigen Lan-
desbehörden und auf verbesserte Nachweismetho-
den zurückzuführen. Die Bundesregierung hat in 
Zusammenarbeit mit den Ländern die bekanntge-
wordenen Erfahrungen ausgewertet und ein Gesetz 
zur Änderung des Arzneimittelgesetzes vorbereitet, 
daß dem Bundesrat bereits zur Stellungnahme vor-
gelegen hat und in Kürze dem Deutschen Bundestag 
vorgelegt werden wird. 

Die Möglichkeit, zwischen Fleischangeboten aus 
Betrieben mit Intensivmast und Angeboten aus Be-
trieben mit anderen Produktionsmethoden auszu-
wählen, ergibt sich daraus allerdings nicht. Dies 
würde eine Kennzeichnung der Schlachttiere und 
des Fleisches in allen Handelsstufen voraussetzen. 
Eine auf dem Gesetz- oder Verordnungswege er-
zwungene Kennzeichnung des Fleisches bzw. von 
Fleischerzeugnissen über die Produktionsmethoden 
ist nach Auffassung der Bundesregierung nicht 
praktikabel. Wie Herr Parlamentarischer Staatsse-
kretär Zander bereits in der Fragestunde des Deut-
schen Bundestages am 5. Februar dieses Jahres auf 
die Frage der Abgeordneten Frau Dr. Skarpelis

-

Sperk ausgeführt hat, wäre es an den beteiligten 
Wirtschaftskreisen durch Sicherung des Herkunfts-
nachweises auf den einzelnen Handelsstufen mit ei-
nem Warenzeichen Verbraucherwünschen nach In-
formation über bestimmte Produktionsmethoden 
Rechnung zu tragen. 

Anlage 15 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Fülgraff auf die Fragen des 
Abgeordneten Marschall (SPD) (Drucksache 9/1481 
Fragen 94 und 95): 

Durch welche Maßnahmen wird die Bundesregierung si-
cherstellen, daß der illegale Vertrieb von Tierarzneimitteln 
durch Großhandelsbetriebe verhindert wird, und wie wird die 
bei einem Teil der Gewerbetreibenden festgestellte Unkennt-
nis über arzneimittelrechtliche Vorschriften und über die ge-
sundheitlichen Auswirkungen des fahrlässigen Umgangs mit 
solchen Arzneimitteln möglichst schnell behoben werden 
können? 

Ist die Nachweispflicht für die Abgabe von verschreibungs-
pflichtigen Tierarzneimitteln für Apotheken noch zu regeln, 
wie dies Minister Dr. Haak (Nordrhein-Westfalen) im Bundes-
rat fordert, oder sind die Apotheken schon jetzt in die notwen-
digen Kontrollen einbezogen? 

Zu Frage 94: 

Durch eine Ergänzung der Ermächtigung in § 54 
des Arzneimittelgesetzes soll in Zukunft vorge-
schrieben werden können, daß Arzneimittelgroß-
handelsbetriebe den Geschäftsbetrieb erst dann auf-
nehmen dürfen, wenn sie amtlich anerkannt sind. 
Dabei kann die Anerkennung versagt werden, wenn 
der Betriebsinhaber die erforderliche Zuverlässig-
keit oder Sachkenntnis nicht hat. 

Es ist ferner beabsichtigt, Großhändlern aufzuer-
legen, über den Erwerb und die Abgabe von ver-
schreibungspflichtigen Tierarzneimitteln gegliedert 
nach den einzelnen Produkten und ihren Abneh-
mern Nachweis zu führen. 

Zu Frage 95: 

In dem Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Ände-
rung des Arzneimittelgesetzes, zu dem der Bundes-
rat am 5. März 1982 seine Stellungnahme beschlos-
sen hat, ist eine Regelung der Nachweispflicht für 
die Abgabe von verschreibungspflichtigen Tierarz-
neimitteln für Apotheken nicht enthalten. Eine Er-
mächtigung, durch Rechtsverordnung Regelungen 
über die Führung und Aufbewahrung von Nachwei-
sen u. a. über das Abgeben von Arzneimitteln in Apo-
theken zu treffen, findet sich jedoch in § 21 des Ge-
setzes über das Apothekenwesen. Der Bundesrat hat 
die Bundesregierung in seiner Stellungnahme gebe-
ten, die vom Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit in Aussicht gestellten Vorschriften 
über die Ergänzung der Nachweispflicht für Apothe-
ken in der Apothekenbetriebsordnung dem Bundes-
rat alsbald nach Inkrafttreten der Änderung des 
Arzneimittelgesetzes zuzuleiten. Dies wird gesche-
hen. 

Anlage 16 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Fülgraff auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Blunck (SPD) (Drucksache 
9/1481 Fragen 96 und 97): 

Für welche Fälle hält die Bundesregierung die getrennte 
Nachweisführung für jedes Tierarzneimittel bei Herstellern 
und Großhändlern für erforderlich, und warum soll diese pro-
duktbezogene Nachweisführung nicht auch für Apotheken 
und Tierärzte gelten? 
Wie beurteilt die Bundesregierung den massiven Einsatz 

von Antibiotika, Beruhigungsmitteln und Beta-Blockern bei 
der Tiermast unter Verbraucherschutzgesichtspunkten? 

Zu Frage 96: 

Nach dem derzeitigen Beratungsstand hält die 
Bundesregierung einen getrennten Nachweis, der 
für jedes Tierarzneimittel die Menge des Erwerbs 
und die jeweiligen Empfänger erkennen läßt, zumin-
dest für alle verschreibungspflichtigen Tierarznei-
mittel für erforderlich. Nach Auffassung der Bun- 
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desregierung muß eine produktbezogene Nachweis-
führung auch für Apotheken und Tierärzte gelten, es 
sei denn, daß zum Beispiel bei geringen diesbezügli-
chen Umsätzen, auch auf anderem Wege eine ausrei-
chende Überwachung sichergestellt werden kann. 

Zu Frage 97: 

Antibiotika, Beruhigungsmittel und Beta-Blocker 
haben ihren notwendigen und sinnvollen Platz bei 
tierärztlich begründeter, therapeutischer Anwen-
dung. Ein unzulässig massenhafter Einsatz solcher 
Arzneimittel bei der Tiermast wäre unter Gesichts-
punkten des Verbraucherschutzes dagegen äußerst 
bedenklich. Dies gilt sowohl hinsichtlich der Rück-
stände, wenn die vom Bundesgesundheitsamt fest-
gesetzten Wartezeiten nicht korrekt eingehalten 
werden, als auch im Hinblick auf die Fleischqualität. 
Bei einem massiven Einsatz von Antibiotika können 
möglicherweise gesundheitlich belastete Tiere zur 
Schlachtreife gebracht werden, die sonst nicht zur 
Schlachtung kämen und bei denen eine mindere 
Fleischqualität nicht auszuschließen ist. Beim Ein-
satz von Beta-Blockern oder Beruhigungsmitteln 
überstehen auch Tiere mit labilem Kreislauf den 
Transport, die sonst, wenn sie nicht besonders scho-
nend behandelt werden, gefährdet wären. In solchen 
Fällen kann man weder eine mindere Fleischquali-
tät noch Rückstände der verwendeten Arzneimittel 
ausschließen. 

Anlage 17 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Fülgraff auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Zutt (SPD) (Drucksache 9/1481 
Fragen 98 und 99): 

Wie sollen nach Ansicht der Bundesregierung die Kontrol-
len bezüglich der Rückstände von verbotenen Tierarzneimit-
teln im Stall ermöglicht und rechtlich abgesichert werden, 
wenn die Anzeigepflicht der Erzeuger vor der Abgabe von 
Schlachttieren nicht eingeführt werden sollte? 

Wie soll die Kontrolle der Einhaltung der Wartezeiten bei 
der Anwendung von zugelassenen Tierarzneimitteln im Stall 
sichergestellt werden, und soll die Kontrolle bezüglich der 
Rückstände von Tierarzneimitteln auch auf die Handels- und 
Transportbetriebe ausgedehnt werden? 

Zu Frage 98: 

Unabhängig von der Anzeigepflicht der Erzeuger 
ist die Kontrolle verbotener Tierarzneimittel bereits 
jetzt auf Grund lebensmittelrechtlicher Vorschriften 
im Stall möglich. Ohne die im Gesetz zur Änderung 
des Arzneimittelgesetzes, das sich zur Zeit in der 
parlamentarischen Beratung befindet, vorgesehene 
Anzeigepflicht für den Erzeuger ist diese Kontrolle 
jedoch nicht ausreichend wirksam. 

Die Anzeigepflicht der Erzeuger vor der Abgabe 
von Schlachttieren zur Schlachtung, wie sie im Ent-
wurf des Gesetzes zur Änderung des Arzneimittelge-
setzes vorgesehen ist, sollte neben der Kontrolle der 
Anwendung von verbotenen Tierarzneimitteln im 
Stall in erster Linie eine Überwachung der Einhal-
tung der vorgeschriebenen Wartezeiten bei der  An

-wendung von zugelassenen Tierarzneimitteln im 
Rahmen des Fleischbeschaugesetzes ermöglichen. 
Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die im 
Interesse des Gesundheitsschutzes erforderliche 
fleischbeschaurechtliche Absicherung der Kontrol-
len im Erzeugerbetrieb ohne eine Anzeigepflicht des 
Erzeugers vor der Abgabe von Schlachttieren nicht 
ausreichend sichergestellt wird. 

Zu Frage 99: 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Anzeigepflicht des Erzeugers vor der Abgabe in Ver-
bindung mit der Kennzeichnung der Schlachttiere 
der am besten geeignete Weg ist, die Einhaltung der 
Wartezeiten wirksam zu kontrollieren. Im Rahmen 
der Schlachttier- und Fleischbeschau ist ein Verstoß 
gegen die angeordneten Wartezeiten in vielen Fällen 
heute noch gar nicht oder sehr viel schwerer festzu-
stellen als am lebenden Schlachttier. 

Die Bundesregierung hält es in jedem Fall für er-
forderlich, daß die Kontrolle auch auf die Handels-
und Transportbetriebe ausgedehnt wird; so werden 
z. B. bei streßanfälligen Schlachtschweinen, bei de-
nen lange Transportwege nicht unüblich sind, Beru-
higungsmittel und Beta-Blocker gerade für den 
Transport angewendet. 

Anlage 18 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Fülgraff auf die Fragen des 
Abgeordneten Fiebig (SPD) (Drucksache 9/1481 Fra-
gen 100 und 101): 

Wie ist das Verhältnis der von der Bundesregierung unter 
Berücksichtigung der Chancengleichheit der verschiedenen 
Therapierichtungen für unkonventionelle Krebstherapien — 
insbesondere der Misteltherapie — bewilligten oder veraus-
gabten Forschungsmittel im Verhältnis zu den übrigen mit 
Bundesmitteln direkt oder indirekt geförderten konventionel-
len Krebsforschungsprojekten? 
Hält die Bundesregierung es für sinnvoll, wenn ein in der 

klinischen Prüfung erprobtes — also im Tierversuch bereits 
getestetes — Medikament wie z. B. Iscador noch einmal Tier-
versuchen durch das Deutsche Krebsinstitut unterworfen 
wird, obwohl bereits Erfahrungen in der Krebstherapie am 
Menschen vorliegen (auf dem Deutschen Fortbildungskon-
greß in Berlin 1980 vorgetragen, in der Zeitschrift für Allge-
meinmedizin 57, Heft 5, veröffentlicht und von der zuständi-
gen Aufbereitungskommission C des Bundesgesundheits-
amts aufgearbeitet) und dieses aus Forschungsmitteln der 
Bundesregierung finanziert wird? 

Zu Frage 100: 

Eine Gesamtaufstellung der für die Krebsfor-
schung aus Mitteln des Bundes direkt und indirekt 
aufgewandten Beträge läßt sich in der Kürze der zur 
Verfügung stehenden Antwortzeit nicht ermitteln. 
Hierzu müßten die Haushalte der Deutschen For-
schungsgemeinschaft und insbesondere auch des 
Deutschen Krebsforschungszentrums durchgese-
hen werden sowie andere einschlägige Zuwendun-
gen. 

Aus den unmittelbar durch die Bundesressorts 
vergebenen Forschungsmitteln ergibt sich ein Ver-
hältnis der für konventionelle Ansätze gegenüber 
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denen für unkonventionelle Ansätze ausgegebenen 
Beträgen ein Verhältnis von etwa 5 : 1. Es wäre un-
richtig, wenn daraus der Eindruck entstünde, als 
hätten Anträge auf unkonventionelle Forschungsan-
sätze schlechtere Chancen auf Förderung, es ist bei 
ihnen nur ungleich schwieriger, die auch hier uner-
läßlichen Begutachtungen durchzuführen, um zu-
mindest eine wissenschaftliche Plausibilität sicher-
zustellen und rein spekulative Gedanken auszu-
scheiden. Schon die Zahl der eingehenden Anträge 
auf Förderung von Forschungsvorhaben außerhalb 
der Schulmedizin ist trotz der Ankündigung der 
Bundesregierung, auch sie zu fördern, außerordent-
lich gering. 

Die Bundesregierung ist sich ihrer Verpflichtung 
bewußt, auch den unkonventionellen Ansätzen und 
Methoden bei der Krebsforschung besondere Beach-
tung zu schenken. Dafür wurde im Sommer 1981 im 
Rahmen des „Gesamtprogramms zur Krebsbekämp-
fung" eine besondere Arbeitsgruppe eingerichtet. 
Diese hat es sich zur Aufgabe gemacht, erfolgver-
sprechende Ansätze aufzuspüren, die Antragsteller 
ggf. zu beraten und solche Forschungsvorhaben bis 
zur Entscheidungsreife zu entwickeln. Zu der von Ih-
nen erwähnten Misteltherapie liegen dem Bundes-
minister für Forschung und Technologie derzeit 
zwei Anträge auf Forschungsförderung vor. Die ge-
nannte Arbeitsgruppe beim Bundesminister für Ju-
gend, Familie und Gesundheit hat sich ihrerseits 
grundsätzlich dafür ausgesprochen, die Mistelthera-
pie weiter zu untersuchen. 

Zu Frage 101: 

Es trifft zu, daß im Deutschen Krebsforschungs-
zentrum Tierexperimente mit Iscador im Rahmen 
der dortigen Forschungsplanung und mit dortigen 
Mitteln durchgeführt wurden. 

Die Bundesregierung greift in die Planung einzel-
ner Forschungsvorhaben nicht ein und bewertet sie 
nicht. 

Anlage 19 
Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Fülgraff auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/1481 Frage 102): 

Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundesregierung zu 
treffen bzw. hat sie bereits getroffen, um bundesweit bessere 
Voraussetzungen für eine wirksamere Krebsbekämpfung, 
insbesondere auf dem Gebiet der Krebsforschung, zu schaf-
fen (Bericht in der Süddeutschen Zeitung vom 11. März 1982, 
Seite 11)? 

Die Bundesregierung stimmt den in dem genann-
ten Artikel der Süddeutschen Zeitung vom 11. März 
1982 zitierten Forschern zu, daß für die Erkennung 
ursächlicher Zusammenhänge bei der Krebsentste-
hung und damit insbesondere für eine gezieltere 
Prävention eine Intensivierung der epidemiologi-
schen Forschung unabdingbar ist. Als Basis hierfür 

kann auf den Auf- und Ausbau von Krebserkran-
kungsregistern nicht verzichtet werden. 

Im Rahmen des „Gesamtprogramms zur Krebsbe-
kämpfung" hat sich seit Oktober 1980, gestützt auf 
Vorarbeiten der Bundesressorts, eine Arbeitsgruppe 
„Epidemiologie" damit befaßt, einen Mustergesetz-
entwurf für Gesetze zur Krebsregistrierung auf Län-
derebene zu erstellen. Der Gesetzentwurf ist den 
Bundesländern zugegangen und wird zur Zeit dort 
beraten (siehe auch meine Antwort auf die Frage 
Nr. 89 des Abgeordneten Dr. Faltlhauser). 

Anlage 20 
Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Fülgraff auf die Fragen des 
Abgeordneten Herberholz (SPD) (Drucksache 
9/1481 Fragen 103 und 104): 

Beabsichtigt die Bundesregierung, erneut auf die Landesre-
gierung von Rheinland-Pfalz einzuwirken, auch dort das Wa-
renbegleitscheinverfahren für den Weintransport einzufüh-
ren, da auf absehbare Zeit keine Vereinfachung des Verfah-
rens durch die EG in Brüssel zu erwarten und bei Beibehal-
tung der jetzigen Regelung in Rheinland-Pfalz mit einem Ver-
fahren vor dem Europäischen Gerichtshof zu rechnen ist? 

Kann die Bundesregierung Auskunft über den gegenwärti-
gen Sach- und Streitstand in dem von der EG-Kommission an-
gestrengten Verfahren über die Weinbezeichnung „Liebfrau-
enmilch" geben? 

Zu Frage 103: 

Ja. Das Bundesministerium für Jugend, Familie 
und Gesundheit steht mit diesem Ziele mit dem Mi-
nisterium für Landwirtschaft, Weinbau und Forsten 
des Landes Rheinland-Pfalz in Kontakt. Dieses 
strebt jedoch gewisse Erleichterungen an, zum Bei-
spiel, daß anstelle des Erzeugers der übernehmende 
Weinkommissionär das Begleitdokument austeilen 
darf und daß die jetzt vorgeschriebene Angabe des 
vorhandenen Alkoholgehalts durch die Dichte er-
setzt werden kann. 

In den übrigen Bundesländern sind in diesen 
Punkten offenbar keine Probleme aufgetreten. Es 
wird daher zunächst geprüft, ob ihre Erfahrungen 
geeignet sind, die in Rheinland-Pfalz befürchteten 
Schwierigkeiten auszuräumen. Sollte sich diese Er-
wartung nicht erfüllen, wird die Bundesregierung 
die rheinland-pfälzischen Anliegen in die Beratun-
gen eines von der EG-Kommission im Oktober 1981 
vorgelegten Verordnungsentwurfs einbringen, in 
dem kleinere Änderungen der EWG-Verordnung 
über Weinbegleitdokumente vorgesehen sind. 

Zu Frage 104: 

In dem Vertragsverletzungsverfahren wegen der 
Verwendung der Bezeichnung „Liebfrau(en)milch" 
hat die EG-Kommission der Bundesregierung mit 
Schreiben vom 15. Januar 1982 ihre mit Gründen 
versehene Stellungnahme übermittelt, die nach Ar-
tikel 169 EWG-Vertrag formelle Voraussetzung für 
die Klageerhebung zum Gerichtshof der Europäi-
schen Gemeinschaften ist. Darauf hat das Ministe-
rium für Landwirtschaft, Weinbau und Forsten des 
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) Landes Rheinland-Pfalz die für die amtliche Quali-
tätsprüfung zuständige Landwirtschaftskammer 
Rheinland-Pfalz mit Schreiben vom 18. Februar 1982 
angewiesen, für Qualitätsweine mit der Bezeich-
nung „Liebfrau(en)milch" eine amtliche Prüfungs-
nummer nur noch dann zu erteilen, wenn neben die-
ser Bezeichnung der Name des bestimmten Anbau-
gebiets angegeben wird, aus dem die verwendeten 
Weintrauben stammen. Damit ist sichergestellt, daß 
künftig nach den Vorschriften des Gemeinschafts-
rechts verfahren wird. 

Die Bundesregierung hat die EG-Kommission 
über die geänderte Weisung an die Prüfungsstellen 
unterrichtet und geht davon aus, daß damit das Ver-
tragsverletzungsverfahren seine Erledigung findet. 

Anlage 21 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Fragen des 
Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 9/1481 
Fragen 105 und 106): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß einer-
seits Pauschalreiseveranstalter nach dem Reiseveranstal-
tungsgesetz den Reisenden bei Verspätungen und Ausfällen 
von Verkehrsmitteln schadensersatzpflichtig sind, während 
sie andererseits wegen des Haftungsausschlusses z. B. nach 
§ 17 der Eisenbahn-Verkehrsordnung (EVO) bei dem Reiseun-
ternehmen, dessen Leistungen sie vermittelt haben, nicht 
Regreß erlangen können? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Arbeitsge-
meinschaft der Verbraucher, daß der Haftungsausschluß der 
Deutschen Bundesbahn nach § 17 EVO den Anforderungen 
des Gesetzes zur Regelung des Rechts der Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen nicht entspricht, und wird sie eine ent-
sprechende Anpassung der Haftungsklauseln der Eisenbahn

-

Verkehrsordnung vorbereiten? 

Zu Frage 105: 

Die Eisenbahnen haften nach den geltenden ge-
setzlichen Bestimmungen gegenüber den Pauschal-
veranstaltern in gleicher Weise wie gegenüber allen 
anderen Kunden. Es ist im Einzelfall zweifelhaft, ob 
die Pauschalreiseveranstalter nach dem Reisever-
anstaltungsgesetz für Verspätungen und Ausfälle 
von Verkehrsmitteln weitergehend als die Eisen-
bahn haften müssen. Ein erheblicher Teil der Risi-
ken wird dem Reiseveranstalter durch § 651 h Bür-
gerliches Gesetzbuch abgenommen. Aufgaben und 
Geschäftsbeziehungen eines Pauschalreiseunter-
nehmens sind allerdings wesentlich anders ausge-
staltet als bei der Eisenbahn und lassen deshalb 
auch eine unterschiedliche Bewertung von Haf-
tungsfragen zu. 

Zu Frage 106: 

Die Bundesregierung teilt diese Auffassung 
nicht. 

Allerdings hat die Deutsche Bundesbahn Ausfüh-
rungsbestimmungen zu § 17 Eisenbahnverkehrs

-

Ordnung erlassen, die eine Härteklausel enthalten 
und fortentwickelt werden sollen. 

Anlage 22 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Fragen des 
Abgeordneten Dolata (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1481 Fragen 107 und 108): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die mehrfach kriti-
sierten ungewöhnlichen Verspätungen der von Berlin (West) 
abgehenden Züge auch darauf zurückzuführen sind, daß der 
östliche Teil der Stadtbahn einschließlich des Betriebsbahn-
hofs Rummelsburg auf Grund von Kapazitätsengpässen sehr 
störanfällig ist? 

Hält die Bundesregierung die eigentlich sinnvollste Rege-
lung nicht doch für praktikabel, die in Berlin (West) endenden 
Transitzüge nicht in Rummelsburg, sondern auf dem Gelände 
des Bahnhofs Grunewald abzustellen, wagendienstlich zu be-
handeln und auch mit hier beheimateten Triebfahrzeugen zu 
bespannen? 

Zu Frage 107: 

Nach der Bundesregierung vorliegenden Erkennt-
nissen sind die von Ihnen erwähnten Zugverspätun-
gen im Transit-Eisenbahnverkehr von Berlin (West) 
in das Bundesgebiet auf betriebliche Engpässe im 
Bereich des Bahnhofs Berlin-Rummelsburg zurück-
zuführen. Die dort befindliche Wasch- und Reini-
gungsanlage wird derzeit auf Grund einer Vereinba-
rung mit der Bundesregierung von 1980 rekonstru-
iert. Betriebsstörungen lassen sich während der 
Bauphase üblicherweise nicht vermeiden. Die Deut-
sche Reichsbahn ist bemüht, die Verspätungen ge-
ring zu halten. 

Zu Frage 108: 

Die Bundesregierung hat, wie erwähnt, 1980 mit 
der DDR den Ausbau der Wasch- und Reinigungsan-
lage Rummelsburg vereinbart. Sie geht davon aus, 
daß nach Abschluß der betreffenden Bauarbeiten 
Ende 1983 diese Anlage ausreicht, um den Komfort 
der Transit-Reisezüge spürbar zu verbessern. Der 
Bau einer neuen Anlage in Berlin (West) kann daher 
gegenwärtig nicht in Betracht gezogen werden. 

Diese Frage könnte sich gegebenenfalls dann stel-
len, wenn die Zahl der in Berlin beginnenden und 
endenden Transit-Züge erheblich ansteigen würde. 

Anlage 23 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Frage des 
Abgeordneten Purps (SPD) (Drucksache 9/1481 
Frage 109): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf Anordnung der 
Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn die Dienststel-
lenleiter in den Eingangsbereichen der Bahnhöfe Stellplätze 
für Videospielgeräte bereithalten müssen? 
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Ja. Die genannte Anordnung bezieht sich auf ent-
behrliche Flächen in den Bahnhofshallen. 

Anlage 24 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Frage des 
Abgeordneten Sielaff (SPD) (Drucksache 9/1481 
Frage 110): 

Treffen Aussagen des rheinland-pfälzischen Staatsmini-
sters Holkenbrink zu, wonach den Bundesländern weder Art 
noch Umfang der in den einzelnen Gebieten der Bundesrepu-
blik Deutschland vorgenommenen Kürzungen der Investi-
tionsmittel durch die Deutsche Bundesbahn bekanntgegeben 
werden, und welche Auswirkungen diese Kürzungen z. B. auf 
die Arbeitsplatzsituation haben? 

Die von Ihnen genannte Aussage trifft zu. Die Be-
stimmungen des Bundesbahngesetzes sehen eine di-
rekte, förmliche Beteiligung der Bundesländer an 
der Erstellung des Wirtschaftsplans der Deutschen 
Bundesbahn nicht vor. Die Länder sind jedoch über 
die Vertreter des Bundesrats im Verwaltungsrat der 
Deutschen Bundesbahn, an der Beschlußfassung 
über den Wirtschaftsplan beteiligt. Im Übrigen be-
trug das Investitionsvolumen im Jahr 1981 rd. 4 Mil-
liarden DM und lag damit in der gleichen Größen-
ordnung wie in den Vorjahren. Für das Jahr 1982 ist 
eine Steigerung von rd. 300 Millionen DM geplant. 
Negative Auswirkungen auf die Auftragslage der 
Wirtschaft und damit auf die Arbeitsplatzsituation 
können daher im großen und ganzen ausgeschlos-
sen werden. 

Anlage 25 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Fragen des 
Abgeordneten Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/1481 Fragen 111 und 112): 

Wieviel finanzielle Mittel stehen bereit, um im Jahr 1982 
und im Jahr 1983 im Teilstück Kassel-Fulda der geplanten 
Neubautrasse der Deutschen Bundesbahn tatsächlich ver-
baut zu werden? 
Wird überall im Bereich der geplanten Neubautrasse der 

Deutschen Bundesbahn von Hannover nach Würzburg, in de-
nen das Planfeststellungsverfahren abgeschlossen ist, auch 
tatsächlich gebaut bzw. sind überall die Bauaufträge verge-
ben worden? 

Zu Frage 111: 

In der Wirtschafts- und mehrjährigen Investi-
tionsplanung der Deutschen Bundesbahn sind für 
die Neubaustrecke Hannover-Würzburg Investitio-
nen für 1982 in Höhe von 415 Millionen DM und 505 
Millionen DM für 1983 vorgesehen. 

Die Bereitstellung anteiliger Investitionsmittel 
für den Teilabschnitt Kassel-Fulda (83 km) hängt 
von dem Fortschritt der eingeleiteten Planfeststel-
lungsverfahren ab. 

Zu Frage 112: 

Im Teilabschnitt Fulda-Gemünden (km 227,7 bis 
275,2) der Neubaustrecke Hannover-Würzburg sind 

alle Planfeststellungsverfahren bestandskräftig ab-
geschlossen. Die Bauarbeiten wurden in großem 
Umfang aufgenommen. 

Voraussetzung für den Baubeginn in weiteren be-
trieblich nutzbaren Streckenabschnitten ist der ge-
sicherte bestandskräftige Abschluß der Planfeststel-
lungsverfahren in diesen Bereichen. 

Anlage 26 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/1481 Frage 113): 

Welches sind die Gründe für die Benachteiligung Bayerns 
im Entwurf eines ÖPNV-Programms 1982, die darin besteht, 
daß trotz der Vergrößerung des Fördervolumens des Bundes 
nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz 1982 um 
32,69 Millionen DM der bayerische Anteil um 13,16 Millionen 
DM verringert wird, so daß der Förderanteil Bayerns von 15,5 
v. H. auf 14,1 v. H. sinkt, obwohl der Anteil Bayerns bei der 
Wohnbevölkerung bei 17,7 v. H., beim Kfz-Bestand bei 18,5 
v. H., bei der Fläche bei 28,3 v. H. und bei den Ein- und Aus-
pendlern bei 20,4 v. H. liegt? 

Die Annahme, Bayern würde im Entwurf für das 
ÖPNV-Programm 1982-1986 benachteiligt, ist nicht 
zutreffend. Im Zeitraum 1982-1986 sind für den 
Freistaat Bayern Bundesfinanzhilfen in Höhe von 
insgesamt 1 061 Millionen DM vorgesehen. Das ent-
spricht einem Anteil von 16,6 % an den Gesamtmit-
teln. Der Anteil am ÖPNV-Programm 1981-1985 be-
trug demgegenüber 16,3 %. 

Die Reduzierung für das Jahr 1982 ergibt sich ins-
besondere daraus, daß der im Programm 1981-1985 
eingeplante Betrag für die Flughafen-S-Bahn in 
München in diesem Jahr nicht benötigt wird. Das 
Vorhaben konnte entgegen der ursprünglichen Ab-
sicht im Jahre 1981 nicht begonnen werden, weil der 
Planfeststellungsbeschluß für den Flughafen — aus 
Gründen, die der Bund nicht zu vertreten hat — 
nicht rechtskräftig geworden ist. Der Baubeginn für 
die Flughafen-S-Bahn ist jetzt für 1983 vorgesehen. 
Dabei wird vorausgesetzt, daß die Planfeststellung 
für den Flughafen bis dahin rechtskräftig ist. 

Im übrigen weise ich darauf hin, daß die Beratun-
gen mit den Ländern über das ÖPNV-Programm 
1982-1986 noch nicht abgeschlossen sind. 

Anlage 27 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Frage des 
Abgeordneten Schröder (Wilhelminenhof) (CSU/ 
CSU) (Drucksache 9/1481 Frage 114): 

Teilt der Bundesverkehrsminister die Sorgen zahlreicher 
Sachverständiger in Ostfriesland, daß der Hafen Emden 
durch unzureichende Ausbaggerung der Ems gegenüber den 
Häfen Bremen und Hamburg benachteiligt werden könnte, 
und ist er bereit zu garantieren, daß die in den Staatsverträ-
gen vom 29. Juli 1921 und 18. Februar 1922 angestrebten Fahr

-

wassertiefen in dem Sinn eingehalten werden, „daß die Fahr-
tiefe nach Emden nicht hinter der nach Bremerhaven und 
Hamburg zurücksteht"? 
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Der Bund unterhält z. Z. die Ausbautiefen des 
Emsfahrwassers von 12,5 m unter Seekartennull 
(SKN) bis zum Leichterplatz Alte Ems/Dukegat und 
8,5 m unter SKN vom Leichterplatz bis zum Hafen 
Emden. 

Darüber hinaus hat sich der Bund bereit erklärt, 
im Zusammenhang mit dem Projekt Dollarthafen 
die Zufahrt zum Hafen Emden für ca. 12,5 bis 13 m 
Schiffstiefgang zu vertiefen, wenn Investitionen, die 
für die Region Ostfriesland-Unterems von besonde-
rer wirtschaftspolitischer Bedeutung sind, ohne 
diese Vertiefung nicht durchgeführt werden kön-
nen. 

Damit sind die bei jedem Stromgebiet durch die 
hydrologischen und morphologischen Randbedin-
gungen gesetzten Grenzen für die Ems erreicht. 

Anlage 28 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Becker auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Schulte (Schwäbisch Gmünd) 
(CDU/CSU) (Drucksache 9/1481 Fragen 115 und 
116): 

Trifft es zu, daß 50 Jungangestellten des Postscheckamts 
Stuttgart, kurz vor der Abschlußprüfung, ab sofort die Teil-
nahme am Schulunterricht verboten wurde, und wenn ja, wel-
ches waren die Gründe dafür? 
Ist die Bundesregierung bereit, durch eine Sofortmaß-

nahme das Verbot, die Berufschule zu besuchen, für die 
50 Auszubildenden des Postscheckamts Stuttgart aufzuhe-
ben? 

§ 78 Abs. 1 des Schulgesetzes von Baden-Würt-
temberg sieht für die jungen Angestellten in Anlern-
berufen vor, daß die Berufsschulpflicht mit Ablauf 
des Schuljahres endet, in dem das 18. Lebensjahr 
vollendet wird. Auf Antrag können volljährige Be-
rufsschulpflichtige von dem 2. Schulhalbjahr beur-
laubt werden. Das Gesetz sieht außerdem vor, daß 
Volljährige die Berufsschule bis zum vollendeten 
20. Lebensjahr auf Antrag freiwillig weiterbesu-
chen. 

Das Postscheckamt Stuttgart hat von der gesetz-
lich vorgesehenen Möglichkeit, volljährige Berufs-
schulpflichtige von dem 2. Schulhalbjahr beurlau-
ben zu lassen, entsprechend der auch in der Vergan-
genheit üblichen Praxis — im Einvernehmen mit 
der Schulverwaltung des Landes —, in 28 Fällen Ge-
brauch gemacht. Von den betroffenen Angestellten 
haben lediglich 4 einen Antrag auf Freistellung zum 
weiteren Schulbesuch gestellt. 

Den freiwilligen Weiterbesuch der Berufsschule 
über die Schulpflicht hinaus ermöglicht die Deut-
sche Bundespost aus folgenden Gründen nicht: 

— Bei der hohen Eingangsqualifikation — Real-
schulabschluß oder entsprechende Schulbildung — 
reicht die postinterne Ausbildung innerhalb der 5-
jährigen Angestelltenbeschäftigungszeit für die 
Übernahme in das Beamtenverhältnis des mittleren 
Dienstes aus. 

— Die Beschulung in Fachklassen für Versiche-
rungsangestellte führt gegenüber dem Realschulab

-

schluß im Hinblick auf die Beamtenausbildung zu 
keinem höheren Schulabschluß. 

— Die uneinheitliche Regelung in den Ländern — 
nur Baden-Württemberg und Hessen haben ein ent-
sprechendes Angebot — würde zu einer Ungleichbe-
handlung des Personals führen. Die DBP strebt da-
her eine Neuordnung der Berufsbildung mit Berufs-
schulpflicht für die Gesamtdauer der Ausbildung an. 

Eine Sofortmaßnahme mit dem Ziel der Zulas-
sung des Berufsschulbesuchs über den gesetzlichen 
Mindestrahmen hinaus ist nicht beabsichtigt, da bei 
Inanspruchnahme dieser Möglichkeit durch alle be-
troffenen Angestellten der Deutschen Bundespost 
Personalkosten von rund 12 Millionen DM entste-
hen würden. 

Anlage 29 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Becker auf die Fragen 
des Abgeordneten Nelle (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1481 Fragen 117 und 118): 

Ist die Bundesregierung mit mir der Ansicht, daß, nach dem 
Konzept des Bundespostministers zur künftigen Postversor-
gung auf dem Lande, in den dünnbesiedelten Landesteilen 
Niedersachsens, insbesondere im Zonenrandgebiet, die Post-
versorgung weiter verringert wird und dadurch weitere Ver-
schlechterungen für die Postkunden auf dem Lande eintreten, 
und daß eine solche weitere Verschlechterung der Postversor-
gung gerade dort verhindert werden sollte? 

Liegen der Bundesregierung Pläne vor, eventuell durch die 
Übertragung der Leitung von Poststellen als Nebentätigkeit 
auf die dort ansässigen Gewerbetreibenden mit entsprechen-
den Ladenräumen, um eine derartige Verschlechtung der 
Postversorgung zu verhindern? 

Eine Verschlechterung der Postversorgung durch 
das Konzept des Bundespostministers zur Postver-
sorgung auf dem Lande ist nicht zu befürchten. Das 
Konzept, mit dem die Deutsche Bundespost nicht zu-
letzt im Kundeninteresse auf die sich verschlech-
ternde Nachfrage nach Postdienstleistungen in 
strukturschwachen Gebieten reagiert, zielt auf die 
Sicherung der Postversorgung auch unter schwieri-
gen Bedingungen. 

Die Übertragung von Posthaltertätigkeiten auch 
auf ortsansässige Geschäftsinhaber ist seit Jahr-
zehnten postalische Praxis. Die Erfahrungen aus 
dieser Praxis sind bei der Entwicklung des Konzepts 
zur Postversorgung auf dem Lande mit berücksich-
tigt worden. Neue Pläne zu diesem Thema erübrigen 
sich. 

Anlage 30 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Becker auf die Frage des 
Abgeordneten Milz (CDU/CSU) (Drucksache 9/1481 
Frage 119): 

Sieht die Bundesregierung einen offensichtlichen Wider-
spruch zwischen der Gewährung einer Investitionszulage zur 
Entlastung der Wirtschaft und der Erhöhung der Postgebüh-
ren ab 1. Juli 1982, die eine erhebliche finanzielle Belastung 
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gerade mittelständischer Unternehmen bedeutet, in der Wei-
se, daß auf der einen Seite vom Staat etwas gegeben wird, was 
auf der anderen Seite wieder genommen wird, oder sieht die 
Bundesregierung darin eine besondere Form der Umschich-
tung im Haushalt, so wie es die Bundesregierung zwischen 
der Investitionszulage und der Mehrwertsteuererhöhung dar-
zustellen versucht hat? 

Der Posthaushalt, der sich aus eigenen Einnah-
men finanzieren muß, ist ein vom Bundeshaushalt 
völlig getrenntes Sondervermögen. Die Bundesre-
gierung sieht deshalb keinen Widerspruch zwischen 
der Gewährung einer Investitionszulage zur Entla-
stung der Wirtschaft und der Erhöhung der Postge-
bühren. Es handelt sich hierbei auch nicht um ir-
gendeine Form der Umschichtung im Bundeshaus-
halt. 

Anlage 31 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Becker auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Hupka (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1481 Frage 120): 

Wie ist die Mitteilung zu verstehen, daß die Volksrepublik 
Polen nur bei Paketsendungen an kirchliche und soziale Or-
ganisationen auf die etwa 40 Prozent ihres Gebührenanteils 
verzichtet, und welchen Anteil machen die übrigen Sendun-
gen im Verhältnis zu den Paketen an kirchliche und soziale 
Organisationen aus? 

Die zwischen der Deutschen Bundespost und der 
polnischen Postverwaltung laufenden Verhandlun-
gen über die der polnischen Post zustehenden Ge-
bühren für Geschenkpakete aus der Bundesrepublik 
Deutschland haben zu einem Teilerfolg geführt. 

Die polnische Postverwaltung ist bereit, bis zum 
30. Juni 1982 auf Gebühren für Pakete zu verzichten, 
die an folgende kirchliche und soziale Organisatio-
nen in Polen adressiert sind: 

1. Polnisches Rotes Kreuz 
2. Polnisches Komitee für soziale Hilfe 
3. Gesellschaft der Kinderfreunde 
4. Verband der Katholiken/Caritas 
5. Caritatives Komitee des polnischen Episkopats 
6. Polnischer Ökumenischer Rat 

Über die Höhe des Sendungsaufkommens können 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch keine Angaben 
gemacht werden, weil das Aufkommen erst seit der 
Bekanntgabe der Anschriften durch die polnische 
Postverwaltung ermittelt werden kann. 

Anlage 32 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Stahl auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Hirsch (FDP) (Drucksache 9/1481 
Fragen 121 und 122): 

In welchem Umfang und bis zu welcher Tiefe ist der zum 
Einbau in den Schnellen Brüter Kalkar vorgesehene Reaktor-
tank und der sogenannte untere Natrium-Sammelbehälter 

verrostet (sogenannte interkristalline Korrosion), und welche 
Folgen ergeben sich daraus, daß das verrostete Material ent-
fernt werden muß, für die Lebensdauer der Anlage? 
Welche Betriebskosten hat der Betreiber des SNR-300 nach 

dem jetzigen Stand seiner Kenntnisse unter Berücksichti-
gung der vermutlichen Baukosten und beschränkten Lebens-
dauer der Anlage ermittelt, und welche Erlöse stellt er diesen 
Kosten unter Zugrundelegung des Strompreisniveaus kom-
merzieller Stromerzeugungsanlagen gegenüber? 

Zu Frage 121: 

Die interkristalline Korrosion am Reaktortank er-
streckt sich auf größere Bereiche der Tankfläche, 
die der Außenatmosphäre zugewandt waren. Innen 
war der Tank mit Schutzgas gefüllt. Die Tiefe ist im 
Mittel 0,7 mm. 

Beim unteren Sammelbehälter sind solche Schä-
den innen und außen aufgetreten. 

Auf die Lebensdauer hat die Reduzierung der 
Wandstärke infolge der Abtragung des Materials 
keinen Einfluß. 

Zu Frage 122: 

Sobald die noch ausstehenden Detailverhandlun-
gen über die Beiträge der Elektrizitätswirtschaft zu 
den Errichtungskosten abgeschlossen sind, wird die 
Bundesregierung eine dem jetzigen Stand der 
Kenntnisse entsprechende neue Betriebskostenvor-
schau anfordern. Die dabei einzusetzenden Strom-
preise sowie weitere Einflußgrößen sind Gegen-
stand von Verhandlungen. 

Ich bitte Sie deshalb um Verständnis, daß ich 
hierzu jetzt keine Angaben machen möchte. 

Anlage 33 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Stahl auf die Fragen des 
Abgeordneten Gärtner (FDP) (Drucksache 9/1481 
Fragen 123 und 124): 

Ist es zutreffend, daß der Betreiber des SNR-300 in Kalkar 
gegenwärtig mit einem Betriebskostendefizit von 250 bis 
300 Millionen DM pro Jahr rechnet, und wer soll diese Defizite 
tragen? 
Ist es zutreffend, daß die Bundesregierung sich verpflichtet 

hat, diese Betriebskostendefizite ganz oder teilweise zu über-
nehmen? 

1. Die angegebenen Zahlen in Höhe von 250 bis 
300 Millionen DM/Jahr treffen nicht zu. 

2. Ende 1972/Anfang 1973 haben die drei den 
SNR-300 fördernden Staaten mit dem Betreiber, der 
Schnell-Brüter-Kernkraftwerksgesellschaft, einen 
Risikobeteiligungsvertrag abgeschlossen. Danach 
übernehmen die Staaten während einer Anfangspe-
riode im Zusammenhang mit dem Betrieb entste-
hende Verluste ganz, später zu 80 %. Nach diesem 
Vertrag ist die Verlustbeteiligung für die gesamte 
Betriebszeit auf 150 Millionen DM limitiert. Auf die 
Bundesrepublik Deutschland entfallen davon 105 
Millionen DM. Im Vertrag ist unterstellt, daß bei ei-
nem definierten Normalbetrieb keine Verluste ent-
stehen. Zahlungen aus dem Vertrag sind aus späte- 
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ren Überschüssen zurückzuzahlen. Der Vertrag ist 
demnächst den Randbedingungen, wie sie bei Be-
triebsbeginn 1985/86 zu erwarten sind, anzupas-
sen. 

Anlage 34 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Stahl auf die Frage des Ab-
geordneten Hölscher (FDP) (Drucksache 9/1481 
Frage 125): 

In welcher Höhe ergeben sich Kosten des Betriebs und Ko-
sten des Brennstoffkreislaufs beim SNR-300 in Kalkar, und 
wie sollen nach Meinung der Bundesregierung die Erlöse in 
der Weise „gestaltet" werden, daß die Kosten des SNR in den 
allgemeinen Strompreis der kommerziellen Energieversor-
gungsunternehmen einkalkuliert werden? 

Es ist nicht beabsichtigt, die Betriebskosten des 
SNR-300 in den allgemeinen Strompreis der kom-
merziellen Energieversorgungsunternehmen einzu-
kalkulieren. Vielmehr sollen die für die Stromerzeu-
gung im SNR-300 zu entrichtenden Strompreise am 
Strompreisniveau kommerzieller Stromerzeugungs-
anlagen ausgerichtet werden mit dem Ziel, für einen 
definierten Normalbetrieb des SNR-300 ausgegli-
chene Betriebsergebnisse zu ermöglichen. 

Anlage 35 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Stahl auf die Fragen des 
Abgeordneten Echternach (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1481 Fragen 126 und 127): 

Wann wird die Bundesregierung über die Beteiligung des 
Bundes am Bau des vom Deutschen Elektronen Synchro-
trons (DESY) geplanten Speicherrings HERA entscheiden, 
den der vom Bundesministerium für Forschung und Techno-
logie berufene Gutachterausschuß schon vor über einem Jahr 
grundsätzlich zur Förderung empfohlen hat? 

Welche Gründe stehen einer Entscheidung der Bundesre-
gierung über das HERA-Projekt noch entgegen, und berück-
sichtigt die Bundesregierung dabei, daß der Bau des größeren 
Speicherrings nicht nur zur langfristigen Sicherung der Spit-
zenstellung der deutschen Kernforschung erforderlich ist, 
sondern daß mit dem Bau in einer Gesamtkostenhöhe von 
650 Millionen DM (von denen der Bund die Hälfte zu tragen 
hätte) über 1000 Arbeitsplätze während der sechsjährigen 
Bauzeit gesichert werden könnten und mit dem Bau drei Mo-
nate nach der Entscheidung über die Finanzierung begonnen 
werden könnte? 

Die Grundsatzentscheidung zum Bau des Spei-
cherrings HERA beim Deutschen Elektronen Syn-
chrotron DESY wird in 1 bis 2 Jahren erfolgen. 

HERA erfordert den Bau eines Protonenringes 
nach einer völlig neuen Technik mit sog. supralei-
tenden Magneten. Die damit verbundenen techni-
schen Probleme werden von DESY frühestens An-
fang 1984 gelöst sein. 

Ein zweiter Punkt ist die internationale Beteili-
gung an HERA. Um die interessierten ausländi-
schen Partner für eine Mitfinanzierung von HERA 
zu gewinnen, sollen die entsprechenden Bemühun

-

gen von DESY durch Verhandlungen auf Regie-
rungsebene unterstützt werden. Erst danach wird 
klar sein, welche finanziellen Belastungen auf die 
Bundesregierung entfallen. Die Finanzierung dieses 
umfangreichen Projekts wird trotz der erhofften in-
ternationalen Beteiligung angesichts der ange-
spannten Haushaltslage beträchtliche Schwierig-
keiten bereiten, zumal HERA mit anderen, vom Gut-
achterausschuß ebenfalls positiv beurteilten Projek-
ten konkurriert. 

Zweifellos würde DESY mit HERA seine interna-
tionale Bedeutung für die Wissenschaft noch stei-
gern können. Ich teile die Auffassung, daß die Inve-
stitionen für das Projekt dem Hamburger Raum 
wirtschaftliche Impulse vermitteln können. Die 
Schätzungen der Beschäftigungswirkung dürfte ten-
denziell zutreffen. Dieser Effekt würde sich aller-
dings bei entsprechenden Forschungsinvestitionen 
in anderen Regionen in ähnlicher Weise einstellen. 

Anlage 36 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Stahl auf die Frage des Ab-
geordneten Dr. Hennig (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1481 Frage 128): 

Welches Mitglied der Bundesregierung hat sich bisher um 
den Auftrag bemüht, den die mexikanische Regierung für 
20 Kernkraftwerke vergeben will, die bis zum Jahr 2000 in 
Mexiko errichtet werden sollen, und wird es wirklich dabei 
bleiben, daß die Bundesregierung dies ausschließlich Herrn 
Dr. Schmidt-Küster vom Bundesministerium für Forschung 
und Technologie überläßt, während sich von den konkurrie-
renden Staaten z. B. für Kanada Ministerpräsident Trudeau, 
für Frankreich Präsident Mitterrand und für die USA Präsi-
dent Reagan dieserhalb persönlich eingeschaltet haben? 

Die. Errichtung von Kernkraftwerken mit einer 
Gesamtleistung von 20 000 MW bis zum Jahr 2000 ist 
in noch nicht verbindlicher Weise in einem Ener-
gieprogramm der mexikanischen Regierung von 
1980 angesprochen. Tatsächlich ausgeschrieben 
wurden zur Angebotsabgabe bis zum 1. Februar 1982 
Reaktoren ohne Stromerzeugungsteil für eine elek-
trische Leistung von 1 800 MW bis 2 400 MW in zwei, 
maximal vier gleichen Einheiten für den Standort 
Laguna Verde. Hierfür hat die Kraftwerk Union ein 
Angebot abgegeben. 

In einer freien Wirtschaft ist es primär Aufgabe 
der Industrie, sich durch Qualität und Attraktivität 
ihres Angebots die erhofften Aufträge zu sichern. 
Andererseits spielen bei Großaufträgen auch politi-
sche Erwägungen eine Rolle. 

In der Erwartung eines Angebots der KWU hat 
deshalb der Bundesminister für Forschung und 
Technologie im Oktober 1981 anläßlich der Eröff-
nung der deutschen Industrieausstellung in Mexiko 
mit dem Staatspräsidenten Lopez Portillo und dem 
auch für Energie zuständigen Industrieminister Ge-
spräche über deutsch-mexikanische Zusammenar-
beit in Forschung und Entwicklung geführt und da-
bei die Leistungsfähigkeit der deutschen Nuklearin-
dustrie und den hohen Sicherheitsstandard der 
deutschen Kernkraftwerke besonders hervorgeho- 
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ben. Er hat ferner darauf hingewiesen, daß sowohl 
die deutsche Industrie wie auch die Bundesregie-
rung durch flankierende Maßnahmen bei der Zu-
sammenarbeit der Kernforschungszentren zu einem 
umfassenden Technologietransfer bereit ist. 

Anfang Mai 1982 wird Bundesminister von Bülow 
nochmals nach Mexiko reisen und in Gesprächen 
mit Staatspräsident Lopez Portillo, dem Präsident-
schaftskandidaten Miguel de la Madrid und weite-
ren wichtigen Persönlichkeiten die Vorzüge des 
deutschen Angebots und das Interesse der Bundes-
regierung an einer Auftragserteilung ausführlich er-
läutern. 

Unabhängig von den Gesprächen des BMFT wird 
der Bundesminister für Wirtschaft, der anläßlich der 
diesjährigen Hannovermesse mit dem mexikani-
schen Industrieminister zusammentrifft, auch diese 
Gelegenheit benutzen, um das Interesse der Bundes-
regierung an dem Auftrag zu unterstreichen. 

Anlage 37 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Stahl auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Bugl (CDU/CSU) (Drucksache 9/ 
1481 Fragen 129 und 130): 

Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung veranlaßt, 
daß das Endlager Gorleben sowohl für die direkte Endlage-
rung abgebrannter Brennelemente als auch für die Endlage-
rung von hochaktivem Abfall untersucht wird, obwohl zwi-
schen diesen beiden Kategorien von Abfall naturwissen-
schaftlich-technisch bedingte Unterschiede bestehen? 

In welchem Umfang wird die Kapazität eines Endlagers für 
hochradioaktiven Abfall oder direkt endgelagerte Brennele-
mente beeinflußt durch die jeweilige geologische Formation 
(Salz, Schiefer, Granit), und welchen Einfluß hat eine länger-
fristige oberirdische Zwischenlagerung dieser Abfälle auf die 
Kapazität des Endlagers? 

Entsprechend dem Beschluß der Regierungschefs 
von Bund und Ländern vom 28. September 1979 un-
tersucht die Bundesregierung auch die Möglichkeit 
der direkten Endlagerung abgebrannter Brennele-
mente in Salzformationen. Aufgrund der grundsätz-
lichen Unterschiede dieses Endlagerproduktes ge-
genüber dem hochaktiven Abfall aus der Wiederauf-
arbeitung wären bei der Endlagerung Änderungen 
erforderlich. Diese haben jedoch zunächst keinen 
Einfluß auf das bis Ende der 80er Jahre laufende 
geologische Erkundungsprogramm und auf die wei-
terreichende Planung bis zur Inbetriebnahme des 
Endlagers. Vielmehr spielen sie eine Rolle bei der 
Frage, welche Mengen hochaktiver Abfälle bzw. 
Brennelemente in Gorleben endgelagert werden 
können. Diese Frage kann erst nach Abschluß des 
Erkundungsprogramms beantwortet werden. 

Um einem möglichen Beschluß für die direkte 
Endlagerung Rechnung zu tragen, wird in der Ter-
minplanung für das Endlager Gorleben dieser Ent-
sorgungsweg ebenfalls berücksichtigt. 

Die Kapazität eines Endlagers für hochaktive Ab-
fälle bzw. bearbeitete Brennelemente für die Endla-
gerung wird sowohl von der Größe der endlagerge-
rechten Formation als auch von den geologischen 

Parametern wie Wassergehalt und wärmetechni-
schen Eigenschaften beeinflußt. Letztere zeigen grö-
ßere Vorteile für Salz gegenüber Granit, während 
Schiefer- und Tonschichten unter den in Deutsch-
land vorliegenden Verhältnissen als nachteiliger 
eingestuft und daher nicht in Erwägung gezogen 
werden. 

Laut einer internationalen Untersuchung von 
zwei typischen Endlagern in Salz und Granit erge-
ben sich aufgrund der besseren Wärmeleitfähigkeit 
und der Abwesenheit von Wasser in Salz die etwa 
4fache Kapazität je Flächeneinheit bei verglasten 
hochaktiven Abfällen und die etwa 2fache Kapazität 
bei Brennelementen, jeweils bei 10 Jahren Abküh-
lung der Abfälle vor der Endlagerung. 

Die längere oberirdische Zwischenlagerung von 
z. B. 40 Jahren würde die Kapazität des Endlagers 
bei Granit etwa verdoppeln, und zwar sowohl für 
hochaktive Abfälle als auch für Brennelemente. Bei 
Salz hingegen verdoppelt sich lediglich die Kapazi-
tät für hochaktive Abfälle, während sie für Brenn-
elemente nur um etwa 5 % zunimmt. Diese Unter-
schiede sind im wesentlichen begründet einerseits 
durch die begrenzende Oberflächentemperatur der 
Abfälle bei Granit, andererseits durch die zulässige 
Gesamt-Wärmemenge in Salz. 

Trotz des günstigen Einflusses längerer Zwi-
schenlagerzeiten von hochaktiven Abfällen bei End-
lagerung in Salz sieht die Bundesregierung keine 
Zwischenlagerzeiten von mehr als 10-20 Jahren 
vor, da die geforderte frühzeitige Gewährleistung 
der Entsorgung und speziell der Endlagerung als 
notwendig erachtet wird für die weitere Nutzung der 
Kernenergie. 

Anlage 38 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Kuhlwein auf die Fragen 
des Abgeordneten Schirmer (SPD) (Drucksache 9/ 
1481 Fragen 136 und 137): 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Stand der Beratun-
gen zur Fortschreibung des „Aktionsprogramms Schulsport", 
das erstmals 1972 als Gemeinschaftsinitiative der Bundesre-
gierung, der Bundesländer, der kommunalen Spitzenver-
bände und des Deutschen Sportbunds verabschiedet wurde, 
und welche Zielsetzungen strebt die Bundesregierung bei der 
Neufassung dieses Programms an? 

Ist die Bundesregierung bereit, bei den Beratungen zur 
Fortschreibung des „Aktionsprogramms Schulsport" dafür 
einzutreten, daß auch die Förderung des Hochschulsports bei 
der Neufassung des Programms angemessen berücksichtigt 
wird? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Kultus-
ministerkonferenz (KMK) und der Deutsche Sport-
bund an getrennten Entwürfen zur Fortschreibung 
des Aktionsprogramms Schulsport arbeiten. Die 
Bundesregierung und die kommunalen Spitzenver-
bände, die das Aktionsprogramm 1972 mitgetragen 
und ihre Bereitschaft zur Mitwirkung an der Fort-
schreibung zum Ausdruck gebracht haben, sind bis- 
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her nicht beteiligt worden. Einzelheiten über den 
Stand der Beratungen sind deshalb nicht bekannt. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß sie an 
der Fortschreibung des Aktionsprogramms beteiligt 
wird. Sie sieht u. a. in den folgenden Bereichen 
Schwerpunkte eines fortzuschreibenden Aktions-
programms 

— Sport an beruflichen Schulen 

— Sport an Sonderschulen und in sonderpädagogi-
schen Einrichtungen 

— Bewegungserziehung und Sport im Kindergar-
ten 

— Verbindung zwischen Freizeitsport und Schul-
sport 

— Öffnung der Sportlehrerausbildung für den sozia-
len und sozialpädagogischen Bereich. 

Die Bundesregierung hält die Förderung des 
Hochschulsports insbesondere auch unter dem 
Aspekt der Öffnung für Nichthochschulangehörige 
für dringlich und würde sich im Falle ihrer Beteili-
gung an der Fortschreibung dafür einsetzen. 

Anlage 39 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Kuhlwein auf die Fragen 
des Abgeordneten Weisskichen (Wiesloch) (SPD) 
(Drucksache 9/1481 Fragen 138 und 139): 

Welche Folgen hätte es für die Eltern und Schüler in der 
Bundesrepublik Deutschland, wenn es in der Frage der Aner-
kennung der Gesamtschulabschlüsse nicht zu einer Einigung 
kommen würde? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß durch eine 
bundesweite Anerkennungsvereinbarung der Tatsache Rech-
nung getragen werden muß, daß in einer Reihe von Ländern 
(Niedersachsen, Berlin, Hamburg, Bremen, Hessen und Nord-
rhein-Westfalen) die Gesamtschulen bereits einen Status er-
halten haben, der demjenigen anderer weiterführender Schu-
len entspricht? 

Zu Frage 138: 

Die Verweigerung der Anerkennung der Gesamt-
schulabschlüsse durch einzelne Bundesländer hätte 
die Folge, daß die Abschlüsse bei Wechsel in ein an-
deres Bundesland nach unterschiedlichen Maßstä-
ben überprüft und möglicherweise nicht anerkannt 
werden. Aus den Länderverhandlungen über eine 
Anerkennung der Gesamtschulabschlüsse ist be-
kannt geworden, daß dabei die Frage des Überprü-
fungsmaßstabes eine entscheidende Rolle spielt. Ein 
Teil der Länder will bei der Anerkennung nur die je-
weils eigenen Anforderungen für die Abschlüsse des 
dreigliedrigen Schulsystems von Hauptschule, Real-
schule und Gymnasium zugrunde legen. Eine derar-
tige Überprüfungspraxis würde den Spielraum für 
selbständige bildungspolitische Entscheidungen der 
einzelnen Länder in unmittelbarer Weise einschrän-
ken und, wie übrigens auch der niedersächsische 

Kultusminister erklärt hat, den eigenen pädagogi-
schen Charakter der Gesamtschule aufheben. 

Für Eltern und Schüler wäre nicht mehr sicher ab-
zuschätzen, ob und unter welchen Bedingungen die 
Gesamtschulabschlüsse in anderen Bundesländern 
anerkannt werden. Die Bundesrepublik würde in 
zwei oder mehr bildungspolitische Länderzonen ge-
teilt, in denen jeweils unterschiedliches Recht für 
die Anerkennung von Abschlüssen gilt. Dies hätte 
nicht nur Auswirkungen für Schüler mit einem Ge-
samtschulabschluß und für ihre Eltern, falls diese 
beabsichtigen, von einem Bundesland in ein anderes 
umzuziehen. Die unterschiedliche Anerkennungspo-
litik würde sich auch bei anderen Bildungsabschlüs-
sen auswirken. Die bereits bestehenden Anerken-
nungsprobleme z. B. bei verschiedenen Arten der 
Hochschulzugangsberechtigung oder bei den Lehr-
amtsabschlüssen würden voraussichtlich verschärft. 
Um so dringender ist daher eine Einigung über eine 
unbürokratische, bürgerfreundliche Anerkennung 
der Gesamtschulabschlüsse. 

Zu Frage 139: 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß 
eine Anerkennungsvereinbarung über die Gesamt-
schulabschlüsse der Tatsache Rechnung tragen 
muß, daß in mehreren Bundesländern die Gesamt-
schule nicht mehr den Charakter eines Modellver-
suchs, sondern inzwischen einen Status hat, der 
demjenigen anderer weiterführender Schulen ent-
spricht. Diese Entscheidungen der Landesparla-
mente müssen nach Auffassung der Bundesregie-
rung in einer Vereinbarung über die Anerkennung 
der Gesamtschulabschlüsse respektiert werden. Die 
bis zum Juni 1982 noch geltende frühere Anerken-
nungsvereinbarung, die die inzwischen erfolgten 
landesgesetzlichen Änderungen noch nicht berück-
sichtigt, reicht deshalb künftig nicht mehr aus. 

Diese Überlegungen lagen im übrigen auch der Ei-
nigung zugrunde, die Bund und Länder 1979 im Zu-
sammenhang mit den Arbeiten an der Fortschrei-
bung des Bildungsgesamtplans über die Notwendig-
keit einer neuen Anerkennungsvereinbarung er-
reicht hatten. Seit 1979 haben die für diese Einigung 
ausschlaggebenden Gründe noch an Gewicht ge-
wonnen, da seither weitere Landesparlamente der 
Gesamtschule einen mit anderer Schulformen ver-
gleichbaren Status gegeben haben. Toleranz gegen-
über verschiedenen Modellen im Bildungswesen 
und Respekt vor der Entscheidungsfreiheit der 
Landesparlamente sind nach Auffassung der Bun-
desregierung die unverzichtbaren Grundlagen für 
die notwendige Zusammenarbeit im föderativen Bil-
dungssystem und auch für einen bildungspoliti-
schen „Wettbewerb", der nicht auf Kosten der betrof-
fenen Bürger, sondern zu deren Nutzen geführt 
wird. Die Anerkennung der Gesamtschulabschlüsse 
ist ein wichtiger Testfall, der zeigen wird, ob diese 
Grundsätze im Interesse der Eltern und Schüler 
auch in der Praxis berücksichtigt werden. 
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Anlage 40 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Kuhlwein auf die Frage 
der Abgeordneten Frau Weyel (SPD) (Drucksache 
9/1481 Frage 140): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Erfolgsaussichten 
für eine Einigung in den Verhandlungen über eine Anerken-
nung der Gesamtschulabschlüsse, wie sie 1979 im Zusammen-
hang mit den Arbeiten an der Fortschreibung des Bildungsge-
samtplans angekündigt worden waren? 

In der letzten Sitzung der Kultusministerkonfe-
renz der Länder am 11./12. März 1982 wurden die 
seit fast drei Jahren laufenden Verhandlungen über 
eine neue Ländervereinbarung zur Anerkennung 
der Gesamtschulabschlüsse erneut vertagt. Die Er-
folgsaussichten werden von den Verhandlungspart-
nern unterschiedlich beurteilt. Die Verzögerungen 
in den Verhandlungen wurden bislang vor allem 
durch Forderungen Bayerns verursacht, für die An-
erkennung ihrer Abschlüsse die Gesamtschule 
streng am dreigliedrigen Schulsystem auszurichten 
— und zwar an Hauptschule, Realschule und Gym-
nasium. 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist der „Er-
folg" der Verhandlungen nicht nur daran zu messen, 

ob es überhaupt zu einer Anerkennungsvereinba-
rung kommt. Ebenso wichtig ist, daß eine unbüro-
kratische Anerkennung erreicht wird, die den bil-
dungspolitischen Entscheidungsspielraum der 
Landesparlamente und den eigenen pädagogischen 
Charakter der Gesamtschule respektiert. In der Eu-
ropäischen Konvention zur Anerkennung von Reife-
zeugnissen haben sich viele europäische Staaten be-
reits in den 50er Jahren darauf geeinigt, die Ab-
schlüsse der Signatarstaaten ohne gegenseitige bil-
dungspolitische „Eignungsprüfung" anzuerkennen. 
Dieses Anerkennungsmodell sollte nach Auffassung 
der Bundesregierung auch das Vorbild für Anerken-
nungsvereinbarungen zwischen den Bundesländern 
sein. Kein Bürger könnte dafür Verständnis haben, 
daß zwischen den Bundesländern weniger bildungs-
politisches Vertrauen besteht als zwischen den Staa-
ten in Europa. Die Bundesregierung wendet sich 
deshalb gegen kleinliches und bürokratisches Ver-
halten in der Anerkennungspraxis unter dem Vor-
wand einer „Gleichwertigkeitsprüfung". Dies gilt 
auch — aber nicht nur — für die Anerkennung von 
Gesamtschulabschlüssen. Die z. Z. noch geltende 
Anerkennungsvereinbarung zu den Gesamtschulab-
schlüssen läuft im Juni aus. Bis dahin muß sich zei-
gen, ob es gelingt, die Anerkennung auf Dauer und 
ohne perfektionistische Detailregelungen zu si-
chern. 
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